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Stellungnahme der WPK zu den Regelungsvor-
schlägen der EU-Kommission zur Abschlussprüfung

In intensiven Beratungen in den 
WPK-Gremien, insbesondere im 
Vorstand sowie in einem aus-
schließlich aus Beiratsmitgliedern 
zusammengesetzten gesonder-
ten Ausschuss „Grünbuch“, wur-
den die Inhalte der Regelungsvor-
schläge analysiert und eingehend 
diskutiert. Neben den inhaltlichen 
Themen war Gegenstand der Bera-
tungen auch die von der EU-Kom-
mission vorgesehene Verortung 
der Regelungsvorschläge in zwei 
unterschiedlichen Dokumenten: 
in einer Richtlinie zur Änderung 
der derzeitigen Abschlussprüfer-
richtlinie einerseits sowie in einer 
– speziell auf Abschlussprüfun-
gen bei Unternehmen von öffent-
lichem Interesse zugeschnittenen 
– Verordnung andererseits.

In die Meinungsbildung der 
WPK-Gremien eingeflossen sind 
auch die Auffassungen von Grup-
pierungen des Berufsstands, die 
in den derzeitigen WPK-Gremien 
nicht vertreten sind. Als Rahmen 
für einen dahingehenden Mei-
nungsaustausch bot sich die am 
16.1.2012 erstmalig durchgeführ-
te Konsultationsrunde an (dazu 
auf Seite 6 in diesem Heft). 

Über Newsletter und Hinweis 
auf der Internetseite der WPK sind 
darüber hinaus alle Mitglieder der 
WPK aufgefordert worden, ihre 

Auffassung zu den Regelungs-
vorschlägen der EU-Kommission 
mitzuteilen, um diese in die Mei-
nungsbildung der WPK-Gremien 
einfließen zu lassen. Fast 400 Ein-
gaben hat die WPK erhalten und 
bei der Erarbeitung der Stellung-
nahme mitberücksichtigt.

Die Stellungnahme der WPK 
ist am 27.1.2012 abgegeben wor-
den. Darum hatten das Bundesjus-
tizministerium und das Bundes-
wirtschaftsministerium gebeten, 
um die Stellungnahme der WPK 
sowie die Stellungnahmen ande-
rer Organisationen in ihre Positi-
onsbestimmungen gegenüber den 
Verfahrensbeteiligten auf nationa-
ler sowie europäischer Ebene ein-
fließen lassen zu können.

Zentrale inhaltliche Aspekte 
der Stellungnahme der WPK sind:
•	Zur Regelungstechnik wird vor-

geschlagen, die Maßnahmen in 
einer Richtlinie zur Änderung 
der Abschlussprüferrichtlinie 
(2006/43/EG) zusammenzufüh-
ren. Von einer Verordnung für 
Prüfer von Unternehmen von öf-
fentlichem Interesse sollte abge-
sehen werden.

•	Eine vollständige Trennung von 
Prüfung und Beratung, deren Er-
gebnis die Schaffung von reinen 
Prüfungsgesellschaften wäre, 
wird abgelehnt. Hingegen trägt 
das Verbot einzelner Beratungs-
leistungen, bei denen das Selbst-
prüfungsverbot berührt ist, zur 
Steigerung der Unabhängigkeit 
des Abschlussprüfers und zur 
Qualität der Prüfung bei. Ent-
sprechende Regelungen gibt es 
heute schon im deutschen Recht. 
Beratungsleistungen im Übrigen 
sollten vom Prüfungsausschuss 
des geprüften Unternehmens ge-
nehmigt werden. Eine Behörden-

entscheidung lehnt die WPK ab.
•	Qualitätsfördernde Wirkung hät-

te eine Gebührenordnung für die 
Abschlussprüfung, welche die 
für eine hohe Qualität erforder-
lichen angemessenen Gebüh-
ren sicherstellt. Daher befürwor-
tet die WPK mit Nachdruck die 
Schaffung eines Gebührenrechts 
für die gesetzliche Abschluss-
prüfung (zu diesem Thema auch 
Seite 6 und 37 in diesem Heft).

•	Die WPK spricht sich gegen die 
Abkehr vom Aufsichtssystem im 
Sinne des Artikels 32 der derzei-
tigen Abschlussprüferrichtlinie 
(2006/43/EG) aus. Eine mangeln-
de Effektivität und Effizienz des 
derzeitigen Aufsichssystems ist 
bisher nicht festgestellt. Aller-
dings wird angeregt, nicht nur 
das Aufsichtssystem insgesamt, 
sondern auch einzelne Verfah-
ren und Verfahrensergebnisse 
für die Öffentlichkeit angemes-
sen transparent zu machen. 

•	Bei der Aufsicht über Abschluss-
prüfer von Unternehmen von 
öffentlichem Interesse – jedoch 
nur insoweit sie kapitalmarkto-
rientiert sind – hält es die WPK 
allerdings grundsätzlich für ver-
tretbar, aber auch ausreichend, 
dass der berufsstandsfremden 
Aufsichtsstelle (in Deutschland: 
Abschlussprüferaufsichtskom-
mission) weitergehende Kom-
petenzen übertragen werden, 
insbesondere durch eine unmit-
telbare Anbindung der anlass
unabhängigen Berufsaufsicht 
(Inspektionen).	 sn/th

Im WPK Magazin 4/2011, Seite 16,  
sowie bereits zuvor auf der Internet-
seite der WPK wurde über die am 
30.11.2011 veröffentlichten Regelungs-
vorschläge der EU-Kommission zur Mo-
difizierung der Rahmenbedingungen 
für die Abschlussprüfung berichtet.

Stellungnahme der WPK vom 27.1.2012  
abrufbar unter
k www.wpk.de/aktuell/regelungsvorschlaege.asp
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

4	 Aus der Arbeit der WPK WPK Magazin 1/2012



Zur Sache

die Berufsaufsicht verantwortet. Auch zukünf-
tig müssen eine Einbindung der beruflichen 
Selbstverwaltung und deren bewährter fachli-
cher Beiträge möglich sein. Darüber hinaus soll-
te das Aufsichtssystem insgesamt sowie einzel-
ne Verfahren und Verfahrensergebnisse für die 
Öffentlichkeit angemessen transparent werden. 
Dies würde helfen, Zweifel an der Unabhängig-
keit und Effektivität der Aufsicht zu beseitigen.

Die WPK hat in ihrer Stellungnahme auch 
ein Thema angesprochen, das die Regelungs-
vorschläge zwar nicht direkt adressieren, das 
aber mit dem erklärten Ziel der Qualitätssiche-
rung in Einklang steht. Es geht um die Einfüh-
rung einer Gebührenordnung für die gesetzli-
che Abschlussprüfung. Der Vorstand vertritt 
die Auffassung, dass eine Gebührenordnung 
eine qualitätsfördernde Wirkung hätte. Des-
halb setzt sich die WPK mit Nachdruck für 
die Schaffung eines Gebührenrechts für die 
gesetzliche Abschlussprüfung ein. In diesem 
WPK Magazin befasst sich Prof. Dr. Volker H. 
Peemöller auf Seite 37 ff. mit dem Thema. 

Mit viel Engagement hat sich der Aus-
schuss Rechnungslegung und Prüfung von der 
ersten Stunde an um die skalierte Prüfung ge-
kümmert. Mitte Februar berät der Ausschuss 
den Hinweis abschließend. Die Berufssatzung 
wird um einen Absatz zur skalierten Prüfung 
ergänzt werden. Mein Dank gilt allen Mitwir-
kenden, insbesondere den Mitarbeitern der 
Kammer, die dazu beigetragen haben, dem 
Konzept der skalierten Prüfung ein Funda-
ment zu geben. Die WPK wird das Ergebnis 
der Beratungen veröffentlichen und Gelegen-
heit zur Stellungnahme geben. 

Auf Seite 15 blicken wir zurück auf die 
Kammerversammlungen 2011/12. Auf den Ver-
anstaltungen wurde unter anderem eine Zu-
sammenführung der Berufe des WP und des 
vBP angesprochen und ein Stimmungsbild ein-
geholt. Danach steht fest, dass die WPK eine Zu-
sammenführung nicht weiter verfolgen wird.

Ihr

Michael Gschrei
Präsident der Wirtschaftsprüferkammer

seit dem 30.11.2011 liegen die Regelungsvor-
schläge der EU-Kommission zur Abschluss-
prüfung vor. Zu beurteilen sind sie danach, ob 
und inwieweit sie geeignet sind, die Qualität 
der Abschlussprüfung in Bezug auf Prüfung 
und Berichterstattung zu erhöhen und die 
Glaubwürdigkeit des Berufsstandes zu stärken. 
Einzelne Maßnahmen haben zum Teil erhebli-
che Eingriffstiefen und werden im Berufsstand 
unterschiedlich bewertet. Da es die gesetzli-
che Aufgabe der Kammer ist, die Belange der 
Gesamtheit ihrer Mitglieder zu wahren, war 
es das Ziel des Vorstandes, die Stellungnah-
me der WPK zu den Regelungsvorschlägen auf 
eine möglichst breite Grundlage zu stellen. 

Ein Ausschuss des Beirates hat maßgeb-
lich zur Aufarbeitung des Themas beigetra-
gen. Mein Dank gilt allen Beteiligten. Um das 
gesamte Meinungsspektrum zu erfassen, wa-
ren im Januar Vertreter der nicht in den Gre-
mien der WPK vertretenen Gruppen des Be-
rufsstandes zu einer Konsultationsrunde ins 
Wirtschaftsprüferhaus in Berlin eingeladen. 
Zudem wurde via Internet und Newsletter um 
Eingaben aus dem Berufsstand gebeten, was 
rund 400 Rückmeldungen erbrachte. Auch 
diese machten noch einmal deutlich, wie sehr 
die Regelungsvorschläge den Berufsstand be-
wegen. Alle Stimmungsbilder flossen in die 
Vorstandsberatungen ein. Die Ende Januar 
veröffentliche Stellungnahme der WPK trägt 
meiner Meinung nach den unterschiedlichen 
Interessenlagen angemessen Rechnung, in-
dem ein differenziertes Meinungsbild wieder-
gegeben wird. Ich danke allen Mitgliedern für 
ihre Hinweise. Weiterer Dank gilt den Teil-
nehmern der Konsultationsrunde. Der Ge-
dankenaustausch war gut und der Vorstand 
möchte ihn fortführen, dann natürlich auch 
zu anderen berufspolitischen Themen. 

Die Regelungsvorschläge der EU-Kommis-
sion laufen auf eine Abkehr vom Aufsichtssys-
tem im Sinne des Artikels 32 der derzeitigen 
Abschlussprüferrichtlinie hinaus, da wesentli-
che Aufsichtsaufgaben auf eine neue Behörde 
übertragen werden sollen. Dazu sage ich klar 
und deutlich: Eine neue Behörde brauchen 
wir nicht. Wir haben mit der APAK bereits 
eine berufsstandsunabhängige Institution, die 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen,
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Konsultationsrunde

Gebührenordnung für gesetzliche Abschluss
prüfungen

Am 16.1.2012 veranstaltete die 
WPK erstmals eine Konsultations-
runde unter Beteiligung der Ver-
treter von solchen Gruppen im 
Berufsstand und weiterer WPK-
Mitglieder, die nach den Wahlen 
im Sommer 2011 in den derzeiti-
gen Gremien der WPK nicht ver-
treten sind. Ebenfalls eingeladen 
waren Vertreter der Abschlussprü-
feraufsichtskommission. 

Mit dieser Veranstaltung, die 
bei entsprechender Akzeptanz re-
gelmäßig stattfinden soll, wird das 
Ziel verfolgt, zu aktuellen berufs-
politischen Fragestellungen einen 

Der Prüfungsmarkt in Deutsch-
land ist durch einen äußerst 
scharfen Wettbewerb, einen fun-
damentalen Preisdruck von Sei-
ten der Unternehmen sowie in-
folgedessen durch vermehrte 
Dumpingangebote von Seiten der 
Prüfer gekennzeichnet. Aufgrund 
des augenfälligen Zusammen-
hangs zwischen einer angemesse-
nen Vergütung und der Qualität 
der Abschlussprüfung (vergleiche 
dazu § 27 Abs.  1 Satz 2 BS WP/
vBP) stellt diese Entwicklung ein 
erhebliches Risiko für die Prü-

umfassenden Meinungsaustausch 
zu pflegen. Damit möchten die 
Gremien der WPK verschiedene 
Auffassungen und Argumente auf-
nehmen, um sie in ihre eigene Mei-
nungsbildung einfließen zu lassen. 
Bindende Wirkung gegenüber den 
gewählten Gremien der WPK kön-
nen und sollen die Konsultations-
runden hingegen nicht entfalten.

Einziges Thema der Konsultati-
onsrunde am 16.1.2012 waren die 
Regelungsvorschläge der EU-Kom-
mission zur Abschlussprüfung. 
Wie zu erwarten war, beteiligten 
sich die insgesamt 19  Veranstal-

tungsteilnehmer (Vertreter von 
mittelständischen Prüferpraxen, 
größeren mittelständischen und 
großen Prüfernetzwerken sowie 
genossenschaftlichen Prüfungsver-
bänden und der Prüfungsstelle des 
Sparkassen- und Giroverbandes), 
lebhaft und zum Teil durchaus 
kontrovers an der Diskussion über 
einzelne Kommissionsvorschläge. 

Die Veranstaltung stellte einen 
guten Ausgangspunkt für weite-
re Gespräche und den Meinungs-
austausch innerhalb der gesamten 
Mitgliedergruppen der WPK dar.

	 sn

fungsqualität dar. Auch in der 
Fachliteratur finden sich Ausfüh-
rungen, wonach „die Regelung ei-
ner angemessenen Vergütung des 
Abschlussprüfers als zentraler 
Anknüpfungspunkt bei der Be-
kämpfung von Bilanzdelikten“ an-
zusehen ist (Peemöller/Hofmann, 
Bilanzskandale – Delikte und Ge-
genmaßnahmen, 2005, Seite 193 f.; 
vergleiche zu diesem Thema auch 
den Beitrag von Peemöller auf Sei-
te 37 ff. in diesem Heft).

Im Berufsstand wird derzeit 
verstärkt über die Notwendig-

keit der Einführung einer Ge-
bührenordnung für gesetzliche 
Abschlussprüfungen diskutiert. 
Zwar ist das Meinungsbild hierzu 
nicht einheitlich; dennoch möch-
te der Vorstand der Wirtschafts-
prüferkammer die inzwischen in 
großen Teilen des Berufsstandes 
artikulierte Forderung nach ei-
ner Gebührenordnung für gesetz-
lich vorgeschriebene Abschluss-
prüfungen aufgreifen. Aus diesem 
Grund befasst sich derzeit ein zu 
diesem Thema gebildeter Projekt-
ausschuss mit der Vorbereitung 
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Benennung gerichtlicher Sachverständiger durch 
die Wirtschaftsprüferkammer
Die Wirtschaftsprüferkammer wird 
in rund 250 Fällen jährlich um 
die Benennung von Sachverstän-
digen oder Schiedsgutachtern ge-
beten, davon in rund 60 Fällen 
um die Benennung eines Sachver-
ständigen in gerichtlichen Verfah-
ren. Die Wirtschaftsprüferkammer 
greift hierzu auf das WP Verzeich-
nis Online der WPK zurück, indem 
sie der Reihenfolge nach infrage 
kommende Berufsangehörige vor-
schlägt oder die Fragesteller selbst 
auf diesen Suchservice verweist.

Bei der Benennung von Sach-
verständigen und Schiedsgut-

achtern in privatrechtlichen 
Angelegenheiten hat die Wirt-
schaftsprüferkammer in der Re-
gel keine Schwierigkeiten, auf der 
Grundlage des genannten Such-
services Berufsangehörige zu be-
nennen, die dem Grunde nach zur 
Übernahme des dann zwischen 
den Beteiligten zu vereinbaren-
den Auftrages bereit sind. Bei der 
Benennung von Sachverständigen 
in gerichtlichen Verfahren stößt 
die Wirtschaftsprüferkammer je-
doch nicht selten bei den im WP 
Verzeichnis Online verzeichneten 
Berufsangehörigen auf Vorbehal-

te, die zum Teil in den gesetzlich 
fixierten Entschädigungssätzen, 
zum Teil aber auch in der Natur 
und den damit verbundenen for-
mellen Strukturen des Verfahrens 
begründet sind.

Das WP Verzeichnis Online der 
Wirtschaftsprüferkammer sieht 
derzeit die Funktion „gerichtliche 
Gutachten“ nicht vor. Die Wirt-
schaftsprüferkammer möchte da-
her mit dem heutigen Aufruf damit 
beginnen, eine Liste von Berufs-
angehörigen zu erstellen und zu 
pflegen, die bereit sind, von der 
Wirtschaftsprüferkammer den Ge-

eines entsprechenden Vorschla-
ges an den Gesetzgeber.

Derzeit befindet sich ein Schrei
ben der Wirtschaftsprüferkammer 
an die Fraktionen sowie die Vor-
sitzenden/stellvertretenden Vor-
sitzenden des Wirtschafts- und des 
Rechtsausschusses des Deutschen 
Bundestages in der Abstimmung, 
mit dem die genannte Forderung 
an den Gesetzgeber herangetra-
gen werden soll. Im Wesentlichen 
wird dort ausgeführt, dass durch 
den Erlass einer Gebührenordnung 
für gesetzliche Abschlussprüfun-
gen aus Sicht der Wirtschaftsprü-
ferkammer ein wichtiger Beitrag 
zur Sicherstellung der Qualität der 
gesetzlichen Abschlussprüfung als 
schützenswertes öffentliches Gut 
geleistet würde. Durch regulati-
ve Vorgaben müsse sichergestellt 
werden, dass der Mandatswettbe-
werb im Bereich der gesetzlichen 
Abschlussprüfung ausschließlich 
als Qualitätswettbewerb, nicht aber 
als tendenziell qualitätsgefährden-
der Preiswettbewerb geführt wird. 

Im Weiteren soll darauf hingewie-
sen werden, dass das zur Siche-
rung der Qualität der beruflichen 
Tätigkeit insoweit zur Verfügung 
stehende berufsaufsichtsrechtli-
che Instrumentarium (§ 55 Abs. 1 
Satz 4 WPO) sich in der Aufsichts
praxis als unzureichend erwiesen 
hat.

Die WPK hat sich darüber hi-
naus auch im Rahmen ihrer Stel-
lungnahme zu den Regelungs-
vorschlägen der EU-Kommission 
zur Abschlussprüfung für den Er-
lass einer Gebührenordnung aus-
gesprochen und dieses Anliegen 
auch gegenüber dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und 
Technologie artikuliert.

Parallel dazu befasst sich der 
oben genannte Projektausschuss 
der WPK auch und bereits mit 
der konkreten Ausgestaltung ei-
ner möglichen Gebührenordnung 
für gesetzliche Abschlussprüfun-
gen. Um einen Überblick über die 
derzeitige Honorarsituation zu er-
halten, wurde in den Monaten 

Dezember 2011/Januar 2012 eine 
inhaltlich von den turnusmäßig 
durchgeführten Honorarumfra-
gen der Wirtschaftsprüferkammer 
abweichende Mitgliederumfra-
ge durchgeführt, die dem Projekt-
ausschuss in einem ersten Schritt 
Informationen insbesondere über 
die derzeitige Gesamtvergütung 
von Prüfungsleistungen in einem 
bestimmten zeitlichen Umfang 
vermitteln soll. 

Die Umfrage musste aufgrund 
des engen Zeitfensters für Neure-
gelungen, die noch in dieser Le-
gislaturperiode realisiert werden 
sollen, sehr knapp terminiert wer-
den. Nach Fristablauf eingehen-
de Antworten wurden jedoch bis 
zum Abschluss der Auswertung 
noch in diese einbezogen.

Ausgehend von den Ergebnis-
sen der Umfrage sollen nunmehr 
konkrete Eckpunkte einer mög-
lichen Gebührenregelung erar-
beitet werden. Über weitere Ent-
wicklungen wird der Vorstand 
berichten.	 go
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persönlich zu erstellen. Es beste-
hen jedoch keine Bedenken, hier-
zu auf Ressourcen des Arbeitge-
bers oder einer Berufsgesellschaft 
zurückzugreifen. Berufsrecht-
lich ist ein Tätigwerden im eige-
nen Namen – und damit auch die 
Verwendung eines persönlichen 
Siegels – insoweit auch bei aus-
schließlich angestellten oder in 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-
ten tätigen Wirtschaftsprüfern zu-
lässig, wenn die Gutachtertätigkeit 
für Rechnung des Arbeitgebers/
der Berufsgesellschaft erfolgt (vgl. 
Hense/Ulrich/Schnepel, WPO, 
§ 32 Rn. 21, § 54 Rn. 15). Mit dem 
Versicherer sollte jedoch abge-
stimmt sein, dass die Tätigkeit als 
gerichtlicher Sachverständiger 
auch in den zuletzt genannten Fäl-
len durch die Berufshaftpflichtver-
sicherung des Arbeitgebers/der Be-
rufsgesellschaft mitversichert ist.

Diesem WPK Magazin liegt ein 
Vordruck bei, der ausgefüllt per 
Post, Telefax oder E-Mail an die 
Wirtschaftsprüferkammer zurück-
geschickt werden kann.	 go

Vordruck zur Benennung gerichtlicher  
Sachverständiger durch die Wirtschaftsprüfer-
kammer abrufbar unter  
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

richten auf deren Anfragen hin als 
Gutachter benannt zu werden.

Selbstverständlich setzt sich 
die Wirtschaftsprüferkammer im 
jeweiligen Einzelfall mit dem 
nach der Liste als nächster Vor-
schlag infrage kommenden Berufs-
angehörigen vor der Benennung 
gegenüber dem Gericht in Verbin-
dung, um den Inhalt des Gutach-
tenauftrages und möglicherwei-
se schon im Vorfeld zu klärende 
Tatbestände einer Besorgnis der 
Befangenheit zu klären. Auch die 
Wirtschaftsprüferkammer hat das 
Interesse, dass die von ihr benann-
ten Berufsangehörigen nur solche 
Gutachten übernehmen, die in ihr 
spezielles Fachgebiet passen.

Die Gerichte sollen allerdings 
im Grundsatz auch die Möglich-
keit erhalten, unmittelbar auf die 
Kontaktdaten entsprechend inte-
ressierter Mitglieder zuzugreifen. 
Zu diesem Zweck soll die Liste 
der Berufsangehörigen, die grund-
sätzlich bereit sind, als gerichtli-
che Sachverständige tätig zu wer-
den, auch auf der Internetseite der 
Wirtschaftsprüferkammer veröf-
fentlicht werden. Die Veröffentli-
chung der Kontaktdaten im Inter-
net erfolgt selbstverständlich nur, 
wenn der WPK eine entsprechen-
de Einwilligung von Seiten des 

betroffenen Mitglieds vorliegt. Es 
besteht dementsprechend auch 
die Möglichkeit, lediglich in eine 
WPK-interne Liste aufgenommen 
zu werden.

Thematisch erstrecken sich die 
Anfragen in der Regel auf betriebs-
wirtschaftliche Fragestellungen 
verschiedenster Art, zumeist aus 
den Bereichen der Rechnungsle-
gung, des Rechnungswesens so-
wie der Unternehmensbewertung. 
Die Begutachtung kann sich aller-
dings auch auf die berufliche Tä-
tigkeit eines Wirtschaftsprüfers 
oder Angehörigen eines verwand-
ten Freien Berufs beziehen. So ist 
im zivilgerichtlichen Verfahren re-
gelmäßig deren Honoraraufwand 
sowie – im Zusammenhang mit 
letzterem – die Qualität der fachli-
chen Arbeit zu würdigen. Hin und 
wieder gibt es aber auch Anfragen 
von Strafgerichten oder Staatsan-
waltschaften, in der Regel dann 
zur Beurteilung der Prüfungstätig-
keit eines Berufsangehörigen.

Vor Übernahme der Tätigkeit 
als gerichtlicher Sachverständiger 
sollte vorsorglich mit dem Berufs-
haftpflichtversicherer geklärt wer-
den, dass auch insoweit Versiche-
rungsschutz besteht.

Gutachten gegenüber Gerichten 
und Behörden sind grundsätzlich 

Teilnahme von WP-/vBP-Praxen am System der 
Qualitätskontrolle 2001 bis 2011
Das System der Qualitätskontrol-
le wurde vor mittlerweile mehr 
als zehn Jahren eingeführt. In der 
folgenden Tabelle sind alle WP-/
vBP-Praxen aufgeführt, die jeweils 
zum 31.12. eines jeden Jahres über 
eine Teilnahmebescheinigung be-
ziehungsweise Ausnahmegeneh-
migung verfügten. 

Die Jahre 2001 bis 2005 waren 
von der Einführung des Systems 
der Qualitätskontrolle geprägt. Sie 
waren davon bestimmt, dass Pra-
xen, die Unternehmen mit amt-
licher Notierung prüften, berufs-
rechtlich verpflichtet waren, bis 
zum 31.12.2002 eine Qualitätskon-
trolle durchzuführen. Dies erklärt 

die relativ geringe Anzahl von WP-/
vBP-Praxen mit einer Teilnahmebe-
scheinigung oder einer Ausnahme-
genehmigung in diesem Zeitraum. 
Bis zum 31.12.2005 waren alle 
WP-/vBP-Praxen, die beabsichtig-
ten, gesetzliche Abschlussprüfun-
gen durchzuführen, berufsrechtlich 
verpflichtet, eine Qualitätskontrolle 
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Informationen über die Vergütungsgrundlagen 
der leitenden Angestellten im Transparenzbericht 
2012 
Gemäß § 55 c Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 
WPO muss der Transparenzbe-
richt Informationen über die Ver-
gütungsgrundlagen der Organmit-
glieder und leitenden Angestellten 
enthalten. Konkretisierende Rege-
lungen hierzu finden sich in § 13 b 
BS WP/vBP („Kriterien zur Be-
schreibung der Vergütungsgrund-
lagen im Transparenzbericht“). 
Bislang war nach dem Wortlaut 
des § 45 Satz 2 WPO, wonach an-
gestellte Wirtschaftsprüfer als lei-

tende Angestellte im Sinne des 
§ 5 Abs. 3 BetrVG gelten, im Rah-
men des § 55 c Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 
WPO umfassend über deren Ver-
gütungsgrundlagen zu berichten. 

Nach einem jüngst ergangenen 
höchstrichterlichen Judikat (Be-
schluss des Bundesarbeitsgerichts 
vom 29.6.2011 – 7 ABR 15/10, 
Seite 43 ff. in diesem Heft) ist § 45 
Satz 2 WPO verfassungskonform 
in der Weise auszulegen, dass 
die Vorschrift nur für angestell-

te Wirtschaftsprüfer mit Proku-
ra gilt. Mithin ist über die Vergü-
tungsgrundlagen von angestellten 
Wirtschaftsprüfern, die nicht die 
Rechtsstellung von Prokuristen 
haben, nicht mehr kraft der Fikti-
on des § 45 Satz 2 WPO in jedem 
Fall zu berichten (zur Auslegung 
des Begriffs des leitenden An-
gestellten im Rahmen des § 55 c 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 WPO im Üb-
rigen siehe WPK Magazin 1/2009, 
Seite 4 [8]).	 go

durchzuführen, so dass Ende 2005 
rund 3.200 WP-/vBP-Praxen über 
eine Teilnahmebescheinigung ver-
fügten. In den Jahren 2006 bis 2010 
ist ein kontinuierlicher Anstieg 
(4.075) festzustellen, da auch wei-
terhin Qualitätskontrollen durchge-
führt und Teilnahmebescheinigun-
gen erteilt wurden und die 2005 
erteilten Teilnahmebescheinigun-
gen noch nicht abgelaufen waren. 
Im Jahr 2011 ist ein leichter Rück-
gang um rund zehn Prozent zu ver-

zeichnen, da 2005 erteilte Teilnah-
mebescheinigungen ausgelaufen 
waren und sich diese Praxen zu-
nächst keiner Folgequalitätskon
trolle unterzogen. 

Zum 31.12.2011 ist hingegen 
eine Zunahme von Ausnahmege-
nehmigungen zu verzeichnen, da 
mitunter WP-/vBP-Praxen, die zu-
vor über eine Teilnahmebeschei-
nigung verfügten, nunmehr eine 
Ausnahmegenehmigung erhalten 
haben. 

Rund jede dritte WP-/vBP-Pra-
xis ist aufgrund der erfolgreichen 
Durchführung einer Qualitätskon-
trolle beziehungsweise mithilfe 
einer Ausnahmegenehmigung be-
fugt, gesetzliche Abschlussprü-
fungen durchzuführen. In diesen 
Praxen sind rund 61 % aller Wirt-
schaftsprüfer/vereidigten Buch-
prüfer tätig.

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Teilnahmebescheinigung 2 144 247 740 3.204 3.690 3.895 3.863 3.991 4.075 3.642

Ausnahmegenehmigung 0 0 2 4 170 534 422 378 331 376 579

mit  
Teilnahmebescheinigung/ 
Ausnahmegenehmigung

2 144 249 744 3.374 4.224 4.317 4.241 4.322 4.451 4.221

ohne  
Teilnahmebescheinigung/
Ausnahmegenehmigung

12.493 12.576 12.372 11.916 9.606 8.957 8.905 8.880 8.822 8.728 8.990

Gesamt 12.495 12.720 12.621 12.661 12.980 13.181 13.222 13.121 13.144 13.179 13.211

me
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Die Wirtschaftsprüferprüfung II/2011 
ist im 2. Halbjahr 2011 durchge-
führt worden. Die Klausuren wur-
den im August 2011 geschrieben, 
die mündlichen Prüfungen fan-
den im November und Dezember 
2011 statt. 

Das Ergebnis der Prüfung ist in 
der nachfolgend abgebildeten Ta-

Statistische Auswertung der Wirtschaftsprüfer-
prüfung II/2011

Klausurthemen der Wirtschaftsprüferprüfung 
II/2011 abrufbar unter 
k www.wpk.de/examen/klausuren-2011.asp

Ergebnisse der Wirtschaftsprüferprüfung II/2011 / Gesamtergebnis
Kandi
daten 
insge-
samt

Triftiger 
Grund  

(Erkran-
kung)

Rück-
tritte

An der Prüfung  
teilgenommen

Zur mündlichen  
Prüfung nicht  

zugelassen

Prüfung nicht  
bestanden

Auferlegung einer Ergänzungsprüfung Prüfung  
bestandeninsgesamt davon in mehr  

als einem Fach

absolut relativ absolut relativ absolut relativ absolut relativ (absolut) (relativ) absolut relativ

Vollprüfung 162 3 11 148 100,0 % 40 27,0 % 37 25,0 % 40 27,0 % (6) (4,1 %) 31 21,0 %

Ergänzungsprüfungen 55 1 0 54 100,0 % – – 8 14,8 % – – – – 46 85,2 %

Teilnehmer an der  
Vollprüfung insge-
samt

– – – 202 – – – – – – – – – – –

Anteil an der  
Gesamtteilnehmerzahl – – – 28,5 % – – – – – – – – – – –

Verkürzte Prüfung 
nach § 13 WPO 383 3 10 370 100,0 % 14 3,8 % 50 13,5 % 77 20,8 % (3) (0,8 %) 229 61,9 %

Ergänzungsprüfungen 86 2 0 84 100,0 % – – 6 7,1 % – – – – 78 92,9 %

Teilnehmer an der  
Prüfung nach § 13 
WPO insgesamt

– – – 454 – – – – – – – – – – –

Anteil an der  
Gesamtteilnehmerzahl – – – 63,9 % – – – – – – – – – – –

Verkürzte Prüfung 
nach § 8 a WPO 51 2 1 48 100,0 % 2 4,2 % 1 2,1 % 8 16,7 % (0) (0,0 %) 37 77,0 %

Ergänzungsprüfungen 5 0 0 5 100,0 % – – 2 40,0 % – – – – 3 60,0 %

Teilnehmer an der  
Prüfung nach § 8 a 
WPO insgesamt

– – – 53 – – – – – – – – – – –

Anteil an der  
Gesamtteilnehmerzahl – – – 7,5 % – – – – – – – – – – –

Verkürzte Prüfung 
nach § 13 b WPO 1 0 0 1 100,0 % 1 100,0 % 0 0,0 % 0 0,0 % (0) (0,0 %) 0 0,0 %

Ergänzungsprüfungen 0 0 0 0 100,0 % – – 0 0,0 % – – – – 0 0,0 %

Teilnehmer an der  
Prüfung nach § 13 b 
WPO insgesamt

– – – 1 – – – – – – – – – – –

Anteil an der  
Gesamtteilnehmerzahl – – – 0,1 % – – – – – – – – – – –

Gesamt 743 11 22 710 100,0 % 57 8,0 % 104 14,7 % 125 17,6 % (9) (1,3 %) 424 59,7 %

belle dargestellt. Es haben 77,3 % 
aller Kandidaten die Prüfung be-
standen (59,7 %) oder die Ergän-
zungsprüfung erreicht (17,6 %). 

Einschließlich der Kandida-
ten aus der Wirtschaftsprüferprü-
fung I/2011 (siehe WPK Magazin 
3/2011, Seite 18) waren zu der 
Prüfung im Jahr 2011 insgesamt 

936 Kandidaten zugelassen. Das 
waren 80 Kandidaten weniger als 
im Jahr 2010. Dies entspricht ei-
nem Rückgang um 7,9 %.	 tü
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Das Gesetz zur Optimierung der 
Geldwäscheprävention ist am 
28.12.2011 im Bundesgesetzblatt 
verkündet worden (BGBl. I Sei-
te 2959) und gemäß seinem Ar-
tikel 12 Abs. 1 am darauf fol-
genden Tag, dem 29.12.2011, in 
Kraft getreten. Lediglich die Neu-
regelungen zu § 3 Abs. 2 Satz 1 
GwG (Zeitpunkt der Erfüllung 
von Sorgfaltspflichten), § 3 Abs. 3 
GwG (Identifizierung der Kunden 
von Spielbanken – für den Berufs-
stand nicht relevant), § 6 Abs. 2 
GwG (verstärkte Sorgfaltspflich-
ten) sowie § 9 Abs. 2 GwG (inter-
ne Sicherungsmaßnahmen) treten 
gemäß Art. 12 Abs. 2 des Gesetzes 
erst am 1.3.2012 in Kraft.

Die wesentlichen Neuregelun-
gen, welche die Berufsausübung 

Änderung des Geldwäschegesetzes (GwG) durch 
das Gesetz zur Optimierung der Geldwäsche
prävention

des WP/vBP unmittelbar betref-
fen (dazu zuletzt WPK Magazin 
4/2011, Seite 46 f.), sollen im Fol-
genden noch einmal kurz darge-
stellt werden:

§ 4 Abs. 5 Satz 2 GwG (Überprü-
fung der Identität des wirtschaft-
lich Berechtigten)
Zur Überprüfung der Identität des 
wirtschaftlich Berechtigten hat 
sich der WP/vBP nunmehr stets 
durch risikoangemessene Maß-
nahmen zu vergewissern, dass die 
im Rahmen der Feststellung der 
Identität erhobenen Angaben zu-
treffend sind. Durch Einfügung 
des Wortes „stets“ soll klarge-
stellt werden, dass der Verpflich-
tete zwar einen Spielraum bei der 
Festlegung hat, welche Maßnah-

me im konkreten Fall risikoange-
messen ist, die Risikobeurteilung 
aber nicht ergeben kann, dass auf-
grund eines im konkreten Fall ge-
ringen Risikos der Geldwäsche- 
oder der Terrorismusfinanzierung 
überhaupt keine Maßnahmen zur 
Verifizierung der Identität des 
wirtschaftlich Berechtigten zu er-
greifen sind.

§ 4 Abs. 6 Sätze 2 und 3 GwG (Of-
fenlegung der Identität des wirt-
schaftlich Berechtigten)
Der Vertragspartner hat gegenüber 
dem WP/vBP offenzulegen, ob er 
die Geschäftsbeziehungen oder 
die Transaktion für einen wirt-
schaftlich Berechtigten begrün-
den, fortsetzen oder durchführen 
will. Mit der Offenlegung hat er 
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dem WP/vBP auch die Identität 
des wirtschaftlich Berechtigten 
nachzuweisen.

§ 5 Abs. 1 GwG (Vereinfachte 
Sorgfaltspflichten)
Die für Fälle eines geringen Risikos 
geltenden vereinfachten Sorgfalts-
pflichten werden unter den Vor-
behalt einer „Risikobewertung des 
Verpflichteten aufgrund besonderer 
Umstände des Einzelfalls“ gestellt. 
Des Weiteren wird klargestellt, 
dass auch in den Fällen eines ge-
ringen Risikos die Pflicht zur Iden-
tifizierung des Vertragspartners im 
Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 GwG 
und im Fall einer Geschäftsbezie-
hung die Pflicht zu deren kontinu-
ierlichen Überwachung im Sinne 
des § 3 Abs. 1 Nr. 4 GwG besteht. 
Lediglich der Umfang der Überprü-
fung der Identität des Vertragspart-
ners im Sinne des § 4 Abs. 4 GwG 
sowie der Überwachung der Ge-
schäftsbeziehung kann angemes-
sen reduziert werden.

§ 6 Abs. 2 Nr. 1 GwG (Verstärk-
te Sorgfaltspflichten bei politisch 
exponierten Personen)
Das Verfahren zur Überprüfung, 
ob es sich bei dem Vertragspart-
ner um eine „politisch exponier-
te Person“ handelt, wird auf den 
wirtschaftlich Berechtigten so-
wie auf im Inland ansässige na-
türliche Personen erstreckt. Die 
in § 6 Abs. 2 Nr. 1 GwG geregel-
ten verstärkten Sorgfaltspflichten 
gelten aber „vorbehaltlich einer 
Risikobewertung im Einzelfall“ 
nicht, soweit es sich bei dem Ver-
tragspartner oder dem wirtschaft-
lich Berechtigten um eine poli-
tisch exponierte Person handelt, 
die ein wichtiges öffentliches 
Amt im Inland oder als im Inland 
gewählter Abgeordneter des Eu-
ropäischen Parlaments ausübt, 
oder soweit der Vertragspartner 
oder der wirtschaftlich Berech-
tigte seit mindestens einem Jahr 

kein wichtiges öffentliches Amt 
mehr ausgeübt hat. In diesen Fäl-
len sind lediglich die allgemei-
nen Sorgfaltspflichten nach § 3 
GwG zu erfüllen.

§ 6 Abs. 2 Nr. 3 GwG (Verstärkte 
Sorgfaltspflichten bei zweifelhaf-
ten oder ungewöhnlichen Sach-
verhalten)
Zur Umsetzung von Art. 20 der 
Dritten Geldwäscherrichtlinie so-
wie der FATF-Empfehlung Nr. 
11 regelt § 6 Abs. 2 Nr. 3 GwG 
nunmehr, dass jeder zweifelhaf-
te oder ungewöhnliche Sachver-
halt zu untersuchen ist, um das 
Risiko der jeweiligen Geschäfts-
beziehung oder Transaktion 
überwachen, einschätzen und ge-
gebenenfalls das Vorliegen einer 
Pflicht zur Verdachtsmeldung 
nach § 11 Abs. 1 GwG prüfen zu 
können. Die Ergebnisse der Un-
tersuchung sind nach Maßgabe 
des § 8 Abs. 1 bis 5 GwG aufzu-
zeichnen und aufzubewahren.

§ 9 Abs. 2 Nr. 1 GwG (Interne Si-
cherungsmaßnahmen: Bestellung 
eines Geldwäschebeauftragten)
In Abweichung zum Regierungs-
entwurf besteht nach der ver-
kündeten Neufassung des Geld-
wäschegesetzes für WP/vBP 
weiterhin keine Pflicht, einen 
Geldwäschebeauftragten zu be-
stellen. Die Wirtschaftsprüfer-
kammer kann jedoch gemäß §  9 
Abs. 4 Satz 1 GwG anordnen, 
dass WP/vBP einen Geldwä-
schebeauftragten zu bestellen ha-
ben, „wenn sie dies für angemes-
sen erachtet“.

§ 9 Abs. 2 Nr. 4 GwG (Interne Si-
cherungsmaßnahmen: Maßnah-
men zur Prüfung der Zuverlässig-
keit der Beschäftigten)
Als neue interne Sicherungsmaß-
nahme zur Verhinderung eines 
Missbrauchs der WP-/vBP-Praxis 
zur Geldwäsche und zur Terroris-

musfinanzierung sind nunmehr 
„geeignete risikoorientierte Maß-
nahmen zur Prüfung der Zuverläs-
sigkeit der Beschäftigten“ zu treffen. 
Die Kriterien für die Zuverlässig-
keitsprüfung sind in Satz 2 der Vor-
schrift geregelt. Die Personalkon
troll- und Beurteilungssysteme des 
Verpflichteten sollen grundsätzlich 
eine regelmäßige, die Zuverlässig-
keit betreffende Überprüfung der 
Beschäftigten gewährleisten.

Gemäß § 9 Abs. 5 Satz 2 GwG 
kann die WPK bestimmen, dass 
auf einzelne oder auf Gruppen 
der Verpflichteten im Sinne von 
§ 2 Abs. 1 Nr. 8 GwG (WP/vBP) 
wegen der Art der von diesen be-
triebenen Geschäfte und der Grö-
ße des Geschäftsbetriebs unter Be-
rücksichtigung der Anfälligkeit 
der Geschäfte oder des Geschäfts-
betriebes für einen Missbrauch zur 
Geldwäsche oder Terrorismusfi-
nanzierung die Vorschriften des 
§ 9 Abs. 2 GwG risikoangemessen 
anzuwenden sind.

§ 11 Abs. 1 Satz 2 GwG (Meldung 
von Verdachtsfällen)
Eine Meldepflicht zur WPK nach 
§ 11 Abs. 1, 4 GwG besteht nun-
mehr auch, wenn Tatsachen da-
rauf schließen lassen, dass der 
Vertragspartner seiner Pflicht, ge-
genüber dem WP/vBP offenzule-
gen, ob er die Geschäftsbeziehung 
oder Transaktion für einen wirt-
schaftlich Berechtigten begrün-
den, fortsetzen oder durchführen 
will (§ 4 Abs. 6 Satz 2 GwG), zu-
widergehandelt hat.

§ 14 Abs. 1 Satz 2 GwG (Melde-
pflicht von Behörden)
Mit der Neuregelung erfolgte die 
überfällige Klarstellung, dass die 
WPK dann nicht zur Meldung ei-
nes Sachverhalts an das Bundes-
kriminalamt – Zentralstelle für 
Verdachtsmeldungen – verpflich-
tet ist, wenn sie von einem Ver-
dachtsfall Kenntnis erlangt, den 
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Rückblick auf die Kammerversammlungen 2011

Zwischen dem 19.10.2011 und 
dem 10.1.2012 fanden in Stutt-
gart, Frankfurt am Main, Düs-
seldorf, München, Hamburg und 

Berlin die Kammerversammlun-
gen 2011 statt. Mehr als 700 Mit-
glieder der WPK nahmen daran 
teil.

Beiratsvorsitzer Dr. Johannes 
von Waldthausen und Präsident 
Michael Gschrei berichteten über 
die Arbeit seit der Konstituierung 
der Kammergremien am 2.9.2011. 
Die Ziele des Vorstandes für die 
Amtsperiode 2011 bis 2014 (WPK 
Magazin 4/2011, Seite 7) bilde-
ten einen Schwerpunkt der Aus-
sprache. Weitere Themen der zum 
Teil kontrovers geführten Diskus-
sion waren die Regelungsvor-
schläge der EU-Kommission zur 
Abschlussprüfung und die Ein-
führung einer Gebührenordnung 
für die Abschlussprüfung. 

Der Vorstand wird sich in sei-
ner nächsten Sitzung mit der Aus-
wertung der Resonanz aus dem 
Mitgliederkreis befassen. Die Ter-
mine für die Kammerversamm-
lungen 2012 werden im WPK 
Magazin 2/2012 und im Internet 
veröffentlicht. 	 th

betreffenden WP/vBP aber auf-
grund der Privilegierung des § 11 
Abs. 3 GwG keine Meldepflicht 
trifft (Verdacht ergibt sich im Rah-
men der Rechtsberatung/Prozess-
vertretung).

§ 16 Abs. 3 GwG (Aufsicht)
Entsprechend dem Regierungs-
entwurf und der Beschlussemp-
fehlung des Finanzausschusses 
wurde für WP/vBP auf eine um-
fassende präventive Aufsicht, ins-
besondere auf anlassunabhängige 
Inspektionen zur Überwachung 
der Einhaltung geldwäsche-
rechtlicher Pflichten verzichtet. 
Der zwischenzeitlich durch das 

OGAW-IV-Umsetzungsgesetz her-
beigeführte Rechtszustand (dazu 
WPK Magazin 3/2011, Seite 40) 
wurde hierdurch beseitigt. 

Zum Inhalt der Anordnungen 
nach § 9 Abs. 4 Satz 1 GwG (Be-
stellung eines Geldwäschebeauf-
tragten) sowie nach § 9 Abs. 5 
Satz 2 GwG (risikoangemessene 
Anwendung von internen Siche-
rungsmaßnahmen) stimmt sich 
die Wirtschaftsprüferkammer der-
zeit mit der Bundesrechtsanwalts-
kammer sowie der Bundessteuer-
beraterkammer ab, da es aufgrund 
der Existenz von interprofessio-
nellen Berufsausübungsgemein-

schaften nach wie vor sinnvoll ist, 
diesbezüglich einheitliche Rah-
menbedingungen zu schaffen. Die 
Anordnungen werden zum gege-
benen Zeitpunkt im WPK Maga-
zin bekannt gemacht. Bis zu die-
sem Zeitpunkt gilt die Anordnung 
der WPK vom 14.1.2009 (WPK 
Magazin 1/2009, Seite 14 f.) fort. 
Auch die Anwendungshinweise 
der WPK zum Geldwäschegesetz, 
die mit dem neuen § 16 Abs.  5 
GwG nunmehr eine gesetzliche 
Grundlage erhalten haben, sollen 
in den nächsten Monaten an die 
neue Rechtslage angepasst wer-
den.	 go
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Erratum WPK Magazin 4/2011
In dem Beitrag „Anbieterstruk-
tur, Mandatsverteilung und Ab-
schlussprüferhonorare im Wirt-
schaftsprüfermarkt 2010“, WPK 
Magazin 4/2011, Seite 17 ff., sind 
im Teil 1 des Beitrages, in Tabel-

le 2 „Aufgliederung der WPG nach 
Größenklassen und Teilnahme am 
Qualitätskontrollverfahren“ sowie 
in Tabelle 8 „Im Berufsregister 
der WPK eingetragene Netzwerk-
gesellschaften mit mehr als 10 tä-

tigen WP/vBP“ Fehler enthalten. 
Daher werden diese Tabellen in 
korrigierter Form nochmals veröf-
fentlicht. Die Redaktion entschul-
digt sich für das Versehen. 	 zü

Tabelle 2: Aufgliederung der WPG nach Größenklassen und Teilnahme am Qualitätskontrollverfahren

Anzahl der 
tätigen WP/vBP

Anzahl der WPG

mit Teilnahme am Qualitätskontrollverfahren 
(inkl. Ausnahmegenehmigung) ohne Teilnahme am Qualitätskontrollverfahren

31.12.2010 31.12.2009 31.12.2008 31.12.2010 31.12.2009 31.12.2008

abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %

1 627 61,0 597 59,6 573 57,8 401 39,0 405 40,4 419 42,2

2 bis 4 1.026 81,0 988 80,7 953 79,8 240 19,0 236 19,3 241 20,2

5 bis 10 212 85,8 208 90,8 205 90,7 35 14,2 21 9,2 21 9,3

11 bis 20 38 82,6 39 84,8 39 90,7 8 17,4 7 15,2 4 9,3

21 bis 30 20 100,0 17 100,0 21 95,5 0 0,0 0 0,0 1 4,5

31 bis 40 5 100,0 4 100,0 3 100,0 0 0,0 0 0,0 0 0,0

41 bis 50 3 100,0 3 75,0 1 100,0 0 0,0 1 25,0 0 0,0

51 bis 100 9 90,0 8 100,0 10 100,0 1 10,0 0 0,0 0 0,0

101 bis 400 1 100,0 3 100,0  100,0 0 0,0 0 0,0 0 0,0

mehr als 400 4 100,0 3 100,0 3 100,0 0 0,0 0 0,0 0 0,0

Summe 1.945 74,0 1.870 73,6 1.810 72,5 685 26,0 670 26,4 686 27,5

davon: Tochterunter-
nehmen großer WPG 20 58,8 27 62,8 30 49,2 14 41,2 16 37,2 31 50,8

Die Wirtschaftsprüferkammer hat ihren Studien-
führer „Wirtschaftliches Prüfungs- und Treuhand-
wesen“ für das Sommersemester 2012 neu aufge-
legt. Er gibt einen Überblick über das auf den Beruf 
hinführende Lehrangebot und über das Lehrper-

sonal von Universitä-
ten, Fachhochschulen 
und Berufsakademien 
in ganz Deutschland. 

Studienführer abrufbar unter k www.wpk.de/studienfuehrer/

Neuer WPK-Studienführer Wirtschaftsprüferhaus  Rauchstraße 26  10787 Berlin  Tel.: 0 30/72 61 61-0  Fax: 0 30/72 61 61-2 28  E-Mail: admin@wpk.de  Internet: www.wpk.de 

Studienführer  „Wirtschaftliches Prüfungs- und Treuhandwesen“ 
Sommersemester 2012 

Universitäten  

S.   2 - 21 Fachhochschulen  
S. 22 - 39 

Berufsakademien 
S. 40 - 41 

Hinweis:
Der Studienführer „Wirtschaftliches Prüfungs- und Treuhandwesen“ erhebt keinen  

Anspruch auf Vollständigkeit. Die zugrundeliegenden Daten beruhen auf den Angaben  

der genannten Lehranstalten.  
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Tabelle 8: Im Berufsregister der WPK eingetragene Netzwerkgesellschaften mit mehr als 10 tätigen WP/vBP
WPG Tätige 

WP/vBP
Netzwerk

31.12.2010

Audit GmbH Karlsruhe Stuttgart WPG 21 Netzwerk ohne Namen

AWADO Deutsche Audit GmbH WPG StBG 23 Netzwerk ohne Namen

Baker Tilly Deutschland GmbH WPG 27 Baker Tilly International, RölfsPartner Gruppe,  
sowie ein weiteres Netzwerk ohne Namen

Bansbach Schübel Brösztl & Partner GmbH WPG StBG 48 Kreston International

BDO AG WPG 240 BDO International

BPG Beratungs- und Prüfungsgesellschaft mbH WPG StBG 15 Kreston International

CURACON GmbH WPG 21 Netzwerk ohne Namen

Deloitte & Touche GmbH WPG 420 Deloitte Touche Tohmatsu

DGR Deutsche Genossenschafts-Revision WPG GmbH 13 Netzwerk ohne Namen

DHPG Dr. Harzem & Partner KG WPG StBG 31 NEXIA International Ltd.

Doctores Völschau oHG WPG StBG 12 Völschau-Gruppe

Domus AG WPG StBG 25 DOMUS Gruppe

Dr. Clauß, Dr. Paal & Partner WPG StBG 12 Baker Tilly International

Dr. Dienst & Partner GmbH & Co. KG WPG StBG 13 HLB International

Dr. Dornbach & Partner GmbH WPG StBG 27 Dornbach-Gruppe

Dr. Schumacher & Partner GmbH WPG StBG 12 HLB International

Dr. Stückmann und Partner WPG StBG 18 HLB International

Ebner Stolz Mönning Bachem GmbH & Co. KG WPG StBG 78 NEXIA International Ltd.

ECOVIS Wirtschaftstreuhand GmbH WPG 25 ECOVIS International

Ernst & Young GmbH WPG 748 Ernst & Young Global Ltd.

Grant Thornton GmbH WPG 31 Grant Thornton International Ltd.

KPMG AG WPG 1030 KPMG International

MAZARS GmbH WPG 64 MAZARS

MAZARS Hemmelrath GmbH WPG 47 MAZARS

MDS Möhrle GmbH WPG 17 RSM International

NEXIA Deutschland GmbH WPG 13 NEXIA International Ltd.

PKF Deutschland GmbH WPG 22 PKF Deutschland, PKF International Ltd.

PKF Fasselt Schlage Partnerschaft WPG StBG 89 PKF Deutschland, PKF International Ltd.

PricewaterhouseCoopers AG WPG 991 PricewaterhouseCoopers International

Revisions- und Treuhand-KG WPG StBG 11 Netzwerk ohne Namen

Rinke Treuhand GmbH WPG StBG 11 Moore Stephens International Limited

Rödl & Partner GmbH WPG StBG 63 Rödl & Partner

Rölfs RP AG WPG 73 Baker Tilly International, RölfsPartner Gruppe, Revisionsverband,  
sowie ein weiteres Netzwerk ohne Namen

RöverBrönner GmbH & Co. KG WPG StBG 20 Moore Stephens International Limited

RWT Dienstleistung und Beratung GmbH WPG StBG 13 Crowe Horwath International

RWT Horwath GmbH WPG 24 Crowe Horwath International

RWT Reutlinger Wirtschaftstreuhand GmbH WPG StBG 24 Crowe Horwath International

Susat & Partner OHG WPG 53 Moore Stephens International Ltd.

Treuhand Oldenburg GmbH WPG 11 Grant Thornton International Ltd., Warth & Klein Grant Thornton

UHY Deutschland AG WPG 13 UHY International

Verhülsdonk & Partner GmbH WPG StBG 21 RSM International, Verhülsdonk Gruppe

Warth & Klein Grant Thornton AG WPG 74 Grant Thornton International Ltd., Warth & Klein Grant Thornton
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sondere die Orientierung an kurzfristigen Unterneh-
mensgewinnen in Verbindung mit der Ausschüttung 
unrealisierter Scheingewinne (zum Beispiel aufgrund 
einer – als problematisch angesehenen – Zeitwertbi-
lanzierung) sieht die WPK vor dem Hintergrund der 
anhaltenden Finanzmarktkrise als problematisch an.

Die Deregulierung unter anderem aufgrund der 
Begrenzung von Anhangangaben und des EU-weiten 
Wegfalls der Pflichtprüfung kleiner Unternehmen 
führt zu einer Kostenreduktion in diesem Segment 
und kann dazu beitragen, entsprechende Wachs
tumsimpulse zu geben.

Nach Auffassung der WPK erfordern die geäußer-
ten Vorschläge nur geringen Anpassungsbedarf bei 
den bestehenden handelsrechtlichen Regelungen, da 
der Richtlinienvorschlag weitgehend mit dem deut-
schen Handelsrecht nach BilMoG im Einklang steht. 
Im Wesentlichen werden die Anhangangaben für 
kleine Unternehmen erheblich reduziert.	 sp

Stellungnahme der WPK vom 6.12.2011 abrufbar unter 
k www.wpk.de/stellungnahmen/stellungnahme_06-12-2011.asp
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

Internationales

Stellungnahme der WPK zur Überarbeitung der EU-Bilanzierungs
richtlinien-Änderungen der 4. und 7. EU-Richtlinien

Im WPK Magazin 4/2011, Seite 32 f., wurde über das 
am 26.10.2011 durch die Europäische Kommission 
vorgelegte Maßnahmenpaket zur Unterstützung des 
Unternehmertums und der verantwortlichen Unter-
nehmen berichtet. Die konkreten Maßnahmen zur 
Umsetzung des Paketes sehen unter anderem Ände-
rungen der Transparenzrichtlinie (2004/109/EG) so-
wie der 4. und 7. EU-Richtlinie (78/660/EWG bezie-
hungsweise 83/349/EWG) vor. 

Der Ausschuss Rechnungslegung und Prüfung der 
WPK hat sich in seiner Sitzung am 8.11.2011 für die 
Auswertung der Änderungsvorschläge und die Teil-
nahme an einer Konsultationsrunde des Bundesmi-
nisteriums der Justiz (BMJ) ausgesprochen und mit 
Datum vom 6.12.2011 eine Stellungnahme zur Än-
derung der 4. und 7. EU-Richtlinie gegenüber dem 
BMJ abgegeben.

In ihrer Stellungnahme begrüßt die WPK im 
Grundsatz die Überarbeitung der beiden Richtlinien 
und die damit verfolgten Ziele der Harmonisierung 
und Deregulierung der Rechnungslegung in der Eu-
ropäischen Union.

So kann eine weitere Harmonisierung der Rech-
nungslegung die Vergleichbarkeit der Abschlüsse 
verbessern und derart die administrativen und die 
Finanzierungskosten von Unternehmen senken. In 
diesem Zusammenhang begrüßt die WPK weiterhin, 
dass die verpflichtende EU-weite Einführung des 
IFRS for SME nicht mehr als Option im Rahmen des 
Richtlinienvorschlags verfolgt wird, da eine Einfüh-
rung eines derartigen Standards aufgrund der Kom-
plexität und Regelungsdichte unverhältnismäßig 
und mit überzogenem Bürokratieaufwand verbun-
den wäre.

Die WPK kritisiert allerdings, dass der Richtli-
nienvorschlag eine klare Gewichtung der Ziele der 
Rechnungslegung im Einzelabschluss vermissen 
lässt. So stehen Regelungen zur Stärkung der Gläubi-
gerschutzfunktion (zum Beispiel Ausschüttungssper-
re bei Aktivierung von Entwicklungskosten) neben 
Ausführungen, die die Entscheidungsnützlichkeit 
des Jahresabschlusses stärken (zum Beispiel Beibe-
haltung der Mitgliedstaatenwahlrechte zur Neube-
wertungsmethode), ohne dass eine klare Rangfolge 
der Rechnungslegungsziele adressiert wird. Insbe-
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Aktuelle IFAC-
Veröffentlichungen

Aktuelle IASB-
Veröffentlichungen

Übersicht der IFAC-Veröffentlichungen seit der letzten Ausgabe, einschließlich 
Standards und Entwürfen von Standards. Alle IFAC-Publikationen können unter 
k www.ifac.org eingesehen und heruntergeladen werden.               sp

Übersicht der IASB-Veröffentlichungen seit der letz-
ten Ausgabe, einschließlich Standards und Entwürfen 
von Standards. Alle IASB-Publikationen können unter  
k www.ifrs.org heruntergeladen oder bestellt werden. sp

10.01.2012	 International Auditing and Assurance Standards Board 
(IAASB): Feedback Statement on the responses to its 
January 2011 Discussion Paper The Evolving Nature  
of Financial Reporting: Disclosure and Its Audit  
Implications.

21.12.2011	 IAASB, International Standard on Assurance Engage-
ments (ISAE) 3420: Assurance Engagements to Report 
on the Compilation of Pro Forma Financial Information 
Included in a Prospectus.

20.12.2011	 International Ethics Standards Board for Accountants 
(IESBA): proposed changes to the Code of Ethics for 
Professional Accountants to Address Conflicts of  
Interest

16.12.2011	 IAASB, International Auditing Practice Note (IAPN) 
1000: Special Considerations in Auditing Financial  
Instruments

14.12.2011	 Small and Medium Practices Committee (SMPC):  
Publication: 2. Auflage des Guide to Practice Manage-
ment for Small- and Medium-Sized Practices

06.12.2011	 International Federation of Accountants (IFAC):  
proposed revisions to the Statements of Membership 
Obligations (SMOs)

02.12.2011	 IFAC: Comments on European Commission Proposed 
Legislation

01.12.2011	 Professional Accountants in Business Committee 
(PAIB): proposed International Good Practice  
Guidance: Evaluating and Improving Internal Control 
in Organizations

14.11.2011	 PAIB: International Good Practice Guidance: Predictive 
Business Analytics: Improving Business Performance 
with Forward-Looking Measures

10.11.2011	 SMPC: 3. Auflage des Guide to Using International 
Standards on Auditing in the Audits of Small- and  
Medium-Sized Entities

30.10.2011	 International Public Sector Accounting Standards 
Board (IPSASB), IPSAS 32: Service Concession  
Arrangements – Grantor

20.12.2011	 International Accounting Standards Board (IASB),  
Exposure Draft (ED) 2011/7: proposed Amendments  
to IFRS 10: Consolidates Financial Statements

16.12.2011	 IASB, Amendment to IAS 32: Financial Instruments – 
Presentation 

16.12.2011	 IASB, Amendment to IFRS 9: Financial Instruments

07.12.2011	 SME Implementation Group (SMEIG), two Final Q&As: 
IFRS for Small and Medium sized Entities

21.11.2011	 SME Implementation Group (SMEIG), two Draft Q&As: 
IFRS for Small and Medium sized Entities

14.11.2011	 IASB and FASB, revised Exposure Draft (ED) 2011/6: 
Revenue from Contracts with Customers

10.11.2011	 Trustees’ Due Process Oversight Committee (DPOC), 
Working Draft: Protocol for due process oversight

09.11.2011	 IASB, publication: Update of response to G20  
conclusions

20.10.2011	 IASB, Exposure Draft (ED) 2011/5: Government Loans 
(Proposed amendments to IFRS 1)

Auf ihren Internet-Seiten informiert die WPK in der Rubrik 
„Neu auf WPK.de“ über neue Beiträge, 

Download-Angebote und andere Aktualisierungen.

Diese Übersicht stellt die WPK in einem monatlich 
erscheinenden Newsletter zur Verfügung.

Sie können den Newsletter unter k www.wpk.de 
durch Eingabe Ihrer E-Mail-Adresse bestellen. 

Newsletter der WPKNewsletter der WPK
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IFAC setzt Umfragen bei kleinen und mittleren Praxen fort 

Um sich einen Überblick über die aktuellen Heraus-
forderungen zu verschaffen, die sich speziell klei-

nen und mittleren Prüferpraxen und deren kleinen 
und mittelständischen Mandanten stellen, führt die 
International Federation of Accountants (IFAC) seit 
Anfang 2011 vierteljährlich an diese Praxen adres-
sierte Kurzumfragen mittels eines auf ihrer Internet-
seite eingestellten Online-Fragebogens durch (SMP 
Quick Poll, dazu zuletzt WPK Magazin 3/2011, Sei-
te 26). 

Die Ergebnisse ihrer am 10.8.2011 fortgesetzten 
Umfrage hat IFAC am 25.10.2011 auf ihrer Internet-
seite veröffentlicht. Danach bestehen die größten He-
rausforderungen für kleine und mittlere Prüferpra-
xen nach wie vor darin, mit neuen Regelungen und 
Standards Schritt zu halten sowie Mandanten zu ak-
quirieren und zu halten. Auch für die kleinen und 
mittelständischen Unternehmen stellt die zuneh-
mende Regulierung, gefolgt von wirtschaftlicher Un-
sicherheit, die größte Herausforderung dar.

Mit ihrem „SMP Quick Poll November/December 
2011“ hat IFAC ihre Umfragen fortgesetzt. Auch bei 
dieser Umfrage geht es im Allgemeinen um die He-
rausforderungen, die sich speziell kleinen und mitt-
leren Prüferpraxen stellen. Die Ergebnisse waren bei 
Redaktionsschluss noch nicht veröffentlicht. IFAC 
setzt die Umfragen im Jahr 2012 fort.	 en

Diskussionsforum der IFAC für kleine und mittlere Prüferpraxen und  
Unternehmen

Als weitere Bemühung, auf die Belange der kleinen 
und mittleren Prüferpraxen und Unternehmen ein-
zugehen, hat die International Federation of Accoun-
tants auf ihrer Internetseite in der Rubrik Small and 
Medium Practices ein öffentliches Diskussionsforum 
eingerichtet (SMP/SME Discussion Board). Für eine 
aktive Beteiligung ist allerdings eine kurze individu-
elle Registrierung bei IFAC erforderlich. Derzeit wer-
den, unter noch zurückhaltender Beteiligung, fünf 
Themen diskutiert. 

IFAC knüpft mit diesem Diskussionsforum an sei-
ne vierteljährlich durchgeführten Kurzumfragen bei 
kleinen und mittleren Prüferpraxen an (SMP Quick 
Poll, dazu der vorstehende Beitrag).	 en

Ergebnisse der Umfragen abrufbar unter
k www.wpk.de/link/mag011201/

IFAC-Diskussionforum abrufbar unter
k www.wpk.de/link/mag011202/
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Aufruf der IFAC zur Nominierung von Kandidaten für die Amtszeit  
ab 2013

IASB und IFAC treffen Vereinbarung zur Zusammenarbeit bei  
Bilanzierungsstandards

Aktualisiertes Handbuch der IFAC zur Unternehmensführung kleiner 
und mittlerer Prüferpraxen

Die International Federation of Accountants hat mit 
Pressemitteilung vom 17.1.2012 den Aufruf zur No-
minierung geeigneter Kandidaten für die IFAC-Gre-
mien ab 2013 gestartet. Die Nominierungsfrist endet 
am 15.3.2012. 

Die WPK wird sich auch bei dieser Nominierungs-
runde für geeignete Kandidaten aus dem deutschen 
Berufsstand einsetzen. Die derzeitige Besetzung der 

IFAC und das für die internationalen Rechnungsle-
gungsstandards zuständige International Accounting 
Standards Board (IASB) in London haben mit Presse-
mitteilung vom 22.11.2011 über den Abschluss einer 
Absichtserklärung zur Zusammenarbeit beider Orga-
nisationen bei der Entwicklung von Bilanzierungs-
standards informiert. 

Die Vereinbarung wurde ausgearbeitet, um eine 
größere Einheitlichkeit bei den Standardsetzungsak-
tivitäten zu erzielen. In einem Memorandum of Un-

Das Small and Medium Practices (SMP) Commit-
tee der International Federation of Accountants 
hat sein im Jahr 2010 herausgegebenes 445 Seiten 
starkes Handbuch zur Unternehmensführung klei-
ner und mittlerer Prüferpraxen aktualisiert und am 
13.12.2011 veröffentlicht. Die um 50 Seiten ergänzte 
aktuelle Fassung enthält neben erweiterten Fallgrup-
pen, Checklisten und Arbeitsblättern auch neue Be-
reiche wie zum Beispiel das Cloud Computing. Ob 
und inwieweit das Handbuch für die tägliche Praxis 
von großem Nutzen ist, ist aus Sicht der WPK offen. 

IFAC-Gremien mit deutschen Vertretern ist im WPK 
Magazin 4/2011, Seite 35 f. dargestellt.	 en

derstanding werden Kommunikations- und Koopera-
tionsprozesse beider Institutionen festgehalten, die 
Informationen über Sitzungen, Projekte, Krisen, Pro-
gramme, Meinungsumfragen etc. betreffen. 	 en

Die zweite Auflage des Guide to Practice Manage-
ment for Small- and Medium-Sized Practices kann 
auf der IFAC-Internetseite kostenlos herunter gela-
den werden. 		  en

Guide to Practice Management for Small- and Medium-Sized Practices,  
Second Edition, abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag011203/

Pressemitteilung der IFAC vom 17.1.2012 und Dokumente zur Nominierung 
abrufbar unter
k www.wpk.de/link/mag011204/

Presseerklärung der IFAC vom 22.11.2011 und Memorandum of Understan-
ding abrufbar unter
k www.wpk.de/link/mag011205/
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Grundsatzpapier der FEE vom 20.12.2011 abrufbar unter  
k www.wpk.de/link/mag011206/
Pressemitteilung des IAASB vom 28.12.2011 und IAASB-Papier von 2009 
abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag011207/

IESBA Exposure Drafts zu den Rechtsfolgen eines Verstoßes gegen 
den Code of Ethics sowie zu Interessenkonflikten

Innerhalb der International Federation of Accoun-
tants (IFAC) ist für die Verabschiedung von Standards 
zur Berufsethik der Wirtschaftsprüfer das Internatio-

nal Ethics Standards Board for Accountants (IESBA) 
zuständig. Mit seinem am 24.10.2011 veröffentlich-
ten Exposure Draft „Proposed Changes to the Code of 

FEE und IAASB zur Bedeutung des Berufsstandes in wirtschaftlich 
schwierigem Umfeld
Die vielfältigen Herausforderungen, die sich im Zuge 
der Krise an den Finanzmärkten und im öffentlichen 
Finanzwesen stellen, haben die Fédération des Ex-
perts Comptables Européens (FEE) und das Inter-
national Auditing and Assurance Standards Board 
(IAASB) jüngst veranlasst, auf bestimmte für den Be-
rufsstand bedeutsame Themen aufmerksam zu ma-
chen. Im Einzelnen:

Grundsatzpapier der FEE vom 20.12.2011

Die FEE vertritt in ihrem am 20.12.2011 veröffent-
lichten Grundsatzpapier mit dem Titel „Professional 
Accountants’ Contribution in the Current Economic 
Difficulties: Enhancing Transparency and Confi-
dence“ die Auffassung, dass der europäische Berufs-
stand in dem derzeit wirtschaftlich schwierigen Um-
feld eine Schlüsselrolle einnehmen muss, indem er 
zur Transparenz und Verlässlichkeit von Finanz- 
und Nichtfinanzinformationen beiträgt, dadurch bes-
sere Entscheidungsfindungen ermöglicht und somit 
zur Wiederherstellung des Vertrauens der Öffent-
lichkeit und der Finanzmärkte einen bedeutenden 
Beitrag leistet. FEE möchte hierbei die Aufmerksam-
keit von Erstellern, Abschlussprüfern und Unterneh-
men auf bestimmte Sachverhalte von besonderer Be-
deutung lenken. 

Die für die Abschlussprüfung relevanten Aussa-
gen konzentrieren sich dabei im Wesentlichen auf 
die große Bedeutung der Kommunikation des Ab-
schlussprüfers mit dem Management, den Aufsichts-
räten und Prüfungsausschüssen auch mit Blick auf 
die erforderliche kritische Grundhaltung des Ab-
schlussprüfers, eine verbesserte Kommunikation des 
Berufsstandes mit dem Regulator und eine optimier-
te Berichterstattung des Abschlussprüfers. 

Im Übrigen sollte der Berufsstand nach Auffas-
sung der FEE bei folgenden Themen besondere Auf-
merksamkeit walten lassen: 

•	Angemessenheit und Realisierbarkeit der wesentli-
chen Ermessensentscheidungen und Einschätzun-
gen des Managements

•	Ansatz, Bewertung und Angaben von öffentlichen 
Schuldverschreibungen und anderen Finanzanla-
gen

•	Impairment von Geschäfts- oder Firmenwert und 
anderen immateriellen Vermögenswerten

•	Wahrscheinlichkeit erwarteter künftiger Cash Flows 
und anderer Faktoren, die die Liquidität des Unter-
nehmens negativ beeinflussen können

•	Einhaltung von Kapital- und regulatorischen An-
forderungen.

Pressemitteilung des IAASB vom 28.12.2011

Auch das IAASB nimmt das wirtschaftlich schwieri-
ge Umfeld zum Anlass, den Berufsstand mit Presse-
mitteilung vom 28.12.2011 an seine verantwortungs-
volle Funktion bei der Anwendung der ISA und bei 
Going-Concern-Feststellungen einschließlich ent-
sprechender Berichterstattung zu erinnern. In die-
sem Zusammenhang hebt das IAASB auch das Er-
fordernis und die hohe Bedeutung der kritischen 
Grundhaltung des Abschlussprüfers hervor. 

Im Übrigen verweist das IAASB auf sein bereits 
im Jahr 2009 im Zusammenhang mit der seinerzeiti-
gen Kreditkrise veröffentlichtes Papier „Audit consi-
derations in respect of going concern in the current 
economic environment“, das sich schwerpunktmäßig 
mit dem Thema Going Concern auseinandersetzt.	 en
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PCAOB und niederländische Finanzmarktaufsicht treffen  
Vereinbarung zur Zusammenarbeit

Das Public Company Accounting Oversight Board 
(PCAOB) hat mit Presseerklärung vom 5.12.2011 den 
Abschluss einer auf Grundlage der Gegenseitigkeit 
basierenden Vereinbarung zur Zusammenarbeit im 

Sinne des Artikel 47 Abs. 1 d) der Abschlussprüfer-
richtlinie mit der niederländischen Finanzmarktauf-
sicht AFM bekannt gegeben. Diese Vereinbarung ist 
neben dem bereits ergangenen Adäquanzbeschluss 

Ethics for Professional Accountants Related to Pro-
visions Addressing a Breach of a Requirement of the 
Code“ hat das Gremium Änderungen am IESBA Code 
of Ethics (vormals IFAC Code of Ethics) vorgeschlagen 
und die Möglichkeit zur Stellungnahme eingeräumt.

Geregelt werden sollen die Rechtsfolgen eines Ver-
stoßes gegen den Code of Ethics (im Folgenden CoE), 
indem konkrete Handlungskonsequenzen für den 
Abschlussprüfer und das Unternehmen, insbesonde-
re Kommunikations- und Dokumentationspflichten, 
aufgezeigt werden. So ist beispielsweise vorgesehen, 
dass ein Verstoß gegen Unabhängigkeitsvorschriften 
mit den für die Überwachung des Unternehmens Ver-
antwortlichen zu diskutieren ist. Eine Fortführung 
des Mandats ist unter anderem nur dann zulässig, 
wenn die für die Überwachung des Unternehmens 
Verantwortlichen zustimmen, dass durch bestimmte 
Maßnahmen die Folgen des Verstoßes auf ein vertret-
bares Maß reduziert werden können und diese Maß-
nahmen auch tatsächlich ergriffen werden.

Die WPK hat sich in ihrer Stellungnahme vom 
2.2.2012 vor dem Hintergrund der umfassenden Än-
derungen des CoE in den letzten Jahren mit dem dar-
aus folgenden zum Teil erheblichen Umsetzungs- und 
Regelungsbedarf (einschließlich Übersetzung) der 
Mitgliedsorganisationen dafür ausgesprochen, vorerst 
auf weitere Anpassungen des CoE seitens IFAC zu 
verzichten. Auch in der Sache wäre es aus Sicht der 
WPK nicht zwingend, die Rechtsfolgen von Verstößen 
gegen Regelungen zur Unabhängigkeit im CoE selbst 
neu zu regeln. Sofern klarstellende Hinweise für sinn-
voll erachtet werden, könnten diese möglicherweise 
in Form eines gesonderten Papiers erfolgen.

Daneben hat die WPK zu Bedenken gegeben, 
dass der Wechsel des Abschlussprüfers bei gesetzli-
chen Abschlussprüfungen in der EU und damit auch 
in Deutschland nicht in das Belieben des Prüfers 
und/oder des Unternehmens gestellt sein darf (vgl. 
Art. 38 Abs. 1 der Abschlussprüferrichtlinie, § 318 
Abs. 3 HGB). Eine Regelung, die dem geprüften Un-
ternehmen ermöglichen oder zumindest erleichtern 
würde, sich von einem möglicherweise unliebsamen 

Abschlussprüfer zu trennen, würde gegen europä-
isches und deutsches Recht verstoßen. Vor diesem 
Hintergrund sollte für den Bereich der gesetzlichen 
Abschlussprüfung im CoE nicht vorgesehen werden, 
dass die Prüfung bei möglichen Unabhängigkeits-Be-
denken nicht weitergeführt werden darf, wenn die 
für die Überwachung Verantwortlichen nicht zustim-
men. Ob dies deshalb entbehrlich sein könnte, weil 
der CoE insofern eine Subsidiaritätsregelung enthält, 
die solche Fälle vom Regelungsbereich der neuen 
Vorschriften ausnimmt, ist nicht unzweifelhaft er-
kennbar, sollte jedenfalls klarer geregelt werden. 

Im Übrigen hat die WPK auch darauf hingewie-
sen, dass mit Blick auf das von IESBA vorgeschla-
gene Rahmenkonzept für die Kommunikation des 
Abschlussprüfers mit den für die Überwachung des 
Unternehmens Verantwortlichen auch eine Konsul-
tationspflicht bezüglich interner und/oder externer 
Dritter (Berufskollegen, Berufsverbände), wozu im 
Zweifel auch die Aufsichtsbehörde gehören kann, 
verankert werden sollte.

Einen weiteren Exposure Draft mit dem Titel 
„Proposed Changes to the Code of Ethics for Profes-
sional Accountants Addressing Conflicts of Interest“ 
hat IESBA am 20.12.2011 mit Fristsetzung zur Stel-
lungnahme bis zum 31.3.2012 veröffentlicht. Vorge-
schlagen werden weitere Änderungen des CoE mit 
dem Ziel der Formulierung umfassender Leitlinien 
zur Identifizierung, Beurteilung und zum Umgang 
mit Interessenkonflikten. Die WPK wird auch dazu 
Stellung nehmen.		  en

IESBA Exposure Draft „Proposed Changes to the Code of Ethics for Profes-
sional Accountants Related to Provisions Addressing a Breach of a Requi-
rement of the Code“ vom 24.10.2011 und IESBA Exposure Draft „Propo-
sed Changes to the Code of Ethics for Professional Accountants Addressing 
Conflicts of Interest“ vom 20.12.2011 abrufbar unter 
k www.ifac.org/ethics
Stellungnahme der WPK vom 2.2.2012 abrufbar unter 
k www.wpk.de/stellungnahmen/stellungnahme_02-02-2012.asp
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

	 Aus der Arbeit der WPK	 23WPK Magazin 1/2012



PCAOB veröffentlicht Budget 2012 und Strategieplan 2011 bis 2015

Das PCAOB hat mit Presseinformation vom 
30.11.2011 über sein von ihm beschlossenes Budget 
für das Jahr 2012 sowie seinen Strategieplan für die 
Jahre 2011 bis 2015 wie folgt berichtet:

Das Budget 2012 enthält, vorbehaltlich der noch 
ausstehenden Genehmigung durch die SEC, im Ver-
gleich zum Vorjahr eine Steigerung von 11,4 % auf 
insgesamt 227,7 Mio. $ (Vorjahr: 204,4 Mio. $). Die 
Budgeterhöhung ist primär auf gesteigerte Aktivitä-
ten in der Abteilung Registrierung und Inspektionen, 
hierbei insbesondere auf einen Anstieg von Inspek-
tionen nicht US-amerikanischer Prüferpraxen, zu-
rückzuführen.

Hervorzuheben ist auch, dass 215 Mio. $, das 
heißt 94,4 % des Gesamtbudgets, durch eine Umla-
ge auf die börsennotierten Unternehmen (196,8 Mio. 
US-Dollar) und auf Broker-dealer (18,2 Mio. US-Dol-
lar) generiert werden. Lediglich der verbleibende 
Rest wird durch die Gebühren der beim PCAOB re-
gistrierten Prüferpraxen finanziert.

Die Budgeterhöhung schlägt sich auch in einer 
Erweiterung des Mitarbeiterstabs des PCAOB um 
98 Personen nieder, der Ende 2012 voraussichtlich 
810 Mitarbeiter betragen wird. 90 dieser 98 neuen 
Stellen sind für den Bereich Registrierung und Ins-
pektionen eingeplant.

Das PCAOB hat zeitgleich auch seinen Strategie-
plan 2011 bis 2015 beschlossen. Dieser ist Grundlage 
für sein Budget und beinhaltet zugleich das entspre-
chende Arbeitsprogramm.		  en

Presseerklärung des PCAOB vom 30.11.2011 abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag011209/
Zusammenfassung des PCAOB-Budgets 2012 und Strategieplan abrufbar 
unter 
k www.wpk.de/link/mag011210/

der EU-Kommission zu den USA vom 1.9.2010 wei-
tere Voraussetzung für einen Austausch von Arbeits-
papieren und ebnet den Weg für Joint Inspections 
des PCAOB mit der niederländischen Aufsichtsbe-
hörde. Die Vereinbarung erstreckt sich auch auf den 
Austausch vertraulicher Daten zwischen beiden Auf-
sichtsbehörden und enthält zudem eine Regelung 
zum Datenschutz. 

Die Vereinbarung ist insofern von großer Bedeu-
tung, als die Niederlande als erster Mitgliedstaat der 
EU die zwischen PCAOB und den europäischen Prü-
feraufsichten diskutierten datenschutzrechtlichen 
Probleme, die dem Abschluss solcher Kooperations-
vereinbarungen bislang entgegenstanden, überwun-
den zu haben scheinen. Zwar hat das PCAOB bereits 
im Januar 2011 mit der britischen, im April 2011 mit 
der eidgenössischen und im September 2011 mit der 
norwegischen Finanzaufsicht entsprechende Verein-
barungen abgeschlossen (dazu WPK Magazin 3/2011, 
Seite 23, und WPK Magazin 4/2011, Seite 37). Der 
britische POB hat dabei allerdings Details zur Rege-
lung von Joint Inspections sowie Datenschutzfragen 
weitgehend aus der Vereinbarung ausgeklammert. 

Die Schweiz und Norwegen sind mangels EU-Mit-
gliedschaft nicht an die strengen EU-Datenschutzre-
gelungen gebunden. 

Eine entsprechende Vereinbarung zwischen 
PCAOB und APAK konnte bislang wegen Zweifeln 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz an der 
Vereinbarkeit mit EU-Datenschutzrecht noch nicht 
abgeschlossen werden. Allerdings hat der Daten-
schutzbeauftragte nunmehr der APAK konkrete Hin-
weise gegeben, in welchen Bereichen aus seiner Sicht 
die Datenschutzvereinbarung zu ändern ist. Auf Ba-
sis dieser Hinweise wird kurzfristig eine Überarbei-
tung durch die APAK und im Anschluss daran eine 
nochmalige Vorlage an den Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz erfolgen. Der genaue Zeitpunkt des 
Abschlusses einer Vereinbarung zur Zusammenar-
beit der APAK mit dem PCAOB, einschließlich der 
erforderlichen rechtsverbindlichen Datenschutzver-
einbarung, ist somit noch offen.		  en

Presseerklärung des PCAOB vom 5.12.2011 abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag011208/
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Aus den Ländern

Bestellung neuer Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer

Im Januar dieses Jahres bestellte die Wirtschaftsprü-
ferkammer neue Wirtschaftsprüferinnen und Wirt-
schaftsprüfer, die den zweiten Examensdurchgang 
des Jahres 2011 erfolgreich absolviert hatten. Insge-
samt 380 Damen und Herren konnten in den Berei-
chen der Landesgeschäftsstellen Berlin, Düsseldorf, 
Hamburg, Frankfurt/M., München und Stuttgart ihre 
Bestellungsurkunden in Empfang nehmen. Der An-
teil der Wirtschaftsprüferinnen betrug rund 30 %. 

Die Bestellungen erfolgten im Rahmen feierlicher 
Veranstaltungen, die die Wirtschaftsprüferkammer 
gemeinsam mit dem Wirtschaftsprüferversorgungs-
werk ausrichtete. Die neuen Wirtschaftsprüferinnen 
und Wirtschaftsprüfer wurden mit der Bestellung 
auch Pflichtmitglied des Versorgungswerkes und er-
hielten auch insoweit die erforderlichen Informati-
onen. 

Einen guten Eindruck über den Ablauf der Bestel-
lungsveranstaltungen vermittelt der nachfolgende 
Bericht aus Frankfurt:

In demselben Saal eines großen Hotels in Bad So-
den, in dem sie im August die schriftlichen Arbeiten 

angefertigt hatten, wurden am 17. Januar des Jahres 
64 Wirtschaftsprüfer(innen) bestellt. „So liegen Freu-
de und Leid manchmal nahe beieinander“, meinte 
dazu in seiner Ansprache Harald Gallus, Landesprä-
sident der WPK in Hessen. Harald Gallus stellte den 
neuen Berufsangehörigen die Wirtschaftsprüferkam-
mer vor, ging auf die aktuellen berufspolitischen Ent-
wicklungen ein und mahnte die angehenden Prüfer 
zum Schluss, kritisch, neugierig, teamorientiert und 
engagiert zu sein und zu bleiben. 

Anschließend erläuterten Dr. Wilhelm Korfma-
cher und Dr. Silke Wolf die Aufgaben des Versor-
gungswerkes der Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer. Die Vereidigung und Übergabe der Be-
stellungsurkunden erfolgte sodann durch Christoph 
Freichel, Landespräsident der WPK im Saarland. Be-
sonderen Beifall erhielt ein Ehepaar, das gemeinsam 
bestellt wurde.

Die Bestellungsveranstaltung in Berlin wurde 
durch Landespräsidentin Katrin Fischer (29 Bestel-
lungen), die Düsseldorfer Veranstaltung durch Lan-
despräsident Christian Witte (102 Bestellungen), die 

Bestellungsveranstaltung in Bad Soden
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Kammern in Hessen: Freiheit in Verantwortung

„Kammern in Hessen: Freiheit in Verantwortung“ 
lautet der Titel einer Broschüre, die im Januar 2012 
von den 15 in Hessen tätigen Kammerorganisationen, 
einschließlich der Wirtschaftsprüferkammer, heraus-
gegeben wurde. Darin werden unter dem Motto „Ak-
tiv für den Wirtschaftsstandort und die Gesellschaft, 
stark in der Interessenvertretung, orientiert am Ge-
meinwohl, engagiert als Dienstleister“ Aufgaben und 
Funktionen der Kammern dargestellt. Die Broschüre 
kann bei der Landesgeschäftsstelle der WPK in Frank-
furt angefordert werden (lgs-frankfurt@wpk.de).

Die Broschüre wurde auf einer gemeinsamen Ver-
anstaltung der 15 Kammerorganisationen im Hessi-
schen Landtag den Mitgliedern des Landtags und der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Ministerpräsident Volker 

Bouffier lobte die Kammern für die Initiative zu dem 
gemeinsamen Auftritt und zollte dem Prinzip der 
beruflichen Selbstverwaltung großen Respekt. Die 
Selbstverwaltung sichere Sach- und Bürgernähe bei 
der Gestaltung der Regeln zur Berufsausübung so-
wie bei der Funktion der Kammern als die Interessen 
bündelnden sachverständigen Berater des Staates. 
Prof. Dr. Christoph Hommerich hob in seinem Vor-
trag über die Rolle der Kammern und das Vertrau-
en in der Gesellschaft hervor, dass Fachlichkeit, Ver-
lässlichkeit und Gemeinwohlorientierung die Pfeiler 
für das Vertrauen der Gesellschaft in das Kammer-
wesen seien.

In der anschließenden, von hr-Chefredakteur Alois 
Theisen moderierten Podiumsdiskussion mit den Frak-

Hamburger Veranstaltung durch Landespräsident 
Werner Billgow (67 Bestellungen), die Veranstaltung 
in München durch Michael Gschrei, Präsident der 
WPK und Landespräsident in Bayern (57 Bestellun-
gen) und die Veranstaltung in Stuttgart durch Lan-
despräsident Gerhard Ziegler (61  Bestellungen) ge-
leitet. 

In Stuttgart richtete Dr. Hubert Pfadt als Vertre-
ter des Wirtschaftsministeriums ein Grußwort an die 
Teilnehmer, in Hamburg RD Dorothea Werk-Doren-
kamp als Vertreterin des Hamburger Wirtschaftsse-

nators, in München MD Hermann Lück als Vertreter 
des Bayerischen Wirtschaftsministers. In Hamburg 
sprach zusätzlich eine der neuen Wirtschaftsprüfe-
rinnen und bedankte sich bei den Familienangehöri-
gen und Freunden, aber auch bei den Arbeitgebern, 
den Kollegen und den Mitarbeitern der Landesge-
schäftsstelle für die Unterstützung. 

Die Wirtschaftsprüferkammer gratuliert auch an 
dieser Stelle allen neu bestellten Wirtschaftsprüfe-
rinnen und Wirtschaftsprüfern und wünscht für ihre 
verantwortungsvolle Aufgabe viel Erfolg.	 mx/we

WPK-Landespräsident Harald Gallus (4. v. li.) im Kreis der Fraktionsvorsitzenden und Kammerpräsidenten sowie Ministerpräsident Volker Bouffier (5. v. re.) und hr-Chefre-
dakteur Alois Theisen (1. v. li.)
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Broschüre „Kammern in Hessen: Freiheit in Verantwortung“ (PDF)  
abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

tionsvorsitzenden der im Hessischen Landtag vertre-
tenen Parteien unterstrichen die Fraktionschefs von 
CDU, SPD, FDP und den Grünen die für Wirtschaft und 
Gesellschaft wichtige Rolle der Kammern. 	 we

Verabschiedung des langjährigen 
Landespräsidenten der WPK in 
Nordrhein-Westfalen

Am 24.1.2012 wurde der langjährige Landespräsi-
dent der Wirtschaftsprüferkammer in Nordrhein-
Westfalen, WP/StB Dipl.-Kfm. Gerd-Rudolf Volck, in 
Düsseldorf durch den seit 1.1.2012 amtierenden Lan-
despräsidenten, WP/StB Dipl.-Kfm. Christian Witte, 
verabschiedet.

Gerd-Rudolf Volck hatte das Amt des Landesprä-
sidenten – neben zahlreichen weiteren Ehrenämtern 
innerhalb und außerhalb der WPK – seit 1987 inne 
und wurde im Jahr 2010 mit dem Verdienstkreuz Ers-
ter Klasse des Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland ausgezeichnet. Christian Witte würdig-
te in seiner Rede die großen Verdienste, die Gerd-Ru-
dolf Volck in seiner über 20-jährigen ununterbroche-
nen Tätigkeit für die Wirtschaftsprüferkammer und 
für den Berufsstand der Wirtschaftsprüfer und verei-
digten Buchprüfer erworben hat. An der Feierstunde 
nahmen auch die Beschäftigten der Landesgeschäfts-
stelle der WPK in Nordrhein-Westfalen teil.	 kl

Gerd-Rudolf Volck (3. v. re.), Christian Witte (4. v. re.) mit den Beschäftigten der 
Landesgeschäftsstelle
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Jahresempfang der Wirtschaft in Mainz

Etwa 5.000 Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Poli-
tik und Verwaltung besuchten am 6.2.2012 den von 
zwölf Kammern, einschließlich der Wirtschaftsprü-
ferkammer, ausgerichteten Jahresempfang der Wirt-
schaft in Mainz. Mit dieser Gästezahl ist der Jahres-
empfang weiterhin die größte Kammerveranstaltung 
in Deutschland.

In dem Statement der Freien Berufe erläuterte 
Professor Dr. Scholz, Landespräsident der WPK in 
Rheinland-Pfalz, dass die Kammern den Staat auf 
vielfältige Weise entlasten. Aufgrund ihrer Ausbil-
dung und ihrer praktischen Erfahrungen können Be-
rufsangehörige viele Aufgaben effizienter und wegen 
des weitgehend ehrenamtlichen Engagements auch 
kostengünstiger erledigen als staatliche Behörden. 
Vor diesem Hintergrund sei es geradezu absurd, dass 
die EU-Kommission nunmehr hinsichtlich der Wirt-
schaftsprüfer eine Übertragung von Berufsaufsicht 
und Qualitätssicherung auf eine vom Berufsstand 
völlig losgelöste, neue staatliche Behörde plane. Zur 
Steuerpolitik erklärte Scholz: „Politik machen durch 
Steuererhöhungen, das ist uns zu simpel“. Die Po-

Erste Reihe (v. li.) Präsident Michael Gschrei, Landespräsident Marcus Scholz,  
Vizepräsident Gerhard Albrecht, Beiratsmitglieder Jürgen Graf von Stuhr und  
Carsten René Beul; zweite Reihe (2. v. re.) Landespräsident und Vorstandsmitglied 
Harald Gallus sowie Landespräsident Roland Haeck (3. v. re.)

Ministerpräsident Kurt Beck und Präsident Michael Gschrei

litiker sollten in der Steuerpolitik unterscheiden 
zwischen dem, was erforderlich sei und dem, was 
gefordert werde. So wie es im Freien Beruf selbst-
verständlich sei, die Kosten zu kontrollieren, sollten 
auch die Politiker auf die Kosten achten. Großen Bei-
fall erntete Scholz für seine Anregung, in den Steu-
erbescheid einen Dank an den Steuerzahler aufzu-
nehmen und für seinen Aufruf zu einem redlichen, 
höflichen und respektvollen Umgang in der Politik.

Der frühere Bundesfinanzminister Peer Steinbrück 
verteidigte in seiner anschließenden Rede die Steu-
erpolitik der früheren Bundesregierungen. Als be-
sonders wichtige Voraussetzungen für eine weiter-
hin gute wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands 
bezeichnete er höhere Bildungsinvestitionen und 
eine engere Zusammenarbeit in der Europäischen 
Union, insbesondere auf dem Felde der Finanz- und 
Wirtschaftspolitik.		  we

Landesgeschäftsstellen der WPK
Baden-Württemberg 
Leiter: Ass. jur. Rolf Holzreiter
Calwer Straße 11, 70173 Stuttgart
Telefon	 07 11 / 2 39 77- 0
Telefax	 07 11 / 2 39 77-12
E-Mail	 lgs-stuttgart@wpk.de

Bayern 
Leiter: RA Karl Reiter
Marienstraße 14/16, 80331 München
Telefon	 0 89 / 54 46 16 - 0
Telefax	 0 89 / 54 46 16 -12
E-Mail	 lgs-muenchen@wpk.de

Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt
Leiter: RA Christian Bauch
Rauchstraße 26, 10787 Berlin	
Telefon	 0 30 / 72 61 61- 2 16	
Telefax	 0 30 / 72 61 61-1 99
E-Mail	 lgs-berlin@wpk.de	

Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
Leiterin: RAin Hiltrud Egbert
Ferdinandstraße 12, 20095 Hamburg
Telefon	 0 40 / 8 08 03 43 - 0
Telefax	 0 40 / 8 08 03 43 -12
E-Mail	 lgs-hamburg@wpk.de

Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Thüringen
Leiter: RA Dr. Christian Weiser
Sternstraße 8, 60318 Frankfurt am Main	
Telefon	 0 69 / 3 65 06 26 - 30	
Telefax	 0 69 / 3 65 06 26 - 32	
E-Mail	 lgs-frankfurt@wpk.de

Nordrhein-Westfalen
Leiter: Dr. Wolfgang Klemz
Tersteegenstraße 14, 40474 Düsseldorf
Telefon	 02 11 / 45 61-1 87
Telefax	 02 11 / 45 61-1 93
E-Mail	 lgs-duesseldorf@wpk.de
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Informationen für die Berufspraxis

Mit Inkrafttreten des Berufsaufsichtsreformgeset-
zes am 6.9.2007 sind Berufsgesellschaften in Umset-
zung von Art. 17 der Abschlussprüferrichtlinie gemäß 
§ 38 Nr. 2 c) WPO verpflichtet, Kontaktpersonen nebst 
Kontaktmöglichkeiten zum Eintrag in das Berufsre-
gister mitzuteilen. Darauf wurde im WPK Magazin 
1/2007, Seite 7, hingewiesen. Da diesem Aufruf bisher 
noch nicht alle Berufsgesellschaften gefolgt sind, wird 
hiermit daran erinnert. Um die Mitteilung zu erleich-
tern, ist diesem Heft ein Vordruck beigefügt, der als 
Meldung zum Berufsregister verwendet werden kann. 
Ob Ihre Berufsgesellschaft ihrer Meldepflicht nachge-
kommen ist, können Sie durch Einsichtnahme in das 
WP Verzeichnis Online auf der Internetseite der WPK 
überprüfen. Wenn der Link „Kontaktpersonen“ ange-
zeigt wird, ist eine Kontaktperson erfasst.

Zum selben Zeitpunkt sind Berufsgesellschaften 
auch verpflichtet worden, Mitgliedschaften in Netz-

Kontaktdaten der Berufsgesellschaften und  
Ansprechpartner der Netzwerke

werken zum Eintrag in das Berufsregister zu mel-
den. Hier beschränken sich die Meldepflichten auf 
die Angaben der Mitglieder oder einen Hinweis da-
rauf, wo diese Angaben öffentlich zugänglich sind. 
Eine Kontaktperson muss also nicht angegeben wer-
den. In der bisherigen Kommunikation zwischen 
Netzwerkmitgliedern und der WPK hat sich jedoch 
gezeigt, dass eine Kontaktperson die Korrespondenz 
und Abstimmung erleichtern würde. Wir regen da-
her an, dass die Netzwerke der Geschäftsstelle je-
weils einen Berufsangehörigen als Ansprechpartner 
zum Thema „Netzwerk“ benennen. Hierzu kann der 
untere Abschnitt des beigefügten Vordrucks verwen-
det werden.		  te

Vordruck zur Meldung zum Berufsregister abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer  
in einfachen Partnerschaften
Wirtschaftsprüfer können ihren Beruf in unterschied-
licher Art und Weise in einer Partnerschaft ausüben, 
die nicht als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft an-
erkannt ist (einfache Partnerschaft). Für vereidigte 
Buchprüfer gelten die gleichen Grundsätze.

prüfungsgesellschaft anerkannten Partnerschafts-
gesellschaft sein, wenn sie befugt bleiben, Aufträge 
auf gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfungen 
nach § 316 HGB durchzuführen. Diese Regelung be-
deutet, dass Wirtschaftsprüfer Partner einer einfa-
chen Partnerschaft sein können, wenn sie ihren Be-
ruf daneben entsprechend § 43 a Abs. 1 WPO, etwa 
selbstständig in eigener Praxis, als gesetzlicher Ver-
treter oder Angestellter einer Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft ausüben und die Partnerschaft ihnen ge-
stattet, Abschlussprüfungen vorzunehmen. 

Da sich die Tätigkeit als Partner einer einfachen 
Partnerschaft nach § 1 Abs. 2 Satz 2 PartGG als selbst-
ständige Berufsausübung darstellt, sind die Wirt-
schaftsprüfer-Partner einer einfachen Partnerschaft 
verpflichtet, eine Berufshaftpflichtversicherung zur 
Deckung der sich aus ihrer Berufstätigkeit ergeben-
den Haftpflichtgefahren für Vermögensschäden abzu-
schließen und die Versicherung aufrecht zu erhalten.

Der Beginn einer Tätigkeit als Partner einer einfa-
chen Partnerschaft ist nach §§ 40 Abs. 2, 38 Nr. 1 g) 

Wirtschaftsprüfer als Partner

Nach § 43 a Abs. 2 Satz 1 WPO dürfen Wirtschafts-
prüfer nur dann Partner einer nicht als Wirtschafts-
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WPO unter Angabe des Names, Vornames, der Berufe 
und Anschriften der beruflichen Niederlassungen der 
Partner und dem Namen der Partnerschaft unverzüg-
lich schriftlich zum Berufsregister anzuzeigen. Zur Ver-
einfachung empfiehlt es sich, zusätzlich einen Auszug 
aus dem Partnerschaftsregister zu übersenden. Spätere 
Veränderungen der vorbenannten Angaben sind eben-
falls schriftlich zum Berufsregister anzuzeigen.

Die Kraft Gesetzes teilrechtsfähige Partnerschaft ist 
insoweit von der nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs auch teilrechtsfähigen Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts, mit der ein Anstellungsverhält-
nis begründet werden kann, zu unterscheiden. Die 
Rechtsfähigkeit der Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
reicht nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
ausdrücklich nur soweit, wie gesetzliche Vorschrif-
ten nicht entgegenstehen. Die Tätigkeit als Sozius ei-
ner Sozietät nach § 44 b WPO steht der Tätigkeit als 
selbständiger Wirtschaftsprüfer in eigener Praxis nach 
der Gesetzesbegründung zum Dritten Gesetz zur Ände-
rung der Wirtschaftsprüferordnung gleich. Die Sozietät 
ist gleichsam nur die Summe der einzelnen Praxen der 
beteiligten Sozien. Da die Tätigkeit als Wirtschaftsprü-
fer-Sozius folglich – wie auch der Blick in § 43 a Abs. 1 
WPO bestätigt – eine originäre Berufsausübung ist, 
kann ein Wirtschaftsprüfer auch ein Anstellungsver-
hältnis mit einer Sozietät begründen. Sind Nicht-Wirt-
schaftsprüfer-Sozien an der Sozietät beteiligt, bedarf es 
der Erklärung, dass der angestellte Wirtschaftsprüfer 

Wirtschaftsprüfer als freie Mitarbeiter 

Berufsrechtlich unproblematisch ist auch die Tätig-
keit eines Wirtschaftsprüfers als freier Mitarbeiter ei-
ner einfachen Partnerschaft. 

Zu beachten ist dabei aber, dass die Tätigkeit als 
freier Mitarbeiter stets eine selbstständige Tätigkeit 
in eigener Praxis begründet. Freie Mitarbeiter wer-
den gegenüber ihrem Auftraggeber selbstständig im 
eigenen Namen und für eigene Rechung tätig. Auch 
freie Mitarbeiter sind folglich verpflichtet, eine Be-
rufshaftpflichtversicherung zur Deckung der sich aus 
ihrer Berufstätigkeit ergebenden Haftpflichtgefahren 
für Vermögensschäden abzuschließen und aufrecht 
zu erhalten. Eine Einbeziehung in den Versiche-
rungsschutz der einfachen Partnerschaft genügt an-
ders als im Berufsrecht der Steuerberater nicht. Das 
Berufsrecht der Wirtschaftsprüfer kennt eine §  51 
Abs. 2 DVStB vergleichbare Regelung im Hinblick 
auf den denkbaren Regressfall nicht.

Wurde bis zum Beginn der freien Mitarbeit kei-
ne selbständige Tätigkeit in eigener Praxis ausgeübt, 
ist die Aufnahme der selbstständigen Tätigkeit unter 
Angabe des Datums und der Anschrift der berufli-
chen Niederlassung ebenso wie alle späteren Ände-
rungen unverzüglich schriftlich zum Berufsregister 
anzuzeigen, §§ 40 Abs. 2, 38 Nr. 1 c), d) WPO.

Wirtschaftsprüfer als Angestellte

Die Eingehung eines Anstellungsverhältnisses mit ei-
ner einfachen Partnerschaft ist dem Wirtschaftsprü-
fer berufsrechtlich verwehrt. § 43 a Abs. 3 Nr. 2 WPO 

verbietet Wirtschaftsprüfern jede Tätigkeit auf Grund 
eines Anstellungsvertrages mit Ausnahme der in der 
Vorschrift ausdrücklich in Bezug genommenen Fälle. 
Zwar nimmt § 43 a Abs. 3 Nr. 2 WPO auch Bezug auf 
§ 43 a Abs. 2 WPO, im Hinblick auf ein Anstellungs-
verhältnis greift dieser Verweis aber nur für die in 
§ 43 a Abs. 2 Satz 2 WPO benannten Anstellungsver-
hältnisse bei einem Angehörigen eines ausländischen 
Prüferberufs oder einer ausländischen Prüfungsge-
sellschaft. Von den „geschäftsführenden Personen“ 
des Satz 1 sind nur gesetzliche Vertreter erfasst, nicht 
aber Angestellte mit gesetzlichen Vertretern ver-
gleichbaren, rechtsgeschäftlich übertragenen Vertre-
tungsbefugnissen (etwa Generalbevollmächtigte). Der 
Begriff „geschäftsführende Personen“ ist durch das 
Wirtschaftsprüfungsexamens-Reformgesetz des Jah-
res 2003 im Sinne des Bundesgleichstellungsgesetzes 
an die Stelle des Begriffs „Geschäftsführer“ getreten. 
Eine inhaltliche Veränderung war damit nach der Ge-
setzesbegründung ausdrücklich nicht verbunden. 
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ausschließlich den arbeitsrechtlichen Weisungen des/
der Wirtschaftsprüfer-Sozius/Sozien unterliegt.

Die Tätigkeit als Partner einer einfachen Partner-
schaft ist dagegen keine originäre Berufsausübung 
im Sinne des § 43 a Abs. 1 WPO. Sie setzt daher nach 
§ 43 a Abs. 2 Satz 1 WPO auch zwingend voraus, dass 
der Wirtschaftsprüfer-Partner die Befugnis behält, 
Abschlussprüfungen durchzuführen. Die Tätigkeit 
als Partner und die Tätigkeit als Sozius sind damit 
nicht deckungsgleich. Die Zulässigkeit des Anstel-
lungsverhältnisses mit einer Sozietät ist daher auf 
ein Anstellungsverhältnis mit einer einfachen Part-
nerschaft nicht übertragbar.

Die Eingehung eines Anstellungsverhältnisses mit 
einer einfachen Partnerschaft begründet eine unver-
einbare Tätigkeit und verpflichtet die Wirtschaftsprü-
ferkammer zum Widerruf der Bestellung, wenn der 
Wirtschaftsprüfer die unvereinbare Tätigkeit nicht 
dauernd aufgibt. Hierfür kann dem Wirtschaftsprü-
fer eine angemessene Frist gesetzt werden.

Wirtschaftsprüfer als entliehene Mitarbeiter

Das Berufsrecht lässt es auch zu, dass ein Wirtschafts-
prüfer als entliehener Mitarbeiter, etwa aus einer ko-
operierenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, für 
eine einfache Partnerschaft tätig wird. Wegen der 
berufsrechtlich gebotenen eigenverantwortlichen 
Berufsausübung gilt aber auch hier die Einschrän-
kung, dass das Direktionsrecht während der Entlei-
hung nur von den Wirtschaftsprüfer-Partnern der 
einfachen Partnerschaft ausgeübt werden kann. Eine 
eigene Versicherungspflicht des entliehenen Wirt-
schaftsprüfers, Meldepflichten zum Berufsregister 
oder Veränderungen der Beitragsbemessung löst die 
Entleihung nicht aus. 

Wirtschaftsprüfer als Angestellte der  
Wirtschaftsprüfer-Partner

Eine Alternative zur unvereinbaren Anstellung bei 
einer einfachen Partnerschaft ist die unmittelbare 
Anstellung bei einem oder mehreren Wirtschafts-
prüfer-Partner(n) der einfachen Partnerschaft. Das 
Anstellungsverhältnis besteht dann mit den Einzel-
praxen der Wirtschaftsprüfer-Partner, die Arbeits-
leistung wird aber für die Partnerschaft erbracht, über 
die auch die Formalia des Anstellungsverhältnisses 
abgewickelt werden können. Das Direktionsrecht 
verbleibt aber allein bei den Wirtschaftsprüfer-Part-
nern, da die eigenverantwortliche Berufsausübung 
(§ 44 WPO) andernfalls nicht mehr gewährleistet ist.

Im Berufsregister wird nur das Anstellungsver-
hältnis zu den Wirtschaftsprüfern erfasst. Dieses ist 
für die betroffenen Wirtschaftsprüfer in ihrer Eigen-
schaft als Arbeitgeber beitragsrelevant. Außerdem ist 
die Anstellung eines Berufsträgers dem Haftpflicht-
versicherer mitzuteilen.

Kundmachung der Tätigkeit in einfacher  
Partnerschaft

Für die Angaben auf Geschäftsbriefen einer Partner-
schaft ist § 125 a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 HGB nach 
§ 7 Abs. 5 PartGG entsprechend anzuwenden. Inso-
weit besteht zunächst keine Verpflichtung, die in der 
Partnerschaft tätigen Wirtschaftsprüfer, nicht einmal 
die Partner, auf dem Briefbogen kundzumachen. Ent-
scheidet sich die Partnerschaft, die Partner kundzuma-
chen, muss dies wegen des Gebotes einer sachlichen 
Kundmachung und des Verbotes der Irreführung des 
Rechtsverkehrs vollständig erfolgen. Werden neben 
den Partnern keine weiteren in der Partnerschaft täti-
gen Personen kundgemacht, müssen die Partner nicht 
ausdrücklich als Partner gekennzeichnet werden. 

	 Aus der Arbeit der WPK	 31WPK Magazin 1/2012



Werden neben den Partnern unterschiedslos 
weitere in der Partnerschaft tätige Personen kund-
gemacht, gelten diese haftungsrechtlich als Partner. 
Eine solche Scheinpartnerschaft ist nach § 38 Nr. 1 g) 
2. Halbsatz WPO ebenso wie alle späteren Verände-
rungen zum Berufsregister anzuzeigen. Wettbewerbs-
rechtlich ist eine Scheinpartnerschaft nur zulässig, 
wenn die wie Partner kundgemachten Nicht-Partner 
sich aufgrund interner Vereinbarungen im Außen-
verhältnis nachweislich tatsächlich wie Partner mit 
Bindungswirkung für die Partnerschaft erklären kön-
nen (vgl. hierzu BGH, ZIP 1996, 1314).

Die Scheinpartnerschaft begründet ebenso wie die 
Partnerschaft eine selbstständige Tätigkeit in eigener 
Praxis und damit grundsätzlich die Verpflichtung zur 
Unterhaltung einer Berufshaftpflichtversicherung. Die 
aus der Kundmachung als Partner folgende Versiche-
rungspflicht eines Scheinpartners entfällt, wenn der 
Wirtschaftsprüfer Angestellter eines Wirtschaftsprü-
fer-Partners ist und der Wirtschaftsprüferkammer er-
klärt, seinen Beruf ausschließlich im fremden Namen 
und für fremde Rechnung im Rahmen des Anstel-
lungsverhältnisses mit dem oder den Wirtschaftsprü-
fer-Partner(n) aus der Partnerschaft oder der Einzelpra-
xis des Wirtschaftsprüfer-Partners heraus auszuüben. 

Damit keine Scheinpartnerschaft entsteht, müs-
sen die Partner von den Nicht-Partnern deutlich 
abgegrenzt werden. Hierfür können entweder die 
Partner positiv als Partner oder die Nicht-Partner 
positiv als Nicht-Partner gekennzeichnet werden. 
Die Nicht-Partner können hierfür mit ihrem Status, 
etwa als freier Mitarbeiter oder entliehener Mitar-
beiter, kundgemacht werden. Beides setzt – soll es 
sich nicht um einen Wettbewerbsverstoß handeln – 
aber einer verfestigte, dauerhafte Zusammenarbeit 
zwischen dem freien Mitarbeiter beziehungsweise 
dem entliehenen Mitarbeiter und der Partnerschaft 
voraus. 

Auch die Kundmachung eines streng genommen 
bei einem oder den Wirtschaftsprüfer-Partnern ange-
stellten Wirtschaftsprüfers als Angestellter der Part-
nerschaft ist zulässig, obwohl nicht zutreffend, wenn 
alle Wirtschaftsprüfer gegenüber der Wirtschaftsprü-
ferkammer erklären, dass das Anstellungsverhältnis 
tatsächlich mit einem oder den Wirtschaftsprüfer-
Partnern besteht und allein diese das Direktionsrecht 
ausüben. Der berufsrechtlich unzulässige Eindruck, 
es bestünde ein Anstellungsverhältnis zur Partner-
schaft, kann unter diesen Voraussetzungen vernach-
lässigt werden. 		  uh

Der praktische Fall
Qualitätskontrolle: Einbeziehung von prüferisch tätigen WP/vBP in 
die Stichprobe

Gegenstand der Qualitätskontrolle ist das Qualitäts-
sicherungssystem einer WP-/vBP-Praxis. Es handelt 
sich um eine Systemprüfung. 

Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat eine Quali-
tätskontrolle so durchzuführen, dass er mit hinrei-
chender Sicherheit ein Prüfungsurteil über die An-
gemessenheit und Wirksamkeit der Regelungen des 
Qualitätssicherungssystems in der WP-/vBP-Praxis 
nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften und 
der Berufssatzung und bei der Durchführung einzel-
ner Aufträge abgeben kann. Dabei hat er eine Prü-
fung der Wirksamkeit der Regelungen des Qualitäts-
sicherungssystems zur Auftragsabwicklung in einem 
ausreichenden Umfang durchzuführen. Die Einbe-
ziehung von im Bereich der gesetzlichen Abschluss-
prüfung tätigen WP/vBP ist nur in diesem Umfang 
erforderlich, was dazu führen kann, dass nicht alle 

in der Abschlussprüfung verantwortlich tätigen WP/
vBP einzubeziehen sind. Dies kann insbesondere 
bei größeren WP-/vBP-Praxen der Fall sein, wenn 
der Prüfer für Qualitätskontrolle im Rahmen seiner 
Prüfungsplanung feststellt, dass hinreichend sicher-
gestellt ist, dass das Qualitätssicherungssystem die 
Beachtung der Gesetze und fachlichen Regeln ge-
währleistet und die in der geprüften Praxis tätigen 
WP/vBP das Qualitätssicherungssystem einheitlich 
anwenden. 

In der Nachschau hingegen sind nach § 33 Abs. 2 
Satz 3 Berufssatzung WP/vBP alle in der Praxis tä-
tigen verantwortlichen WP/vBP mindestens einmal 
im Zeitraum von drei Jahren einzubeziehen. Ist dies 
sichergestellt und verfügt die WP-/vBP-Praxis über 
eine im Übrigen angemessene und wirksame Nach-
schau, kann dies zudem zu einer Reduzierung der 
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in die Qualitätskontrolle einzubeziehenden WP/vBP 
führen. 

Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat über die Er-
fassung der in der Praxis tätigen WP/vBP in seinem 
Qualitätskontrollbericht zu berichten (vgl. Hinweis 
der Kommission für Qualitätskontrolle zur Berichter-
stattung über eine Qualitätskontrolle vom 24.3.2011, 
Punkt 5). Insbesondere bei kleinen Praxen mit zwei 
bis drei WP/vBP wird der Prüfer für Qualitätskon

trolle die Nichteinbeziehung einzelner WP/vBP aus-
führlich begründen.

Wird die Qualitätskontrolle nicht in einer Berufs-
gesellschaft, sondern in einer Sozietät durchgeführt, 
ist jeder einzelne WP-/vBP-Sozius Prüfungssubjekt 
einer Qualitätskontrolle und erhält auch eine eigene 
Teilnahmebescheinigung. In diesem Fall ist die Ein-
beziehung von Aufträgen des einzelnen Sozius zwin-
gend erforderlich. 		  me

Mitglieder fragen – 
WPK antwortet

Täglich beantwortet die Wirtschaftsprüferkammer schriftlich 

oder telefonisch Fragen von Wirtschaftsprüfern und 

vereidigten Buchprüfern zu unterschiedlichen Themen. 

Typische Fragen, die für alle Mitglieder interessant sind, 

greift diese Rubrik im WPK Magazin auf.

Übermittlung von Mitarbeiter-
daten an den Abschlussprüfer

n Im Rahmen einer Abschluss-
prüfung haben wir den Mandan-
ten darum gebeten, uns bestimmte 
Mitarbeiterdaten (Namen, Bank-
verbindungen) zu überlassen, auf 
deren Basis wir Funktionstests 
zur Überprüfung der Wirksam-
keit des internen Kontrollsystems 
der Gesellschaft durchführen. Der 
Mandant lehnt es ab, die Mitarbei-
terdaten in dem von uns angefor-
derten Umfang zur Verfügung zu 
stellen, da er meint, hierzu gemäß 

§ 28 Abs. 1 BDSG nicht befugt zu 
sein. Können die gesetzlichen Ver-
treter des Mandanten tatsächlich 
unter Geltendmachung daten-
schutzrechtlicher Bedenken die 
Übermittlung von Mitarbeiterda-
ten an den Abschlussprüfer ver-
weigern, die dieser zu Zwecken 
der Prüfung angefordert hat, und 
wie wirkt sich dies gegebenenfalls 
auf Durchführung und Ergebnis 
der Abschlussprüfung aus?

Die WPK ist der Auffassung, 
dass das Informationsrecht des Ab-
schlussprüfers gemäß § 320 Abs. 2 
Satz 1 HGB lex specialis gegen-

über den allgemeinen Vorschriften 
(hier: § 28 Nr. 1) des Bundesdaten-
schutzgesetzes ist (vergleiche hier-
zu die ausdrückliche Regelung in 
§ 1 Abs. 3 BDSG). Dem Zweck der 
gesetzlichen Abschlussprüfung wie 
auch den hiermit korrespondie-
renden allgemeinen Berufspflich-
ten kann nur entsprochen werden, 
wenn der Abschlussprüfer den 
Umfang der an ihn zu übermitteln-
den Informationen eigenverant-
wortlich bestimmen kann. Das vor-
bezeichnete Verhältnis des § 320 
Abs. 2 Satz 1 HGB zu § 28 BDSG 
ist daher, gemessen am Zweck der 
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Prüfung, zwingend. Aus Mandan-
tensicht werden an den Abschluss-
prüfer übermittelte Mitarbeiterda-
ten auch nicht „preisgegeben“, da 
dieser selbstverständlich auch in-
soweit der Pflicht zur beruflichen 
Verschwiegenheit unterliegt (§ 43 
Abs. 1 Satz 1 WPO).

Gleichwohl ist zu beachten, 
dass das Informationsrecht des 
Abschlussprüfers auch nach § 320 
Abs. 2 Satz 1 HGB nicht schran-
kenlos besteht. So kann der Ab-
schlussprüfer von den gesetzlichen 
Vertretern des Prüfungsmandan-
ten Aufklärungen und Nachwei-
se nur verlangen, wenn diese „für 
eine sorgfältige Prüfung notwen-
dig sind“.

Der im vorliegenden Fall zwi-
schen Mandant und Abschluss-
prüfer entstandene Konflikt lässt 
sich dementsprechend auch 
nicht auf das Konkurrenzverhält-
nis zwischen § 320 Abs. 2 Satz 1 
HGB und § 28 BDSG zurückfüh-
ren, sondern vielmehr auf die ma-
terielle Frage, welche Mitarbeiter-
daten unter Berücksichtigung des 
auch handelsrechtlich normierten 
Erforderlichkeitskriteriums vom 
Mandanten an den Abschlussprü-
fer zu übermitteln sind. Die Fra-
ge bleibt aus dem Blickwinkel des 
Datenschutzrechts für den Man-
danten insofern relevant, als eine 
Datenübermittlung an den Ab-
schlussprüfer, die für Zwecke der 
Abschlussprüfung nicht erforder-
lich ist, von § 320 Abs.  2 Satz 1 
HGB nicht gedeckt ist und so-
mit grundsätzlich wiederum in 
die datenschutzrechtliche Ver-
antwortung des Mandanten als 
„übermittelnde Stelle“ fällt. Die 
Verdrängung des Bundesdaten-
schutzgesetzes durch andere Vor-
schriften des Bundesrechts ist auf 
deren Anwendungsbereich be-
schränkt, wie die Formulierung 
„soweit“ in § 1 Abs. 3 Satz 1 BDSG 
zeigt. Vor diesem Hintergrund ist 
es erforderlich, den Umfang der 

für die Abschlussprüfung ange-
forderten personenbezogenen Da-
ten bei entsprechender Nachfra-
ge des Mandanten mit diesem zu 
erörtern und gegebenenfalls zu 
plausibilisieren.

Kommt es hier zu Differenzen 
und werden Daten, die aus Sicht 
des Abschlussprüfers für die sorg-
fältige Durchführung der Prüfung 
erforderlich sind, nicht übermit-
telt, läge gleichwohl ein Prüfungs-
hemmnis mit entsprechenden 
Konsequenzen für das Prüfungs-
urteil vor. 	 go

Sponsoring des Sportbetriebs 
der Prüfungsmandantin durch 
den Abschlussprüfer

n Über Veröffentlichungen im 
elektronischen Bundesanzeiger 
sowie weitere Quellen im Internet 
ist mir bekannt geworden, dass 
eine Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft den Jahresabschluss der 
FC XY GmbH & Co. KGaA, deren 
Fußballmannschaft höherklassig 
spielt, prüft und sich gleichzeitig 
dort als Sponsor engagiert. Auf 
der Internetseite der FC XY ist die 
Gesellschaft neben zahlreichen 
anderen kleineren Unternehmen 
der Region als „Regionalpart-
ner“ gelistet. Aus diesem Grund 
ist zwar davon auszugehen, dass 
es sich um ein Sponsoring eher 
geringen Umfangs handelt – aus-
weislich der Internetpräsentation 
werden Haupt- oder andere be-
deutende Sponsoren dort als „Ex-
klusiv-“ oder „Premiumpartner“ 
bezeichnet und entsprechend in-
tensiver beworben (Trikotwer-
bung etc.). Nach den üblichen 
Sponsoringverträgen wird die 
FC XY GmbH & Co. KGaA die Fir-
ma oder das Logo der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft jedoch über 
die Internetseite hinaus auch 
noch in anderen Zusammenhän-
gen (Stadionheft, Werbewand bei 

Fernsehinterviews etc.) werbe-
wirksam präsentieren. Verstößt 
das Verhalten der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft gegen § 52 
WPO und die berufsrechtlichen 
Vorschriften zur Unabhängigkeit 
des Abschlussprüfers?

Aus Sicht der WPK kann be-
zogen auf die konkrete Situation 
eine Verletzung von Berufspflich-
ten nicht angenommen werden. 
Ausgehend von der grundsätzli-
chen Zulässigkeit des Sponsoring 
auch für WP/vBP (Hense/Ulrich/
Precht, WPO, § 52 Rn.  22; WPK 
Magazin 2/2007, Seite 24 [25]) 
käme ein Verstoß gegen § 52 WPO 
überhaupt nur in Betracht, wenn 
ausgehend von § 4 Nr. 11 UWG 
(„Verletzung einer gesetzlichen 
Vorschrift, die auch dazu be-
stimmt ist, im Interesse der Markt-
teilnehmer das Marktverhalten zu 
regeln“) ein Verstoß gegen die 
Unabhängigkeitsvorschriften – 
als eigenständige Berufspflicht-
verletzung – bejaht werden könn-
te. In Betracht kämen in diesem 
Zusammenhang ausschließlich 
„Beziehungen geschäftlicher, fi-
nanzieller oder persönlicher Art, 
nach denen die Besorgnis der Be-
fangenheit besteht“ (§ 319 Abs. 2 
HGB, § 21 Abs. 2 Satz 4 BS WP/
vBP).

Nach überkommenem Ver-
ständnis bringt der Sponsor durch 
seine Leistung an die gesponserte 
Einheit auch Sympathien für deren 
Aktivitäten zum Ausdruck, wo-
durch aus Sicht eines objektiven 
Dritten eine für den Abschluss-
prüfer problematische Nähebe-
ziehung zum Prüfungsgegenstand 
begründet werden könnte. Aus 
heutiger Sicht ist das Sponsoring 
– jedenfalls im Bereich des Profi-
sports – jedoch schwerpunktmäßig 
als Instrument der kommerziellen 
Kommunikation (des Sponsors) zu 
betrachten. Das Sponsoring erfolgt 
aufgrund des wirtschaftlichen In-
teresses des Sponsors, über die 
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Gegenleistung (Ermöglichung 
der werblichen Selbstdarstellung 
im Zusammenhang mit dem Ge-
schäftsbetrieb der gesponserten 
Einheit) potentielle Kunden auf 
sich aufmerksam zu machen. Be-
sagtes Prinzip von Leistung und 
Gegenleistung grenzt das Sponso-
ring von anderen, eher altruisti-
schen Formen der Unternehmens-
förderung wie zum Beispiel dem 
Mäzenatentum und dem Spen-
denwesen ab, die aufgrund der 
fehlenden Gegenleistung eher als 
Ausdruck einer – in Bezug auf den 
Abschlussprüfer gegebenenfalls 
problematischen – Nähebeziehung 
gedeutet werden könnten. Eine 
solche wird aus dem Blickwinkel 
eines objektiven Dritten für eine 

Sponsoringmaßnahme jedenfalls 
dann nicht angenommen werden 
können, wenn, wie im vorliegen-
den Fall, erkennbares Motiv des 
Sponsoring das wirtschaftliche In-
teresse an einer publikumswirksa-
men Werbung ist. In diesen Fällen 
dürfte es sich um eine durch Leis-
tung und Gegenleistung gepräg-
te Vertragsbeziehung handeln, 
die nicht über den „normalen Ge-
schäftsverkehr mit Dritten“ hin-
ausgeht.

Ein darüber hinaus denkbares, 
gegebenenfalls schädliches Eigen-
interesse der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft an der wirtschaftli-
chen Prosperität der gesponserten 
Einheit (im Sinne einer kund-
gemachten „Schicksalsgemein-

schaft“) kommt im vorliegenden 
Fall schon aufgrund des Umstan-
des, dass die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft nicht „Exklusiv-“ 
oder „Premiumpartner“, sondern 
gemeinsam mit zahlreichen ande-
ren regionalen Kleinunternehmen 
lediglich „Regionalpartner“ der-
selben ist, nicht in Betracht. Die 
genannte Sponsorenhierarchie 
deutet für den „Regionalpartner“ 
auf ein vergleichsweise geringfü-
giges Engagement hin, welches in 
Verbindung mit der dazugehöri-
gen Kundmachung auch aus ob-
jektiver Sicht nicht geeignet sein 
dürfte, ein Interesse im oben ge-
nannten Sinn zu begründen.	 go

Gesetz zur Novellierung des Finanzanlagenvermittler- und Vermögens-
anlagenrechts/Diskussionsentwurf einer Verordnung zur Einführung 
einer Finanzanlagenvermittlungsverordnung

Über das Gesetzesvorhaben wurde fortlaufend und zu-
letzt im WPK Magazin 4/2011, Seite 47, informiert. 
Zuletzt wurde berichtet, dass die Anregung der WPK 
zur redaktionellen Klarstellung von § 25 Abs. 1 Ver-
mögensanlagengesetz-Entwurf, der die Prüfung und 
Bestätigung des Abschlussprüfers regelt, aufgegriffen 
wurde. Der Bundestag hat das Gesetz am 27.10.2011 in 
zweiter und dritter Lesung beschlossen. Der Bundesrat 
hat den Vermittlungsausschuss nicht angerufen.

Das Gesetz wurde am 12.12.2011 im Bundesge-
setzblatt verkündet (BGBl. I, Seite 2481). § 25 Vermö-
gensanlagengesetz trat am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. Das Gesetz änderte u. a. auch § 34 c Gewer-
beordnung (GewO), der für die Prüfung nach § 16 
MaBV von Bedeutung ist, denn § 16 MaBV, der die 
Prüfung für bestimmte Gewerbetreibende vorsieht, 
verweist auf § 34 c GewO. Die dort derzeit geregel-
ten Anlageberater und -vermittler werden aus § 34 c 

Stellungnahmen der WPK zu aktuellen Gesetzesvorhaben

GewO, durch Streichung der Nr. 2 und 3, genommen 
und in § 34 f GewO als „Finanzanlagenvermittler“, 
mit einem umfassenden Pflichtenkatalog, neu gere-
gelt. Nach § 16 Abs. 1 MaBV werden somit zukünf-
tig noch Makler, Darlehensvermittler und Bauträ-
ger/Baubetreuer prüfungspflichtig sein. § 34 g Abs. 2 
Satz 2 und 3 GewO sieht eine Ermächtigung zum Er-
lass einer Rechtsverordnung vor, die die Prüfungs-
pflicht der Finanzanlagenvermittler regeln kann. 
§ 34 g GewO tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft, so dass die Verordnung noch vor dem Inkraft-
treten der Regelung des §  34 c GewO (1.6.2012) in 
Kraft treten kann.

Die vorgenannte Rechtsverordnung liegt in Form 
des Diskussionsentwurfs einer Verordnung zur Ein-
führung einer Finanzanlagenvermittlungsverord-
nung (FinVermV-Entwurf) vor. Die WPK hat kurz-
fristig die Möglichkeit zur Stellungnahme erhalten.
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Änderung der WPO: Eignungsprüfung auch für Drittstaatsangehörige 
möglich
Personen, die in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem anderen EWR-Staat oder 
in der Schweiz die Voraussetzungen für die unmit-
telbare Zulassung zur Abschlussprüfung im Sinne 
der Abschlussprüferrichtlinie erlangt haben, können 
anstelle des Wirtschaftsprüfungsexamens die Eig-
nungsprüfung als Wirtschaftsprüfer nach dem Neun-
ten Teil der WPO ablegen.
Die Eignungsprüfung berücksichtigt, dass diese Per-
sonen bereits über die beruflichen Voraussetzungen 
verfügen, die für die Zulassung zur Pflichtprüfung 
von Jahresabschlüssen und anderer Rechnungsunter-
lagen in dem jeweiligen Staat erforderlich sind. Die 
Teilnahme an der Eignungsprüfung war bisher den 
Staatsangehörigen eines EU- oder EWR-Mitgliedstaa-
tes oder der Schweiz vorbehalten.

Das Gesetz über die Feststellung der Gleichwertig-
keit von Berufsqualifikationen (Berufsqualifikations-
feststellungsgesetz – BQFG) vom 6.12.2011 (BGBl. I 
S. 2515) ändert § 131g Abs. 1 WPO. Künftig wird es 
nur noch ausschlaggebend sein, dass die Qualifikati-
on, die den Zugang zur Eignungsprüfung ermöglicht, 
in einem EU- oder in einem anderen EWR-Staat oder 
der Schweiz erworben wurde. Auf die Staatsangehö-
rigkeit wird es nicht mehr ankommen. Daher können 
künftig – nach Inkrafttreten des Berufsqualifikati-
onsfeststellungsgesetzes am 1.4.2012 – an der Eig-
nungsprüfung auch Kandidaten aus Drittstaaten teil-
nehmen, die über eine in einem EU-Mitgliedstaat, in 
einem EWR-Staat oder eine in der Schweiz erworbe-
ne Qualifikation als Abschlussprüfer verfügen. 	 tü

Berichte über Gesetzesvorhaben

Stellungnahme der WPK vom 27.1.2012 abrufbar unter
k www.wpk.de/stellungnahmen/stellungnahme_27-01-2012.asp
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

§ 24 FinVermV-Entwurf sieht für Finanzanla-
genvermittler vor, dass diese nicht nur durch Wirt-
schaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, deren Berufsge-
sellschaften sowie Prüfungsverbände geprüft werden 
können, sondern nennt als geeignete Prüfer auch 
eine dritte Gruppe, nämlich „andere Personen, die 
öffentlich bestellt oder zugelassen worden sind und 
die auf Grund ihrer Vorbildung und Erfahrung in der 
Lage sind, eine ordnungsgemäße Prüfung in dem je-
weiligen Gewerbebetrieb durchzuführen, sowie de-
ren Zusammenschlüsse“. 

Im Vergleich zum bisherigen Rechtszustand ist fest-
zustellen, dass Anlageberater und -vermittler sich nur 
durch Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften, Buchprüfungsgesell-
schaften sowie Prüfungsverbände prüfen lassen konn-
ten (§ 16 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 MaBV i. V. m. 
§ 34 c Abs. 1 Nr. 2 GewO). Lediglich Makler und Dar-
lehensvermittler konnten sich bislang auch durch 
„andere Personen, die öffentlich bestellt oder zugelas-
sen worden sind und die auf Grund ihrer Vorbildung 
und Erfahrung in der Lage sind, eine ordnungsgemäße 
Prüfung in dem jeweiligen Gewerbebetrieb durchzu-
führen“, prüfen lassen (§ 16 Abs. 3 Satz 2 MaBV).

Damit soll ein bislang Wirtschaftsprüfern und 
vereidigten Buchprüfern vorbehaltenes Prüfungs-
recht genommen und anderen Berufsgruppen eröff-
net werden, ohne dass es hierfür einen Anlass oder 
eine Rechtfertigung gibt. 

Die WPK hat daher in ihrer Stellungnahme vom 
27.1.2012 angeregt, bei der Prüfung von Finanzan-
lagenvermittlern als geeignete Prüfer ausschließlich 
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften, Buchprüfungsgesellschaften 
und Prüfungsverbände vorzusehen, nicht hingegen 
andere Personen (Streichung von §  24 Abs. 3 Nr. 3 
FinVermV-Entwurf). Die Zulassung von anderen Per-
sonen als Prüfer von Finanzanlagenvermittlern ist u. a. 
auch deshalb nicht gerechtfertigt, weil der Prüfungs-
umfang nach § 24 FinVermV-Entwurf im Vergleich zu 
§ 16 MaBV gewachsen ist, da der FinVermV-Entwurf 
im Vergleich zur MaBV mehr Verhaltenspflichten vor-
sieht.		  ge
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Ständiger Ruf nach hoher  
Qualität der Prüfungsleistung 

Die Diskussion über die Qualität 
der Arbeit des Wirtschaftsprüfers 
ist zu einem Dauerthema gewor-
den. Das Grünbuch der EU-Kom-
mission vom Oktober 2010 sah 
noch die verpflichtende Joint Au-
dit-Prüfung vor, um mehr Qualität 
bei den Prüfungen von Unterneh-
men von öffentlichem Interesse zu 
erreichen. In dem Vorschlag einer 
Verordnung vom 30.11.2011 hat 
die Kommission die Joint Audit-
Prüfungen aus dem Regulierungs-

Mit Blick auf die Qualitätssicherung befasst sich 
der Beitrag mit der Bedeutung des Honorars, der 
Qualität und Qualitätsmessung, dem Pro und  
Contra einer Gebührenordnung für Abschlussprüfer 
und mit ihrer möglichen Ausgestaltung.

Gebührenordnung für Abschlussprüfer – ein  
Ansatz zur Qualitätssicherung
Prof. Dr. Volker H. Peemöller

katalog genommen. Einen Ersatz 
für die Joint Audit-Prüfungen 
hat die Kommission nicht vorge-
schlagen. Gesetzliche Vorschrif-
ten, berufsständische Regelungen 
und Reformvorschläge von Kom-
missionen zielen auf die Urteils-
fähigkeit und die Urteilsfreiheit 
des Prüfers, um eine sachgerechte 
Urteilsbildung zu gewährleisten. 
Diesen Anstrengungen ist aber 
kein Erfolg beschieden, wenn der 
Wirtschaftsprüfer nicht selbst zu 
seiner Arbeit die Einstellung hat, 
sie in höchstmöglicher Qualität 
zu erbringen.1 Es ist zu fragen, ob 

durch eine Gebührenordnung die 
Rahmenbedingungen geschaffen 
werden, um diese Einstellung zu 
unterstützen.

Hohe Bedeutung des Honorars 
für die Abschlussprüfung

Sucht man im Internet, dann fällt 
auf, wie viele Wirtschaftsprüfer 
Hinweise auf ihr Honorar und sei-
ne Ermittlung geben, weil offen-
sichtlich für Mandanten die Ho-
norarhöhe ein wichtiges Kriterium 
ist. Dem Mandanten bleibt es da-
mit nicht verborgen, dass der Prü-
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fer seine Leistung über den Preis 
verkauft. Auch mögliche Aus-
weichreaktionen des Abschluss-
prüfers bei gedrückten Preisen, 
den Prüfungsumfang zu reduzie-
ren, zeitsparende Methoden oder 
Personal mit geringeren Qualifika-
tionen einzusetzen, werden vom 
Mandanten registriert. Für den 
Mandanten stellt sich dann die 
Frage, die Prüfung auszuschrei-
ben, um einen Prüfer zu finden, 
der das Honorar unterbietet.

Der Zusammenhang zwischen 
Honorar und Qualität der Prü-
fungsleistung ist im Bewusstsein 
vieler Wirtschaftsprüfer angekom-
men. Die Umfrage der WPK im De-
zember 2011/Januar 2012 hat ge-
zeigt, dass 58 % der Antwortenden 
das Honorar als nicht ausreichend 
ansehen.2 Eine qualitativ hochwer-
tige Prüfung hat ihren Preis. Hö-
here Honorare sind allerdings am 
Markt gegenwärtig nicht durch-
setzbar – im Gegenteil –, zwischen 
den WP-Gesellschaften findet ein 
Preiswettbewerb und kein Quali-
tätswettbewerb statt. So schreibt 
Claussen: „Die Konkurrenzla-
ge zwischen den großen Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften auf 
dem Gebiet der Prüfungsgebühren 
wird als regelungsbedürftig ange-
sehen. Dieser Preiswettbewerb ist 
ein interessantes Phänomen, weil 
die Wettbewerbstheorie davon 
ausgeht, dass bei Oligopolen die 
Preise steigend, zumindest fixiert 
sind.“3 Allerdings wird die Lö-
sung des Problems nicht in einer 
Gebührenordnung gesehen, weil 
dies ein Schritt auf den Weg zum 
staatlichen Prüfungsamt ist. Eine 
andere Lösung wird aber an dieser 
Stelle nicht präsentiert.

Es lässt sich eher feststellen, 
dass die Prüfer bei Neuausschrei-
bungen von Mandaten regelmä-
ßig durch geringere Honorare an-
derer Prüfer unterboten werden. 
Abschlussprüfungen sind nicht 
immer kostendeckend. Prüfungs-

aufträge werden zu nicht aus-
kömmlichen Honoraren angenom-
men. Der „Low Balling Effekt“, die 
Erstprüfung als Türöffner für wei-
tere, dann kostendeckende Leis-
tungen zu benutzen, schafft Ab-
hängigkeiten. Der Honorarverfall 
führt unbestritten zu einem Ver-
lust an Prüfungsqualität. Für die 
weiteren Überlegungen ist es zu-
nächst angebracht, die vorliegen-
den empirischen Untersuchungen 
auszuwerten.

Rückläufige Entwicklung von 
Abschlussprüferhonoraren in 
Deutschland

Eine Untersuchung für das Jahr 
2005 hatte zum Ziel, statistische 
Angaben über Honorare für Ab-
schlussprüfungsleistungen und 
den Anteil der Honorare für Prü-
fungsleistungen an den gesamten 
Honoraren zu ermitteln.4 Als Er-
gebnis wurden durchschnittliche 
Prüfungshonorare für die unter-
schiedlichen Börsensegmente von 
5,2 Mio. ¤ für die DAX 30-Unter-
nehmen bis 0,34  Mio.  ¤ für die 
SDAX-Unternehmen ermittelt. 
Der Median für alle Börsenseg-
mente lag bei 0,434 Mio. ¤. Dabei 
zeigte sich, dass die Prüfungsho-
norare in Abhängigkeit von der Bi-
lanzsumme nicht linear, sondern 
degressiv verlaufen. Werden die 
Prüfungshonorare für Abschluss-
prüfungen größenbereinigt, ergibt 
sich ein Median für alle Börsen-
segmente von 551 ¤ für 1 Mio. ¤ 
Bilanzsumme. Für die einzelnen 
Börsensegmente zeigt sich eine 
weite Spreizung, die bei 153  ¤ 
für die DAX 30-Unternehmen bis 
893  ¤ für die Tec-DAX-Unter-
nehmen reicht, immer bezogen 
auf 1 Mio. ¤ Bilanzsumme. Diese 
Angaben erlauben den Auftragge-
bern eine grobe Einschätzung, ob 
die von ihrem Abschlussprüfer in 
Rechnung gestellten Honorare in 
einem üblichen Rahmen liegen.5

Betrachtet man die Aufteilung 
der Gesamthonorare, so machen 
die Honorare für Prüfungsleistun-
gen immerhin 66 % aus. Die Ver-
fasser dieser Studie kommen des-
halb zu dem Schluss, dass die 
Bedeutung der sonstigen Leistun-
gen eher moderat zu bewerten ist. 
Es zeigt sich dabei auch, dass ein 
nicht unbedeutender Anteil der 
Unternehmen überhaupt keine 
derartigen Aufträge an Abschluss-
prüfer vergibt.6

Eine weitere Studie beschäftig-
te sich mit der Angabepflicht der 
Honoraraufwendungen für den 
Konzernabschlussprüfer.7 Diese 
Berichtspflichten sollen der Ver-
besserung der Qualität der Ab-
schlussprüfung durch Stärkung 
der Unabhängigkeit des Abschluss-
prüfers dienen. In dieser Untersu-
chung zeigte sich, dass in einigen 
Fällen der Anteil der Honorare für 
die Konzernabschlussprüfung we-
niger als den fünften Teil – in Ex-
tremfällen sogar nur ein Siebtel – 
der gesamten mandatsbezogenen 
Einnahmen ausmachte. Es han-
delt sich dabei um Unternehmen 
des SDAX; vereinzelt auch des 
MDAX. Der Anteil des Honorars 
für Konzernabschlussprüfungen 
an den gesamten mandatsbezo-
genen Einnahmen lag bei diesen 
Unternehmen zwischen 14 % und 
32 %. Dies kann als Hinweis gel-
ten, dass die Trennung von Prü-
fung und Beratung nicht in al-
len Börsensegmenten betrieben 
wird. Der durchschnittliche An-
teil der Honorare für die Konzern-
abschlussprüfung an den gesam-
ten Honoraren belief sich auf rund 
70 %.8

Eine Untersuchung aus den 
Jahr 2010 nimmt erstmals einen 
Zeitvergleich über fünf Jahre der 
veröffentlichten Angaben der Ho-
norare für Leistungen des Ab-
schlussprüfers im Hinblick auf die 
Entwicklung von quantitativen 
und qualitativen Merkmalen vor.9 
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Dabei zeigte sich, dass der Anteil 
der Prüfungshonorare an den Ge-
samthonoraren der Abschlussprü-
fer in den fünf Jahren zwischen 
70 % und etwas mehr als 50 % 
schwankt und im Durchschnitt bei 
ca. 57 % liegt. Im Beitrag wird der 
Frage einer möglichen Abhängig-
keit weiter nachgegangen und un-
tersucht, in wie vielen Fällen die 
Honorare für Nicht-Prüfungsleis-
tungen die Honorare für Prüfungs-
leistungen überschritten haben. In 
25,2 % der Fälle wurde diese Re-
lation überschritten, wobei seit 
2006 ein leichter Rückgang festzu-
stellen war. Die Autoren kommen 
zu der Schlussfolgerung, dass die-
ser Anteil beachtlich ist, wenn 
auch nicht zwingend auf eine Be-
einträchtigung der Unabhängig-
keit geschlossen werden kann.10 
Da das Abschlussprüferhonorar 
positiv mit der Größe eines Unter-
nehmens korreliert, sind die Ho-
norare einer Größenbereinigung 
zu unterziehen. Die Verfasser un-
tersuchen deshalb die Abhängig-
keit des Abschlussprüferhonorars 
von der Bilanzsumme, aber auch 
vom Umsatz. Die Kennziffer Ab-
schlussprüferhonorar in Euro je 
1 Mio. ¤ Bilanzsumme entwickel-
te sich zwischen den Jahren 2004 
bis 2008 rückläufig. Insgesamt ist 
ein Rückgang von 27 % festzustel-
len – und zwar von durchschnitt-
lich 177 ¤ im Jahr 2004 auf 130 ¤ 
im Jahr 2008. Rückläufig ist auch 
die Kennzahl Prüfungshonorar zu 
Umsatz. Hier betrug der Rückgang 
zwischen 2004 und 2008 ca. 5 %. 
Die Verfasser kamen deshalb zu 
dem Ergebnis, dass die Kennzah-
len den in der Branchen zuneh-
menden Preisdruck zwischen den 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-
ten widerspiegeln.11

Eine weitere Studie beschäftigt 
sich mit dem Fee Cutting in Ab-
hängigkeit von der Größe des Ab-
schlussprüfers auf dem deutschen 
Markt für Abschlussprüfungen.12 

In dieser Studie wird untersucht, 
welche Auswirkung ein Prüfer-
wechsel auf die Honorarhöhe hat. 
Ohne die umfangreichen theore-
tischen Grundannahmen und die 
Beschreibung der Vorgehenswei-
se hier im Einzelnen zu referieren, 
zeigt sich als Ergebnis: „Fee Cutt
ing tritt auf, wenn eine BIG-Four-
Prüfungsgesellschaft ein neues 
Mandat erhält. Andererseits ist Fee 
Cutting unwahrscheinlich, wenn 
ein Abschlussprüferwechsel zu ei-
ner kleinen Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft stattfindet.“13 Der Ver-
fasser stellt noch ein wesentliches 
Ergebnis seiner Untersuchung he-
raus: „Die Ergebnisse der Unter-
suchung deuten auch eine weite-
re Konzentration auf dem Markt 
für Abschlussprüfungen kapital-
marktorientierter Unternehmen 
an. Der große Wettbewerb auf dem 
Markt für Erstprüfungen führt zu 
einer Verdrängung kleiner Wirt-
schaftsprüfer, die kein Fee Cut-
ting betreiben.“14 

Aus den empirischen Untersu-
chungen lassen sich drei Ergeb-
nisse festhalten:

Die Prüfungshonorare, gemes-
sen an der Bilanzsumme und an 
den Umsätzen, sind rückläufig. Der 
Anteil der Honorare von Nicht-Prü-
fungsleistungen an den Gesamtho-
noraren von Abschlussprüfern 
könnte zu einer Beeinträchtigung 
der Unabhängigkeit und zu einer 
Subventionierung von Prüfungs-
leistungen führen. Fee Cutting 
könnte zu einem Verdrängungs-
wettbewerb auf dem Prüfermarkt 
führen. Inwieweit dieser Konzen-
trationsprozess Auswirkungen auf 
die Prüfungsqualität haben wird, 
bleibt abzuwarten. 

Qualität und Qualitätsmessung 
von Wirtschaftsprüfern

Die Abschlussprüfung ist eine 
komplexe Dienstleistung. Zur 
Überwindung der Komplexität 

ist auf Teilqualitäten abzustel-
len, wodurch die Qualität der Ab-
schlussprüfung keiner direkten 
Messung zugänglich ist. Sie ist in-
direkt über den Ansatz an einzel-
nen Teilqualitäten zu messen. Es 
sind eine Vielzahl von Modellen 
zur Messung der Dienstleistungs-
qualität entwickelt worden.15 Die-
se Modelle beinhalten im Wesent-
lichen drei Elemente: 

Unter der Potenzialdimension 
des Abschlussprüfers vereinigen 
sich alle vorhandenen Leistungs-
fähigkeiten einer Wirtschaftsprü-
fungsunternehmung. Dies sind 
der Abschlussprüfer und seine 
Mitarbeiter sowie die technische 
Ausrüstung, das Informationsma-
terial und die Räumlichkeiten. 
Geprägt wird die Dienstleistungs-
qualität durch die beteiligten Per-
sonen. Ein gesichertes Einkom-
men ist für die Entscheidung, den 
Beruf des Wirtschaftsprüfers an-
zustreben, ein wesentliches Argu-
ment. Wettbewerbsdruck, interne 
Anpassungen und Umstellungen 
führen zu Verunsicherungen, ho-
her Fluktuation und Umorientie-
rung des Berufswunsches. Von 
den Hochschulabsolventen sind 
es nicht mehr immer die besten 
des Jahrgangs, die sich für die 
Wirtschaftsprüfung entscheiden. 
Das könnte auf Dauer zu Quali-
tätsmängeln führen.

Die Prozessqualität der Ab-
schlussprüfung gibt die Realisie-
rung und das Zusammenwirken 
der einzelnen Potenzialdimensio-
nen wieder. In ihr kommt die tat-
sächliche Umsetzung der einzel-
nen Dimensionen und damit der 
Qualitätseigenschaft zum Aus-
druck. Wettbewerbs- und Preis-
druck lassen sich dann nur über 
Effizienzsteigerungen der Prozes-
se, Reduzierung von Prüfungs-
handlungen und Verringerung der 
Qualifikation des Personals auf-
fangen. Es wird mehr plausibili-
siert und weniger geprüft. 
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Aus dem Prozess der Leis-
tungserstellung ergibt sich unmit-
telbar dessen Ergebnis, wodurch 
die Ergebnisdimension durch 
die Teilqualitäten der Prozessdi-
mension determiniert wird. Die 
Ergebnisdimension ist die tat-
sächlich realisierte Qualität der 
Abschlussprüfung. Damit schlägt 
sich die Veränderung in der Po-
tenzialdimension und in der Pro-
zessdimension auf das Ergebnis 
nieder.

Eine Gebührenordnung ist kein 
Allheilmittel zur Qualitätsver-
besserung der Abschlussprüfung. 
Eine Abschlussprüfung kann aber 
nicht wie ein nach erwerbswirt-
schaftlichen Grundsätzen geführ-
tes Unternehmen behandelt wer-
den. In der Vergütungsfrage sollte 
man sich den ehernen Grundsatz 
Schmalenbachs in das Gedächtnis 
zurückrufen: „Die Wirtschafsprü-
fung darf kein Geschäft sein, son-
dern muss ein Amt im besten Sin-
ne des Wortes werden.“16

Pro und Contra einer 
Gebührenordnung 

Argumente dagegen
Eine Gebührenordnung wird nicht 
als Allheilmittel oder Wunderwaf-
fe gesehen.17 Es gibt auch Grün-
de, welche die Bedeutung der Ab-
schlussprüfungshonorare sowohl 
absolut als auch relativ zu den da-
rüber hinausgehenden Honoraren 
relativieren.18 Zunächst erfolgt der 
Hinweis, dass ein Wirtschaftsprü-
fungsunternehmen zwischen der 
betriebswirtschaftlichen Kalku-
lation eines Prüfungsauftrags ei-
nerseits und der pflichtgemäßen 
Erfüllung der Berufspflichten an-
dererseits zu trennen weiß.19 Der 
Wirtschaftsprüfer hat seinen Be-
ruf unabhängig auszuüben. Es ist 
also nicht statthaft zu unterstel-
len, dass die Unabhängigkeitsver-
pflichtung des Abschlussprüfers 
von einer bestimmten Honorarhö-

he an oder einer bestimmten Re-
lation zwischen Prüfungshonorar 
und Honorar für Nicht-Prüfungs-
leistungen auf der Strecke bleibt.20 
Aber in Krisensituationen und bei 
bestimmten Ermessensentschei-
dungen kann von diesen Relati-
onen das Verhalten beeinflusst 
werden. Der Hinweis auf die Be-
rufsgrundsätze ist damit kein Ar-
gument gegen die Einführung ei-
ner Gebührenordnung.

Als weiteres Argument gegen 
die Gebührenordnung wird die 
Weiterentwicklung einer Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft ge-
nannt. Diese Weiterentwicklung 
kann sich auf neuartige Bilan-
zierungs- und Prüfungsaspekte 
beziehen,21 aber auch auf neue 
Branchen oder Geschäftsfelder. 

Die dafür erforderliche Fach-
kompetenz kann einen hohen in-
neren Wert für die Prüfungsge-
sellschaft haben, so dass nicht alle 
Leistungen, die vom Abschluss-
prüfer erbracht wurden, abge-
rechnet werden müssen. Dieses 
Argument ist allerdings gefähr-
lich, denn nach dem Grundsatz 
der Gewissenhaftigkeit dürfen 
Mandate nur übernommen wer-
den, wenn der Wirtschaftsprü-
fer über die erforderliche Sach-
kunde verfügt.22 Insofern können 
Mitarbeiter mit der entsprechen-
den Sachkunde eingestellt wer-
den oder die Mitarbeiter ent-
sprechend ausgebildet werden. 
Es kann aber nicht sachgerecht 
sein, Aufträge zu Preisen anzu-
nehmen, die unter den Kosten 
liegen, um während der Auftrags-
bearbeitung die erforderlichen 
Kompetenzen zu erwerben.

Ein weiteres häufig genanntes 
Argument bezieht sich auf presti-
geträchtige Prüfungsmandate, die 
dem Abschlussprüfer eine gewis-
se Reputation am Prüfungsmarkt 
einbringen.23 Ein solches Mandat 
hat für den Wirtschaftsprüfer ei-
nen Zusatznutzen. Er wird auch 

alle Anstrengungen unternehmen, 
um dieses Mandat zu behalten. 
Diese Anstrengungen sollten aber 
auf die Qualität bezogen sein und 
nicht auf die Preisgestaltung. Eine 
Gebührenordnung wird deshalb 
diese Bemühungen eher in diese 
Richtung lenken.

Zwei Problembereiche, die mit 
einer Gebührenordnung verbun-
den sein könnten, sollen noch an-
gesprochen werden: 

1.	Eine Gebührenordnung ist in 
einer marktlichen Wirtschafts-
ordnung – insbesondere für 
Freie Berufe – problematisch. 
Hier ist eher ein Trend zum Ab-
bau gebührenrechtlicher Re-
gulierungen erkennbar. So ist 
eine Reduzierung von Vergü-
tungsregelungen auch im Gel-
tungsbereich des deutschen 
Rechts festzustellen.24 Typi-
scherweise werden Gebühren-
ordnungen zum Schutz von 
Endverbrauchern eingeführt 
und nicht zum Schutz der An-
bieter.25 Letztlich ist aber die 
gesetzliche Abschlussprüfung 
eine Prüfung zur Interessen-
wahrung Dritter.26 Die Dritten 
sind in diesem Fall die Stake-
holder einer Unternehmung 
mit Gesellschaftern, Kapitalge-
bern und der Öffentlichkeit. In-
sofern zielt der Schutz sowohl 
auf den „Endverbraucher“ der 
Informationen als auch auf den 
Anbieter der Prüfungsleistung. 
Diese Argumentation wird nun 
auch in die politische Diskus-
sion mit eingebracht.27 Dem be-
sonderen Verhältnis zwischen 
Wirtschaftsprüfern, Unterneh-
men und öffentlichem Interesse 
ist ein reiner Preiswettbewerb 
abträglich, der durch eine Hono-
rarordnung vermieden werden 
kann. Gegen Gebührenordnun-
gen bestehen verfassungs- und 
europarechtliche Bedenken, da 
ein Eingriff in die Vertragsauto-
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nomie der betroffenen Marktteil-
nehmer erfolgt. Wenn zwingen-
de Gründe des Allgemeinwohls 
die Preisregulierung rechtferti-
gen, kann allerdings eine gesetz-
liche Gebührenordnung auch 
vor dem europäischen Recht Be-
stand haben.28

2.	Weitere Probleme, die aus einer 
Gebührenordnung erwachsen 
könnten, bestehen in der Art 
und Weise, wie die Gebühren 
bestimmt werden; in welchen 
zeitlichen Abständen Anpas-
sung erfolgen und ob sich das 
sogenannte Budgetdenken ein-
stellt, das Honorar gegenüber 
dem Vorjahr zu steigern. Dies 
sind aber weniger Argumente 
gegen eine Gebührenordnung, 
als vielmehr Fragen an ihre 
Ausgestaltung.

Argumente dafür
Insgesamt können diese Cont-
ra-Argumente nicht überzeugen. 
Eine Gebührenordnung löst zwar 
nicht alle Probleme des Berufs-
standes. Die vorgetragenen Grün-
de gegen eine Gebührenordnung 
lassen aber nicht erkennen, dass 
eine Gebührenordnung neue Prob-
leme hinsichtlich der Qualität der 
Berufsausübung schaffen würde. 

Wenn der Abschlussprüfer kei-
nem Druck über die Honorarver-
handlungen ausgesetzt ist, wird 

seine Stellung als Abschlussprü-
fer gestärkt, und seine Unabhän-
gigkeit unterstützt, wenn er aus 
dieser Tätigkeit einen angemesse-
nen Gewinn erzielt.29

Ein wesentliches Argument für 
die Einführung einer Gebühren-
ordnung ist der Hinweis, dass der 
Wettbewerb nicht mehr über den 
Preis, sondern über die Qualität zu 
führen ist. Die Qualität von Dienst-
leistungen wird mitbestimmt 
durch die Kunden. Der Prüfer ist 
zur Durchführung der Abschluss-
prüfung auf die Mitwirkung des 
Mandanten angewiesen.30 Damit 
ist die Integration des Kunden Vo-
raussetzung für die Durchführung 
von Abschlussprüfungen. Für die 
Beurteilung der Qualität sind da-
mit die Unterschiede in der Be-
urteilung der Prüfungsleistungen 
aus der Sicht der Anbieter und 
der Nachfrage entscheidend.31 
Wie empirische Untersuchungen 
zeigen, besteht eine Diskrepanz in 
der Beurteilung des Kosten-Nut-
zen-Verhältnisses.32 Wenn die Ab-
schlussprüfung für die jeweiligen 
Adressaten keinen eigenständigen 
Wert hat, geraten die Honorare un-
ter Druck.33 Wenn die Abschluss-
prüfung aus Sicht des Mandanten 
zu einer „kostenpflichtigen Be-
lästigung“ verkommt, wird er den 
billigeren Abschlussprüfer wäh-
len.34 Nach den Erfahrungen der 
Berufsaufsicht reichen die derzei-

tigen Regelungen des § 55 Abs. 1 
Satz 4 WPO nicht aus, um dem 
Phänomen qualitätsgefährdender 
Dumpinghonorare in der Praxis 
wirksam zu begegnen.35

Die Vorgabe von Honorar-
grundsätzen oder einer Gebühren-
ordnung kann diesen Druck besei-
tigen und den Blick auf den Wert 
und den Nutzen der Prüfung len-
ken. Damit wird auch verhindert, 
dass nicht auskömmliche Prei-
se dazu führen, dass weniger ge-
prüft und geringer qualifiziertes 
Personal eingesetzt wird. Die Ge-
bührenordnung dient dem öffent-
lichen Gut einer hohen Prüfungs-
qualität.

Eine Gebührenordnung könnte 
auch verhindern, dass die Prüfung 
durch Beratungsaufträge subven-
tioniert wird und möglicherweise 
Abhängigkeiten geschaffen wer-
den. Der Mandant hat es in der 
Hand, den Abschlussprüfer in der 
Verlustsituation „schmoren“ zu 
lassen oder ihn durch Zusatzauf-
träge in die Gewinnzone zu füh-
ren.36 Die empirischen Befunde 
haben dazu deutliche Hinweise 
geliefert, wenn die Prüfungsho-
norare nur 15 % der Gesamthono-
rare ausmachen. Eine Gebühren-
ordnung hilft dabei, jeden Auftrag 
isoliert zu kalkulieren.

Die Transparenz der Prüfungs-
honorare ist ein weiteres Argu-
ment für die Einführung einer 
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ausfallen. Durch eine Gebühren-
ordnung würden konkret nach-
prüfbare Vorgaben geschaffen.

Mögliche Ausgestaltungsfor-
men einer Gebührenordnung

Die Festlegung der Einzelheiten 
einer Gebührenordnung birgt er-
heblichen Konfliktstoff auch auf-
grund der unterschiedlichen 
Geschäftsmodelle der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften. Die un-
verbindlichste Form besteht in der 
Vorgabe von Rahmenbedingun-
gen zur Honorarfindung mit Hilfe 
von brauchbaren Merkmalen. Das 
könnten Kalkulationsgrundsätze 
und -richtlinien zur Berechnung 
von Entgelten sein. Werden dazu 
noch die Stundensätze für be-
stimmte Tätigkeiten erhoben und 
empirische Befunde über Zeit-, 
Pauschal- und Wertentgelte vorge-
legt, entsteht für den Berufsstand 
eine Orientierungshilfe. Es fragt 

sich aber, für wen das eine ech-
te Hilfe wäre, und ob damit Preis-
dumping und Low Balling-Effekte 
vermieden werden können. 

Das andere Extrem besteht in 
einer mehrdimensionalen Gebüh-
renvorschrift mit Mindest-Ho-
norarsätzen und Mindestzahl an 
Tageswerken, zum Beispiel nach 
Umsatz, Branchen, Bilanzsumme, 
Zahl der Mitarbeiter und Komple-
xität des Geschäfts. Wie die empi-
rischen Untersuchungen gezeigt 
haben, sind Prüfungshonorare 
nicht linear, sondern degressiv in 
Abhängigkeit von der Größe des 
Unternehmens. Hier die „richti-
gen Kriterien“ zu finden und da-
bei die Transparenz zu erhalten, 
stellt für das unabhängige Gre-
mium, das für die Vorgabe ver-
antwortlich sein sollte, eine gro-
ße Herausforderung dar. Dass eine 
Lösung möglich ist, zeigt die Ge-
bührenverordnung für Steuerbe-
rater und Steuerbevollmächtigte.
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Aus der Rechtsprechung

	 Berufsrecht

Status angestellter Wirtschaftsprüfer

n	 Leitsatz des Gerichts
§ 45 Satz 2 WPO ist in Verbindung mit § 45 Satz 1 WPO 
verfassungskonform einschränkend so zu verstehen, 
dass die Bereichsausnahme von der Betriebsverfassung 
nur für angestellte Wirtschaftsprüfer mit Prokura gilt.

n	 Leitsatz der Redaktion
Da Wirtschaftsprüfer im öffentlichen Interesse mit 
Verantwortung vor der Öffentlichkeit besondere 
Aufgaben wahrnehmen, kann typisierend auf unter-
nehmerische Leitungsmacht im Innenverhältnis ge-
schlossen werden, wenn angestellten Wirtschafts-
prüfern Prokura erteilt wird. Die besondere Aufgabe 
von Wirtschaftsprüfern rechtfertigt eine Ungleichbe-
handlung gegenüber angestellten Steuerberatern und 
Rechtsanwälten. 
BAG, Beschluss vom 29.6.2011 – 7 ABR 15/10

n	 Sachverhalt
Die Beteiligten streiten darüber, ob ein Wirtschafts-
prüfer leitender Angestellter im Sinne von § 5 Abs. 3 
BetrVG ist. Die Arbeitgeberin ist eine in der Rechts-
form einer GmbH bestehende Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft. Sie beschäftigt etwa 6.000 Arbeitnehmer 
in 22 Niederlassungen. Sie setzt 775 Wirtschaftsprü-
fer ein. 289 Wirtschaftsprüfer sind als Partner tätig. 
Die übrigen Wirtschaftsprüfer werden – in der Hi-
erarchie absteigend – als Director, Senior Manager, 
Manager und Senior bezeichnet. Der beteiligte Wirt-
schaftsprüfer ist auf der Hierarchieebene „Senior 
Manager“ im Betrieb der Arbeitgeberin tätig. Ihm ist 
Prokura erteilt. Beteiligter zu 1. ist der im Unterneh-
men gebildete Gesamtbetriebsrat.

Mit Wirkung vom 6.9.2007 wurde § 45 WPO um 
einen Satz 2 ergänzt. Die Regelung lautet nun: „Wirt-

schaftsprüfer sollen als Angestellte von Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften die Rechtsstellung von Pro-
kuristen haben. Angestellte Wirtschaftsprüfer gelten 
als leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 des 
Betriebsverfassungsgesetzes.“

Die Arbeitgeberin vertritt die Auffassung, ange-
stellte Wirtschaftsprüfer seien wegen der Fiktion des 
§ 45 Satz 2 WPO unabhängig von den Voraussetzun-
gen des § 5 Abs. 3 Satz 2 BetrVG leitende Angestell-
te. Die Tätigkeit des beteiligten Wirtschaftsprüfers 
erfülle zudem die Voraussetzungen des §  5 Abs.  3 
Satz 2 Nr. 2 und Nr. 3 BetrVG. Der Gesamtbetriebsrat 
meint, der Wirtschaftsprüfer sei kein leitender Ange-
stellter im Sinne von § 5 Abs. 3 Satz 2 BetrVG. § 45 
Satz 2 WPO sei verfassungswidrig.

n	 Wesentliche Entscheidungsgründe
Die Vorinstanzen haben im Ergebnis zutreffend er-
kannt, dass der Wirtschaftsprüfer nach § 45 Satz 2 
WPO unwiderleglich als leitender Angestellter im 
Sinne von § 5 Abs. 3 BetrVG gilt. Die Bereichsaus-
nahme in § 45 Satz 2 WPO ist in Verbindung mit § 45 
Satz 1 WPO verfassungskonform einschränkend da-
hin auszulegen, dass sie nur angestellte Wirtschafts-
prüfer erfasst, denen Prokura erteilt ist. Diese Voraus-
setzung wird erfüllt. Die Gesetzessystematik spricht 
für eine unwiderlegliche Geltungsanordnung in § 45 
Satz 2 WPO. Die bereits 1961 in Kraft getretene Rege-
lung in § 45 WPO (heute § 45 Satz 1 WPO), wonach 
angestellte Wirtschaftsprüfer die Rechtsstellung von 
Prokuristen haben sollen, macht die Vorstellung des 
Gesetzgebers deutlich, der Berufsgruppe komme je-
denfalls im Außenverhältnis eine herausgehobene 
Stellung zu. Die 2007 in Kraft getretene ergänzende 
Vorschrift des § 45 Satz 2 WPO betont die arbeitge-
bernahe Stellung angestellter Wirtschaftsprüfer, in-
dem sie Angehörige dieser Berufsgruppe unabhän-
gig von den engeren Voraussetzungen des § 5 Abs. 3 
Satz 2 BetrVG als leitende Angestellte einordnet.

Die Entstehungsgeschichte des §  45 Satz  2 WPO 
stützt das Auslegungsergebnis einer unwiderlegli-
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chen Bereichsausnahme. Die knappe Gesetzesbegrün-
dung weist darauf hin, dass die Sollvorschrift in § 45 
Satz 1 WPO, wonach angestellte Wirtschaftsprüfer die 
Rechtsstellung von Prokuristen haben sollen, die ei-
genverantwortliche Tätigkeit dieser Berufsgruppe 
nicht hinreichend zum Ausdruck bringe. § 45 Satz 2 
WPO stelle nun klar, dass Wirtschaftsprüfer leitende 
Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 BetrVG seien (vgl. 
BT-Drucks.  16/5544 Seite  6). Daran wird deutlich, 
dass es dem historischen Gesetzgeber nicht darauf an-
kam, ob im Einzelfall die tatbestandlichen Vorausset-
zungen des § 5 Abs. 3 Satz 2 BetrVG erfüllt sind. 

Das Landesarbeitsgericht hat im Ergebnis zu 
Recht angenommen, dass § 45 Satz 2 WPO mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist. Bei verfassungskonformer 
Auslegung verstößt die Regelung nicht gegen den all-
gemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. Mit 
Blick auf Art. 3 Abs. 1 GG ist § 45 Satz 2 WPO in 
Verbindung mit § 45 Satz 1 WPO einschränkend da-
hin zu interpretieren, dass nur diejenigen angestell-
ten Wirtschaftsprüfer als leitende Angestellte gelten, 
denen Prokura erteilt ist. Die Typisierung des Status 
der Berufsgruppe der angestellten Wirtschaftsprüfer 
mit Prokura, gelöst von der nach § 5 Abs. 3 Satz 2 
BetrVG erforderlichen Einzelfallprüfung, ist vom 
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers gedeckt. Es 
kommt nicht darauf an, ob der einzelne Wirtschafts-
prüfer im Innenverhältnis unternehmerische (Teil-)
Aufgaben im Sinne von §  5 Abs.  3 Satz  2 BetrVG 
wahrnimmt.

Der allgemeine Gleichheitssatz gebietet, wesent-
lich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches 
seiner Eigenart entsprechend zu behandeln. Es ist 
grundsätzlich Sache des Gesetzgebers, diejenigen 
Sachverhalte auszuwählen, an die er dieselbe oder 
eine andere Rechtsfolge knüpft, die er also im Rechts-
sinn als gleich oder ungleich ansehen will. Der Ge-
setzgeber muss eine Auswahl allerdings sachgerecht 
treffen. Für die Anforderungen an Rechtfertigungs-
gründe für gesetzliche Differenzierungen kommt es 
wesentlich darauf an, in welchem Maß sich die Un-
gleichbehandlung von Personen oder Sachverhalten 
auf die Ausübung grundrechtlich geschützter Frei-
heiten auswirken kann. Eine Ungleichbehandlung 
kann unter anderem auf der Grundlage einer zuläs-
sigen Typisierung und Pauschalierung gerechtfertigt 
sein. Typisierung bedeutet, bestimmte in wesentli-
chen Elementen gleich geartete Lebenssachverhalte 
normativ zusammenzufassen. 

Eine einschränkende Auslegung des § 45 Satz 2 
WPO wird diesen Vorgaben gerecht. Angestellte 
Wirtschaftsprüfer gelten nur dann als leitende An-
gestellte im Sinne von § 5 Abs. 3 BetrVG, wenn ih-

nen Prokura erteilt ist. Eine solche verfassungskon-
forme Interpretation beachtet den Personenbezug der 
getroffenen Differenzierung und die damit verbun-
dene größere Kontrolldichte. Die mit der Ungleich-
behandlung gegenüber Arbeitnehmern anderer Be-
ratungsberufe einhergehende Typisierung ist vom 
gesetzgeberischen Gestaltungsspielraum gedeckt. 
Die Unterteilung in angestellte Wirtschaftsprüfer 
mit und ohne Prokura gewährleistet auch die gebo-
tene Differenzierung innerhalb der Berufsgruppe der 
Wirtschaftsprüfer.

Der Gesetzgeber verfolgt mit der Typisierung in 
§ 45 Satz 2 WPO das Ziel, für die gesamte Berufsgrup-
pe der angestellten Wirtschaftsprüfer den Status lei-
tender Angestellter zu begründen. Zugleich soll der 
angestellte Wirtschaftsprüfer nach § 45 Satz 1 WPO 
die Rechtsstellung eines Prokuristen haben. Damit 
löst sich der Gesetzgeber von den engeren Vorausset-
zungen des § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 und Nr. 3 BetrVG. 
Das funktionsbezogene Merkmal der „auch im Ver-
hältnis zum Arbeitgeber nicht unbedeutenden“ Pro-
kura im Sinne von § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 BetrVG 
ist dahin zu verstehen, dass das der Prokura zugrun-
de liegende Aufgabengebiet nicht unbedeutend sein 
darf. Ausschlaggebend für die Zuordnung eines Pro-
kuristen zum Personenkreis der leitenden Angestell-
ten im Sinne von § 5 Abs. 3 BetrVG sind daher nicht 
nur die mit der Prokura verbundenen formellen und 
umfassenden Vertretungsbefugnisse im Außenver-
hältnis, sondern auch die damit einhergehenden 
unternehmerischen Aufgaben, deretwegen dem Ar-
beitnehmer die Prokura verliehen worden ist. Diese 
unternehmerischen Aufgaben dürfen nach Sinn und 
Zweck des § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 BetrVG nicht von 
untergeordneter Bedeutung sein. 

Die Regelung in § 45 Satz 2 WPO „koppelt“ die 
Ausnahme unter anderem von der Betriebsverfas-
sung demgegenüber von den Befugnissen im In-
nenverhältnis „ab“. Sie unterscheidet die Personen-
gruppe der angestellten Wirtschaftsprüfer von den 
Personengruppen anderer beratender Berufe, die in 
Arbeitsverhältnissen stehen, zum Beispiel angestell-
ten Steuerberatern und Rechtsanwälten. Zugleich 
behandelt die Vorschrift angestellte Wirtschaftsprü-
fer, die die Voraussetzungen des § 5 Abs. 3 Satz 2 
BetrVG erfüllen, und angestellte Wirtschaftsprüfer, 
auf die das nicht zutrifft, gleich, wenn nur auf die 
Regelung in § 45 Satz 2 WPO abgestellt wird.

Die Ungleichbehandlung von angestellten Wirt-
schaftsprüfern und Angehörigen anderer beraten-
der Berufe, die in Arbeitsverhältnissen tätig sind, 
ist sachlich gerechtfertigt im Sinne von Art. 3 Abs. 1 
GG, wenn § 45 Satz 2 WPO in Verbindung mit § 45 

44	 Aus der Rechtsprechung WPK Magazin 1/2012



Satz  1 WPO einschränkend dahin ausgelegt wird, 
dass die Bereichsausnahme nur für angestellte Wirt-
schaftsprüfer mit Prokura gilt. Die einschränkende 
Auslegung von § 45 Satz 2 WPO vermeidet zudem – 
typisierend betrachtet – eine nach dem Normzweck 
des § 5 Abs. 3 BetrVG möglicherweise unzulässige 
Gleichbehandlung von angestellten Wirtschaftsprü-
fern, die die Voraussetzungen eines der Tatbestän-
de des § 5 Abs. 3 Satz 2 BetrVG erfüllen, und denje-
nigen, für die das nicht gilt. Den Anforderungen an 
eine sachliche Rechtfertigung der Ungleichbehand-
lung mit Arbeitnehmern anderer beratender Berufs-
gruppen ist genügt, wenn § 45 Satz 2 WPO in Ver-
bindung mit § 45 Satz 1 WPO einschränkend dahin 
ausgelegt wird, dass nur der angestellte Wirtschafts-
prüfer und Prokurist als leitender Angestellter im 
Sinne von § 5 Abs. 3 Satz 1 BetrVG von der Betriebs-
verfassung ausgenommen ist. Die im Zusammenhang 
zu lesenden Sätze 2 und 1 des § 45 WPO sind ver-
fassungskonform so zu verstehen, dass der Gesetzge-
ber typisierend davon ausgeht, es handle sich bei der 
aufgrund der Sollvorschrift des § 45 Satz 1 WPO zu 
erteilenden Prokura um eine im Innenverhältnis mit 
unternehmerischer Leitungsmacht verknüpfte Ver-
tretungsberechtigung. Der Gesetzgeber nimmt dem-
nach generalisierend eine im Verhältnis zum Arbeit-
geber nicht nur unbedeutende Prokura im Sinne von 
§ 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 BetrVG an, das heißt keine blo-
ße sogenannte Titularprokura.

Die Typisierung überschreitet den gesetzgebe-
rischen Gestaltungsspielraum nicht. Für sie kann 
auf die besonderen berufsrechtlichen Pflichten von 
Wirtschaftsprüfern zurückgegriffen werden. Im Rah-
men der sogenannten Vorbehaltsaufgaben im Sin-
ne von §  2 Abs.  1 WPO sind Wirtschaftsprüfern 
betriebswirtschaftliche Prüfungen und Bestätigungs-
vermerke über die Vornahme und das Ergebnis sol-
cher Prüfungen vorbehalten. Dabei führen sie ein 
Siegel. Gerade in diesem Bereich unterliegen Wirt-
schaftsprüfer besonders strengen Anforderungen an 
ihre Unabhängigkeit und Unparteilichkeit. Sie ha-
ben ihren Beruf schon allgemein unabhängig, gewis-
senhaft, verschwiegen und eigenverantwortlich aus-
zuüben und sich jeder Tätigkeit zu enthalten, die 
mit ihrem Beruf oder dem Ansehen des Berufs un-
vereinbar ist. Bei den Vorbehaltsaufgaben gehen die 
Pflichten von Wirtschaftsprüfern über ihre allgemei-
nen Verpflichtungen hinaus. Sie haben sich nach 
§ 43 Abs. 1 Satz 2 WPO insbesondere bei der Erstat-
tung von Prüfberichten und Gutachten unparteiisch 
zu verhalten. Nach § 43 Abs. 2 Satz 2 WPO haben 
sie sich der besonderen Berufspflichten bewusst zu 
sein, die ihnen aus der Befugnis erwachsen, gesetz-

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

lich vorgeschriebene Bestätigungsvermerke zu ertei-
len. Daran wird deutlich, dass Wirtschaftsprüfer im 
öffentlichen Interesse mit Verantwortung vor der Öf-
fentlichkeit besondere Aufgaben wahrnehmen (vgl. 
BVerfG, Beschluss vom 8.4.1998 - 1 BvR 1773/96 - zu 
B II 1 c (1) der Gründe, BVerfGE 98, 49). Daraus kann 
typisierend auf unternehmerische Leitungsmacht im 
Innenverhältnis geschlossen werden, wenn ange-
stellten Wirtschaftsprüfern Prokura erteilt ist.

Diese einschränkende und typisierende Ausle-
gung von § 45 Satz 2 WPO in Verbindung mit § 45 
Satz 1 WPO rechtfertigt wegen der besonderen Auf-
gabenstellung von Wirtschaftsprüfern die Ungleich-
behandlung gegenüber angestellten Steuerberatern 
und Rechtsanwälten. Sie wird auch dem gegebenen-
falls anzuwendenden Differenzierungsgebot inner-
halb der Berufsgruppe der angestellten Wirtschafts-
prüfer gerecht. Die auf angestellte Wirtschaftsprüfer 
mit Prokura beschränkte Ausnahme von der Be-
triebsverfassung stellt sicher, dass der arbeitsrecht-
liche Schutz nur solcher Wirtschaftsprüfer verrin-
gert wird, denen – typisierend betrachtet – Prokura 
in Sinne von § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 BetrVG erteilt ist, 
die im Innenverhältnis mit der Wahrnehmung unter-
nehmerischer (Teil-)Aufgaben einhergeht.

Die Fiktion des leitenden Angestellten in § 45 Satz 2 
WPO konnte bisher die Schlussfolgerung zulassen, 
dass jeder angestellte Wirtschaftsprüfer einer Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft die gesetzlichen Sonder-
regelungen für leitende Angestellte gegen sich gelten 
lassen muss. Ein solcher Regelungsgehalt wäre aber 
zu weitgehend (Hense/Ulrich/Teckemeyer, WPO, 
§ 45 Rn. 15). Mit seiner Entscheidung stellt das Bun-
desarbeitsgericht nunmehr klar, dass die Bereichs-
ausnahme von der Betriebsverfassung nur für ange-
stellte Wirtschaftsprüfer mit Prokura gilt. Ungeachtet 
dessen hält der Vorstand der WPK daran fest, sich 
für eine Streichung des § 45 Satz 2 WPO einsetzen 
zu wollen.

Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
hat Folgewirkungen für den Umfang der Informati-
onen über die Vergütungsgrundlagen der leitenden 
Angestellten in den gemäß § 55 c WPO zu erstellen-
den Transparenzberichten (dazu der Beitrag auf Sei-
te 9 in diesem Heft). 		  te

Anmerkung
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n	 Leitsätze der Redaktion
1. Die Durchführung einer gesetzlich vorgeschrie-
benen Jahresabschlussprüfung ohne Bescheinigung 
über die Teilnahme am Qualitätskontrollverfahren 
oder eine entsprechende Ausnahmegenehmigung 
stellt einen Verstoß gegen Berufspflichten dar.
2. Die Teilnahmebescheinigung/die Ausnahmege-
nehmigung muss für die gesamte Dauer der Jahresab-
schlussprüfung vorliegen. 
LG Berlin, Beschluss vom 8.11.2011 – WiL 2/11

n	 Sachverhalt
Der Berufsangehörige ist einziger Wirtschaftsprü-
fer und alleiniger Komplementär einer Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, für die er Ende 2006 einen 
Antrag auf eine befristete Ausnahmegenehmigung 
nach § 57a Abs.1 WPO stellte. Nachdem dieser An-
trag zurückgewiesen wurde, klagte er vor dem Ver-
waltungsgericht gegen die Zurückweisung des An-
trags. Diese Klage nahm er im mündlichen Termin 
vor dem Verwaltungsgericht im Sommer 2011 zu-
rück.

In den Jahren 2007 bis einschließlich 2010 tes-
tierte der Berufsangehörige namens seiner Berufs-
gesellschaft insgesamt 14 Jahresabschlüsse von vier 
verschiedenen mittelgroßen und großen Kapitalge-
sellschaften. 

Die Wirtschaftsprüferkammer sah hierin einen 
Verstoß gegen die Pflicht zu gewissenhafter Berufs-
ausübung und erteilte eine Rüge verbunden mit ei-
ner Geldbuße in Höhe von 14.000 ¤. Der Berufsan-
gehörige hat als persönlich haftender Gesellschafter 
entgegen § 319 Abs. 1 Satz 3, 316 Abs. 1 HGB die Jah-
resabschlussprüfungen durchgeführt, ohne dass eine 
Bescheinigung über die Teilnahme einer Qualitäts-
kontrolle nach § 57a WPO oder eine entsprechende 
Ausnahmegenehmigung vorlag.

Nach Zurückweisung des Einspruchs richtet sich 
der Antrag des Berufsangehörigen auf berufsgericht-
liche Entscheidung (§ 63 a WPO) auf die Aufhebung 
des Rügebescheids, hilfsweise auf eine Herabsetzung 
der Geldbuße.

	 Berufsrecht

Rüge mit 14.000 ¤ Geldbuße wegen 
Durchführung von Jahresabschlussprüfun-
gen ohne Teilnahmebescheinigung oder 
Ausnahmegenehmigung für das Qualitäts-
kontrollverfahren

n	 Wesentliche Entscheidungsgründe
Der Berufsangehörige hat schuldhaft gegen seine Be-
rufspflicht verstoßen. Als persönlich haftender Ge-
sellschafter war er verpflichtet, dafür Sorge zu tra-
gen, dass die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nur 
dann gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfun-
gen durchführt, wenn eine Bescheinigung über die 
Teilnahme an der Qualitätskontrolle oder eine ent-
sprechende Ausnahmegenehmigung vorliegt (§ 319 
Abs. 1 Satz 3 HGB). Die Durchführung der Qualitäts-
kontrolle oder die Beibringung einer Ausnahmege-
nehmigung muss bei Beginn der Prüfungshandlun-
gen abgeschlossen sein und sodann während der 
gesamten Prüfung Gültigkeit besitzen. 

§ 57a Abs. 1 Satz 1 WPO verfolgt das Ziel, dass 
die Tätigkeit eines Abschlussprüfers den Standards 
entspricht, die der Mandant und die interessierten 
Verkehrskreise nach Auffassung des Gesetzgebers 
erwarten dürfen. Im Fall der Ausnahmegenehmi-
gung soll sichergestellt sein, dass ein kompetenter 
und sorgfältiger Abwägungsprozess der zuständi-
gen Wirtschaftsprüferkammer ergeben hat, dass es 
im Einzelfall angemessen und vertretbar ist, auf die 
Durchführung eines Qualitätskontrollverfahrens zu 
verzichten. Eine diesem Gesetzesanliegen genügen-
de Gewährleistung ist nur gegeben, wenn diese Vor-
aussetzungen bei Ausführung der Tätigkeit des Wirt-
schaftsprüfers tatsächlich vorliegen und sie sich 
nicht erst nach Abschluss eines noch laufenden An-
tragsverfahrens nach § 57a WPO klären. Auch bei Er-
teilung einer beantragten Ausnahmegenehmigung 
würde ein zuvor vorliegender Pflichtverstoß daher 
nicht geheilt werden. 

Der Pflichtverstoß ist rügewürdig und die Geld-
buße im vorliegenden Fall angemessen. Dabei findet 
Berücksichtigung, dass das pflichtwidrige Verhalten 
sich über mehrere Jahre erstreckte und dem Berufs-
angehörigen der Verstoß gegen § 57a WPO bewusst 
war, er also insoweit vorsätzlich handelte. Die ge-
prüften Abschlüsse waren zeitweilig entsprechend 
§ 256 Abs. 1 Nr. 3 AktG nichtig. Daraus resultier-
te nicht nur das Risiko der Anfechtung der auf der 
fehlerhaften Prüfung basierenden Beschlüsse und 
Handlungen der jeweiligen Gesellschaften. Vielmehr 
schob die zeitweise bestehende Nichtigkeit rechtlich 
die Möglichkeit hinaus, ausgewiesene Bilanzgewin-
ne durch Beschluss zu verwenden. 

Von einer rechtlich möglichen Erhöhung der Geld-
buße durch das Landgericht wurde allein aufgrund 
des Umstandes, dass der Berufsangehörige während 
seiner über 30-jährigen Tätigkeit als Wirtschaftsprü-
fer berufsrechtlich völlig unbelastet geblieben ist, 
abgesehen. Eine niedrigere Geldbuße hingegen hät-
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te den unlauteren Wettbewerbsvorteil des Berufsan-
gehörigen nicht hinreichend berücksichtigt, den er 
gegenüber rechtstreuen Berufsangehörigen hatte, die 
entweder den finanziellen Aufwand eines Qualitäts-
kontrollverfahrens erbringen mussten oder aber auf 
Prüfungsmandate verzichtet hatten, da sie nicht über 
eine entsprechende Bescheinigung verfügten.

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

n	 Leitsätze der Redaktion
1. Die nach § 62 Abs. 3 WPO nicht durch ein Verwei-
gerungsrecht eingeschränkte Verpflichtung zur Vor-
lage von Unterlagen (hier: Arbeitspapiere) bei der 
WPK nach § 62 Abs. 1 Satz 2 WPO stellt ein geeigne-
tes, erforderliches und angemessenes und daher mit 
dem Nemo-Tenetur-Grundsatz zu vereinbarendes 
Mittel zur Gewährleistung einer wirksamen Kontrol-
le der Berufspflichten nach § 43 WPO dar.
2. Die WPK ist, wenn ihr die Möglichkeit einer Be-
rufspflichtverletzung bekannt wird, im Rahmen der 
ihr nach § 24 VwVfG obliegenden Amtsermittlung 
zur näheren Aufklärung der Umstände des Falles 
verpflichtet. Beruft sich der Betroffene auf ein Aus-
kunftsverweigerungsrecht, ist der WPK ein ihr dabei 
möglicherweise eröffnetes Auswahlermessen bezüg-
lich der für die weitere Sachaufklärung zu ergreifen-
den Maßnahmen jedenfalls dahingehend „auf Null 
reduziert“, dass sie von dem Betroffenen die für das 
Aufsichtsverfahren bedeutsamen Unterlagen anzu-
fordern hat.
VG Berlin, Urteil vom 24.11.2011 – VG 16 K 313.10 
(nicht rechtskräftig)

n	 Sachverhalt
Die WPK leitete gegen einen Berufsangehörigen be-
rufsaufsichtsrechtliche Ermittlungen aufgrund von 
Anhaltspunkten für eine nicht ordnungsgemäß 
durchgeführte gesetzlich vorgeschriebene Abschluss-
prüfung ein und forderte den Berufsangehörigen ge-
mäß § 62 WPO zur Vorlage der Arbeitspapiere auf. 
Hiergegen legte er Widerspruch ein mit der Begrün-
dung, §  62 Abs.  3  WPO sei verfassungswidrig und 

	 Berufsrecht

Pflicht zur Vorlage der Arbeitspapiere nach 
§ 62 WPO verfassungsgemäß

unwirksam. Der Widerspruch wurde von der WPK 
zurückgewiesen. Gegen den Widerspruchsbescheid 
hat der Berufsangehörige Klage beim VG Berlin er-
hoben.

n	 Wesentliche Entscheidungsgründe
Die Klage wird abgewiesen. Der Kläger, auf den vor-
liegend § 62 Abs. 3 WPO Anwendung findet, kann 
gemäß § 62 Abs. 3 Satz 2 i. V. m. Abs. 2 Satz 2 WPO 
nur Auskünfte, nicht aber die Vorlage der von der 
WPK angeforderten Arbeitspapiere verweigern. Die-
se einfachgesetzliche Regelung ist auch mit überge-
ordnetem Recht vereinbar.

Nach allgemeiner Ansicht wird zwar aus dem 
Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG entspringen-
den allgemeinen Persönlichkeitsrecht der Grundsatz 
hergeleitet, dass niemand gezwungen werden darf, 
aktiv die Voraussetzung für die eigene Bestrafung zu 
liefern (Nemo-Tenetur-Grundsatz). Eine Pflicht zur 
Vorlage von Unterlagen betrifft aber nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes nicht 
den Kernbereich dieser grundgesetzlichen Selbstbe-
lastungsfreiheit. Vielmehr ist der Gesetzgeber nach 
dieser Rechtsprechung bei solchen bloßen Mitwir-
kungspflichten befugt, das staatliche Interesse an 
der Ermittlung der materiellen Wahrheit einerseits 
und das Persönlichkeitsrecht des Betroffenen ande-
rerseits gegeneinander abzuwägen, so dass eine un-
beschränkte Pflicht zur Herausgabe von Unterlagen 
zum Schutz von Gemeinwohlbelangen verfassungs-
rechtlich gerechtfertigt sein kann.

Die nach § 62 Abs. 3 WPO nicht durch ein Ver-
weigerungsrecht eingeschränkte Verpflichtung zur 
Vorlage der Arbeitspapiere bei der WPK nach § 62 
Abs. 1 Satz 2 WPO stellt ein geeignetes, erforderli-
ches und angemessenes und daher mit dem Nemo-
Tenetur-Grundsatz zu vereinbarendes Mittel zur 
Gewährleistung einer wirksamen Kontrolle der Be-
rufspflichten nach § 43 WPO dar.

Insbesondere ist ein milderes Mittel zur Gewähr-
leistung einer effektiven Kontrolle der Berufspflich-
ten angesichts der sich sonst eröffnenden Möglich-
keit ihrer sanktionslosen Umgehung nicht erkennbar, 
da ansonsten nur noch derjenige Wirtschaftsprüfer 
überhaupt zu einer Vorlage seiner Arbeitspapiere 
verpflichtet wäre, der seinen Berufspflichten in jeder 
Hinsicht nachkommt, womit aber die Vorlagepflicht 
sinnlos würde. Die Verweigerung der für die Durch-
führung von gesetzlich vorgeschriebenen Abschluss-
prüfungen erforderlichen Bescheinigung über der 
Teilnahme an der Qualitätskontrolle ist zur Gewähr-
leistung dieses Zweckes nicht gleich geeignet.

Die Verpflichtung zur Vorlage der Arbeitspapie-
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re ist auch angemessen, weil der Kläger dabei nur 
mittelbar, nicht aber unmittelbar zur aktiven Mit-
wirkung an ihm gegenüber ergehenden Maßnahmen 
der Berufsaufsicht verpflichtet ist. In einer Situati-
on, in der es um bereits in Unterlagen fixierte Tatsa-
chen geht, ist der zu deren Übersendung Verpflichte-
te nicht im gleichen Maße schutzwürdig wie ein zu 
einer persönlichen Aussage Verpflichteter, der sich 
bei der Entscheidung zwischen einer selbstbelasten-
den und einer falschen Aussage einem inneren Kon-
flikt ausgesetzt sieht, der durch ein Aussageverwei-
gerungsrecht vermieden werden soll.

Die Verpflichtung zur Vorlage der Arbeitspapiere 
ist auch deshalb angemessen, weil die so gewonne-
nen Erkenntnisse nach § 62 Abs. 5 WPO nur in einem 
Berufsaufsichtsverfahren verwendet werden dürfen 
und ansonsten ein Verwertungsverbot besteht.

Die Verpflichtung zur Vorlage der Arbeitspa-
piere verstößt auch nicht gegen den Gleichbehand-
lungsgrundsatz aus Art. 3 Abs. 1 GG. Zwischen den 
Rechtsanwälten und Steuerberatern einerseits und 
den Wirtschaftsprüfern andererseits bestehen we-
sentliche Unterschiede, die eine Gleichbehandlung 
im Hinblick auf die Möglichkeit der Verweigerung 
der Vorlage der Handakten ausschließen.

Die WPK ist, wenn ihr die Möglichkeit einer Be-
rufspflichtverletzung bekannt wird, im Rahmen der 
ihr nach § 24 VwVfG obliegenden Amtsermittlung 
zur näheren Aufklärung der Umstände des Falles 
verpflichtet. Beruft sich der Betroffene auf ein Aus-
kunftsverweigerungsrecht, ist der WPK ein ihr dabei 
möglicherweise eröffnetes Auswahlermessen bezüg-
lich der für die weitere Sachaufklärung zu ergreifen-
den Maßnahmen jedenfalls dahingehend „auf Null 
reduziert“, dass sie von dem Betroffenen die für das 
Aufsichtsverfahren bedeutsamen Unterlagen anzu-
fordern hat.

Die Berufung wurde durch das Verwaltungsge-
richt Berlin nicht zugelassen. Der Kläger konnte in-
nerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils die 
Zulassung der Berufung beantragen. Von dieser Mög-
lichkeit hat er Gebrauch gemacht. Ob das Urteil des 
Verwaltungsgerichtes Berlin im Wege der Berufung 
überprüft wird, entscheidet das Oberverwaltungsge-
richt Berlin-Brandenburg.

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

	 Haftungsrecht

Einbeziehung des Geschäftsführers in den 
Schutzbereich eines Umsatzsteuermanda-
tes einer GmbH 

n	 Leitsätze des Gerichts
1. Der Geschäftsführer kann als Dritter in den Schutz-
bereich eines Umsatzsteuermandates einbezogen 
sein, welches die GmbH erteilt hat. Nach Maßgabe 
der allgemeinen Voraussetzungen können die steu-
erlichen Berater der GmbH deshalb verpflichtet sein, 
deren Geschäftsführern ihren Schaden aus einer 
steuerlichen Inhaftungnahme zu ersetzen.
2. Die Verjährung für den Ersatzanspruch des Ge-
schäftsführers gegen die steuerlichen Berater der 
GmbH beginnt mit der Bekanntgabe des schadensbe-
gründenden Haftungsbescheids.
BGH, Urteil vom 13.10.2011 – IX ZR 193/10

n	 Sachverhalt
Der Kläger wurde nach der Umsatzsteuersonderprü-
fung einer GmbH, deren alleiniger Geschäftsführer 
er war, gemäß § 69 AO vom Finanzamt für die fest-
gesetzten Steuernachforderungen nebst Zinsen und 
Säumniszuschlägen in Haftung genommen. Die be-
klagten Steuerberater und die von ihnen begründete 
GbR betreuten die GmbH steuerlich in streitigem Um-
fang. Für das Entstehen der Steuernachforderung, die 
seiner persönlichen Haftung zugrunde liegt, macht 
der Kläger die Beklagten verantwortlich. Der Kläger 
stützt seinen Anspruch auf den nach seiner Ansicht 
drittschützenden Beratungsvertrag der GmbH als ei-
genes Recht. Zugleich nimmt er die Beklagten auf-
grund einer Abtretung der Schadensersatzansprüche 
durch die GmbH in Anspruch. 

Das Berufungsgericht hat die Klageabweisung des 
Landgerichts zu dem noch von Interesse gebliebenen 
Teil des Streitgegenstandes bestätigt. Mit der Revisi-
on wendet sich der Kläger gegen die Abweisung sei-
ner Klage, soweit sie auf seine Inanspruchnahme als 
Haftungsschuldner gestützt ist.

n	 Wesentliche Entscheidungsgründe
Das Berufungsgericht, dessen Urteil in DStRE 2011, 
785, abgedruckt ist, hat angenommen, der Kläger sei 
nicht als Dritter in den Schutzbereich des Beratungs-
vertrags zwischen seiner Anstellungs-GmbH und der 
beklagten Steuerberatersozietät einbezogen, weil je-
denfalls die erforderliche Leistungsnähe des Klägers 
und das Interesse der Mandantin an seinem Schutz 
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nicht bestanden habe. Dies hält der rechtlichen Prü-
fung nicht stand. 

Die allgemeinen Voraussetzungen für die Ein-
beziehung Dritter in den Schutzbereich vertragli-
cher Pflichten hat die Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs in zahlreichen Entscheidungen geklärt. 
Danach muss der geschützte Dritte zunächst mit der 
Hauptleistung des Schutzpflichtigen bestimmungsge-
mäß in Berührung kommen. Zu dieser Leistungsnä-
he muss ein schutzwürdiges Interesse des Gläubigers 
an der Einbeziehung des Dritten in den Schutzbe-
reich des Vertrags hinzutreten. Dem Schutzpflichti-
gen muss die Einbeziehung Dritter in sein vertragli-
ches Haftungsrisiko erkennbar sein. Der Dritte muss 
für diese Haftungserstreckung letztlich selbst schutz-
würdig sein. Von diesen Grundsätzen hat sich auch 
das Berufungsgericht leiten lassen. 

Der steuerliche Berater einer GmbH schuldet für 
einen Schaden des Geschäftsführers aus einem Haf-
tungsbescheid des Finanzamts keinen Ersatz, wenn 
ihm dieser Haftungsschaden nach allgemeinen 
Grundsätzen nicht zuzurechnen ist. Dieses Kriteri-
um ist jedoch nicht geeignet, um die drittschützen-
de Wirkung bestimmter Vertragspflichten festzustel-
len, die den steuerlichen Berater einer GmbH treffen 
können. Die Leistungsnähe des Geschäftsführers zur 
steuerlichen Beratung seiner Anstellungs-GmbH 
ergibt sich vielmehr aus § 34 Abs. 1 AO. Der Ge-
schäftsführer hat die von ihren Beratern vorbereite-
ten Steuererklärungen der GmbH zu unterzeichnen 
und zu verantworten. Den Geschäftsführer trifft per-
sönlich auch die Mitwirkungspflicht der GmbH ge-
mäß § 90 AO, für deren Erfüllung er typischerweise 
auf die Unterstützung der steuerlichen Berater ange-
wiesen ist, welche die GmbH beauftragt hat. Unrich-
tige Steuererklärungen und unzureichende Mitwir-
kung für die steuerpflichtige GmbH begründen ein 
spezifisches steuerliches Haftungsrisiko, dem der 
Geschäftsführer nach den §§ 69, 191, 219 AO ausge-
setzt ist und welches bei entsprechender Einschal-
tung der Berater der GmbH auf deren Tätigkeit zu-
rückgehen kann.

Ergeht nach den §§ 34, 69 AO ein Haftungsbe-
scheid gegen den Geschäftsführer, so kann diese He-
ranziehung auch rechtswidrig sein, weil die offene 
Steuerschuld von Rechts wegen nicht besteht, die 
subjektiven Haftungsvoraussetzungen, Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit, nur formelhaft festgestellt wor-
den sind und in Wahrheit fehlen oder das Finanzamt 
sein Ermessen nach den §§ 191, 219 AO fehlerhaft 
ausgeübt hat. Das Risiko der haftungsrechtlichen In-
anspruchnahme des Geschäftsführers einer GmbH 
wird unter Umständen erst geschaffen, wenn der 

steuerliche Berater infolge eigener Nachlässigkeit 
mit Bezug auf die Mitwirkungspflichten der Mandan-
ten gemäß § 90 AO die Finanzverwaltung annehmen 
lässt, die von ihm betreute Gesellschaft habe bislang 
nicht offenbarte Steuertatbestände verwirklicht oder 
ungerechtfertigte Abzüge in Anspruch genommen, 
während pflichtmäßiges Handeln ihm ermöglicht 
hätte, die ungünstige Feststellung der Finanzverwal-
tung und damit den Steuerschaden der Mandantin 
zu vermeiden. 

Dieses Risiko der haftungsrechtlichen Inan-
spruchnahme des Geschäftsführers ist eine typi-
sche Begleiterscheinung pflichtwidrig verursachter 
Steuerfestsetzungen gegen eine zahlungsschwache 
GmbH, wenn zur vollen Begleichung der Steuer-
schuld später die Mittel fehlen. Es kommt für die Fra-
ge des Drittschutzes nicht darauf an, ob sich dieses 
Risiko verwirklicht oder nicht und ob ein ergange-
ner Haftungsbescheid in seinen subjektiven Voraus-
setzungen und hinsichtlich der Ermessensausübung 
rechtmäßig oder rechtswidrig ist. Geht eine Verlet-
zung der Mitwirkungspflicht des Mandanten nach 
§ 90 AO auf Versäumnisse des steuerlichen Beraters 
zurück, so können sich die Folgen bei der steuer-
rechtlich gebotenen Sachverhaltsfeststellung inner-
halb des Beweismaßes und der anzustellenden Be-
weiswürdigung der Finanzverwaltung auch zum 
Nachteil eines möglichen Haftungsschuldners aus-
wirken. Die Leistungsnähe des Geschäftsführers zur 
pflichtwidrigen steuerlichen Betreuung seiner An-
stellungs-GmbH, die ungünstige Beweisfolgen und 
im weiteren vermeidbare Steuerfestsetzungen gegen 
die GmbH zur Folge hat, ist demnach so groß, dass 
der Geschäftsführer in den persönlichen Schutz-
bereich der verletzten Beraterpflichten einbezogen 
werden muss. 

Ebenso kommt der Geschäftsführer einer GmbH 
mit der ihr gegenüber erbrachten Leistung bestim-
mungsgemäß in Berührung, wenn er von den steu-
erlichen Beratern der GmbH durch Fehler der Buch-
führung, ungerechtfertigte Vorsteuerabzüge oder 
Fehlbeurteilung umsatzsteuerpflichtiger Tatbestände 
als umsatzsteuerfrei in das Haftungsrisiko der §§ 69, 
191, 219 AO verstrickt wird. Zwar erleidet dann die 
GmbH bei normativer Betrachtung keinen Schaden; 
sie wird nur der gesetzmäßigen Besteuerung unter-
worfen. Der Geschäftsführer ist aber durch seine Haf-
tung auch im Rechtssinne geschädigt, weil er bei Er-
füllung seiner Pflichten für Steuerausfälle durch die 
Zahlungsunfähigkeit der GmbH nicht einzustehen 
gehabt hätte. 

Das Interesse des Gläubigers am Schutz des Drit-
ten, welches die vertragliche Dritthaftung voraus-
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Der Einsatz von Anderkonten kommt in der Praxis oft 
vor. Die auf das Anderkonto eingezahlten Gelder werden 
durch den Wirtschaftprüfer, Steuerberater, Rechtsanwalt 
oder Notar nach Maßgabe des Treuhandverhältnisses ver-
waltet. Inhalt und Pflichten aus dem Treuhandverhältnis 
richten sich also nach der Treuhandabrede. Wer Vertrags-
partner ist und welche Pflichten der Treuhänder hat, kann 
im Einzelfall allerdings streitig sein, wie ein Fall zeigt, der 
nun durch Urteil des OLG Hamburg vom 30.12.2011 – 4 U 
96/11 entschieden worden ist.

Ein Initiator wollte sein Unternehmenskonzept ver-
wirklichen. Dazu sollten aufgrund der Beratung der be-
klagten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (WPG) Anteile 
an einer Vorratsgesellschaft erworben werden. Die WPG 
hatte dem Initiator mitgeteilt, dass dazu zunächst die Ein-
zahlung eines Betrags in Höhe von 53.000,00  ¤ auf ein 
von ihr unterhaltenes Anderkonto erforderlich ist. Der 
Kläger wollte sich als Gesellschafter an dem Erwerb der 
Vorratsgesellschaft beteiligen. Ihn hatte der Initiator ge-
worben, der zwar die Unternehmensidee mitbrachte und 
daher Mehrheitsgesellschafter werden wollte, nicht aber 
über das für den Anteilserwerb erforderliche Geld verfüg-
te. Der Kläger hatte gegenüber dem Initiator auch seine Be-
reitschaft bekundet, ein Darlehen in Höhe von 40.000,00 ¤ 
zur Verfügung zu stellen. Dies teilte der Initiator der WPG 
mit. Der Kläger erwarb schließlich an der Vorratsgesell-
schaft durch notarielle Vereinbarung einen Teilgeschäfts-
anteil zum Nennbetrag von 625,00 ¤ und versprach die 
Zahlung eines Agios von 2.625,00 ¤. Insgesamt zahlte der 
Kläger 43.250,00 ¤ unter Angabe des Projektnamens ein. 
Drei weitere Personen, die sich ebenfalls durch notariel-
le Verträge als Gesellschafter beteiligten, zahlten weite-
re 9.750,00 ¤ auf das Anderkonto ein, so dass der Betrag 
in Höhe von 53.000,00 ¤ erbracht war. Die Beklagte ver-
wandte daraufhin die eingezahlten Gelder für den Erwerb 
der Gesellschaftsanteile. Darlehensverträge lagen der Be-
klagten nicht vor.

Anschließend kam es zu Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Gesellschaftern. Der Kläger forderte schließ-
lich von der WPG die eingezahlten Gelder zurück.

Das Landgericht hat der Klage in Höhe von 40.000,00 ¤ 
stattgegeben. Dem Kläger stehe gegen die Beklagte ein An-
spruch aus § 667 BGB zu, da beide konkludent einen Treu-
handvertrag abgeschlossen hätten und die Beklagte den auf 
das Anderkonto gezahlten Betrag in Höhe von 40.000,00 ¤ 
nicht bestimmungsgemäß verwendet habe, indem sie das 
Geld ohne vorherige Rücksprache mit dem Kläger für den 
Erwerb von Geschäftsanteilen verwendet habe.

Anderkonto und Treuhandvertrag
setzt, lässt sich für das steuerliche Haftungs-
risiko des Geschäftsführers einer GmbH 
bei der steuerlichen Betreuung der Gesell-
schaft ebenfalls nicht schlechthin vernei-
nen. Die unsorgfältige Führung der Bücher, 
die Schlechterfüllung der Beraterpflichten 
bei der Vorbereitung von Umsatzsteuervor-
anmeldungen einer GmbH und Nachlässig-
keit in der Wahrnehmung der Mitwirkungs-
pflicht der Mandantin bei der Ermittlung 
des Sachverhaltes begründen ein spezifi-
sches Haftungsrisiko für den oder die Ge-
schäftsführer, denen bei Zahlungsschwä-
che der GmbH von der Finanzverwaltung 
mangelhafte Kontrolle der Beratertätigkeit 
vorgeworfen wird. Die Vermeidung die-
ses Risikos liegt im Schutzbereich der Be-
raterpflichten. Die GmbH hat ein Interesse 
daran, ihren Geschäftsführer im Falle sei-
ner haftungsrechtlichen Inanspruchnahme 
nicht stets selbst schadlos halten zu müs-
sen. GmbH und Geschäftsführer haften nach 
§ 44 AO in einem solchen Fall als Gesamt-
schuldner. Der Innenausgleich zwischen ih-
nen vollzieht sich gemäß § 426 Abs. 1 und 
2 BGB. Die GmbH muss im Regelfall jedoch 
daran interessiert sein, solche Belastungen 
des Verhältnisses zu ihrem Leitungsorgan 
zu vermeiden. 

Der Schadensersatzanspruch des Klä-
gers als seinerzeitiger Geschäftsführer der 
steuerpflichtigen GmbH aus Vertrag mit 
Schutzwirkung zugunsten Dritter ist nach 
den §§ 195, 199 Abs. 1 BGB nicht verjährt. 
Das abstrakte gesetzliche Schuldverhältnis 
der steuerlichen Geschäftsführerhaftung 
gemäß §§  69, 37 Abs. 1 AO konkretisiert 
sich in der Regel in mehreren Schritten. Die 
haftungsrechtliche Inanspruchnahme des 
Geschäftsführers ist ferner nach §  69 AO 
nur zulässig, wenn das Finanzamt als sub-
jektiven Haftungstatbestand die vorsätzli-
che oder grob fahrlässige Verletzung steu-
erlicher Geschäftsführerpflichten in Bezug 
auf die Steuerschuld der GmbH feststellt. 
Letztlich muss das Finanzamt zum Erlass 
eines Haftungsbescheides sein Entschlie-
ßungsermessen aus § 191 Abs. 1 Satz 1 AO 
zu Lasten des Geschäftsführers ausüben. 
Nach der vom Bundesgerichtshof in ständi-
ger Rechtsprechung zu § 68 StBerG vertre-
tenen Risiko-Schaden-Formel, die auf die 
Anspruchsentstehung im Sinne von § 199 
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Das OLG Hamburg hat sich dieser Auffassung ange-
schlossen. Die WPG habe das Anderkonto den potenziel-
len Gesellschaftern zur Verfügung gestellt. Das Anderkonto 
diene auch nicht nur den Interessen der Vermögenstren-
nung, sondern auch dem Interesse des Einzahlenden. Da 
es sich bei der Beklagten um eine WPG handelt, konnte 
der Kläger, dessen Empfängerhorizont insoweit maßgeb-
lich ist, davon ausgehen, dass die Beklagte hinsichtlich 
der auf das Anderkonto überwiesenen Geldbeträge die 
Pflichten einer Treuhänderin übernimmt. Ob die Beklagte 
den Willen gehabt hat, ein Treuhandverhältnis mit dem 
Kläger einzugehen, sei unerheblich. 

Dem Rückzahlungsanspruch stehe auch nicht entgegen, 
dass das auf dem Anderkonto eingegangene Geld bestim-
mungsgemäß verwendet worden ist. Denn bevor die Beklag-
te den Geldbetrag entsprechend dem bei der Überweisung 
angegebenen Verwendungszweck für die Durchführung des 
Konzepts einsetzte und dem Veräußerer der Vorratsgesell-
schaft weiterleitete, wäre diese aufgrund des Treuhandver-
hältnisses zum Kläger verpflichtet gewesen, die Berechti-
gung hierzu im Innenverhältnis zum Kläger zu überprüfen. 
Daher hätte entweder eine ausdrückliche Anweisung des 
Klägers vorliegen müssen oder es hätten die Voraussetzun-
gen für eine Weiterleitung des Geldes vom Anderkonto ge-
geben sein müssen. Letzteres sei nicht der Fall gewesen, 
da der Beklagten keine Darlehensverträge vorlagen, die die 
rechtliche Zuordnung der 40.000,00 ¤ klar regelten. Zu ei-
nem rechtswirksamen Abschluss eines Darlehensvertrags 
war es nach Überzeugung des Gerichts nie gekommen.

Damit konnte der Kläger lediglich den für den eige-
nen Gesellschaftsanteil erbrachten Betrag in Höhe von 
3.250,00 ¤ nicht zurückverlangen. Hier lag zumindest sein 
Einverständnis vor, diesen Betrag zur Finanzierung des 
Gesellschaftsanteils aufzubringen. Der Kläger wusste auch, 
dass er diesen Betrag nicht zurückverlangen konnte.

Im Ergebnis muss daher festgehalten werden, dass allein 
durch das Zurverfügungstellen des Anderkontos potentiel-
len Gesellschaftern gegenüber Dienste als Treuhänder an-
geboten werden. Diese können daher, wenn Sie dieses An-
gebot durch Einzahlung der Treugelder annehmen, auch 
davon ausgehen, dass ihre Interessen berücksichtigt wer-
den. Auf die Sichtweise der WPG kommt es nicht an.

Die Entscheidung zeigt, dass durch den Treuhänder 
sorgfältig überprüft werden muss, wessen Interessen er 
zu wahren hat. Grundsätzlich sollte vor Auszahlung eine 
schriftliche Anweisung des Treugebers eingeholt werden. 
Der bei Einzahlung der Treugelder angegebene knappe 
Verwendungszweck reicht oft nicht aus.

F. Michael Thoma, Versicherungsstelle Wiesbaden, Versicherergemeinschaft für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen

Abs.  1 Nr. 1 BGB übertragbar ist, tritt da-
her der Schaden des Geschäftsführers erst 
ein, wenn das Finanzamt seinen auf die 
Haftung bezogenen Entscheidungsprozess 
mit dem Erlass des Haftungsbescheids ab-
geschlossen hat.

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut  
abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/1-2012/

Auf ihren Internet-Seiten informiert die WPK  
in der Rubrik „Neu auf WPK.de“  

über neue Beiträge, 
Download-Angebote  

und andere Aktualisierungen.

Diese Übersicht stellt die WPK in einem monatlich 
erscheinenden Newsletter zur Verfügung.

Sie können den Newsletter unter k www.wpk.de 
durch Eingabe Ihrer E-Mail-Adresse bestellen. 
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Personalien*

Geburtstage

Jubiläen

WP/RA Dr. Werner Bohl, Hamburg, feierte am 
5. Januar 2012 seinen 80. Geburtstag. Herr Dr. Bohl 
war von Januar 2001 bis Januar 2004 in der Kom-
mission für Qualitätskontrolle der WPK tätig und 
vertrat über den langen Zeitraum von Septem-
ber 1971 bis Juni 1999 als Mitglied des Beirates 
der Wirtschaftsprüferkammer die Belange des Be-
rufsstandes. Von Juni 1996 bis Juni 1999 war Herr 
Dr. Bohl stellvertretender Vorsitzer des Beirates. Die 
Wirtschaftsprüferkammer dankt dem Jubilar für sei-
nen ehrenamtlichen Einsatz für den Berufsstand.

vBP/StB Dipl.-Kfm. Rosmarie Rutschmann, 
Worms, feierte am 27. November 2011 Ihren 75. 
Geburtstag. Die Wirtschaftsprüferkammer dankt 
Frau Rutschmann für ihre Tätigkeit von Juni 1999 
bis Juni 2002 im Beirat der Wirtschaftsprüferkam-
mer.

Am 14. Februar 2012 beging vBP/RA Dr. Harald 
Hess, Mainz, seinen 70. Geburtstag. Herr Dr. Hess 
war von Juni 1990 bis Juni 1993 ehrenamtlich 
als Mitglied des Beirates der Wirtschaftsprüfer-
kammer tätig. Dafür gilt ihm der Dank der Wirt-
schaftsprüferkammer.

Seinen 65. Geburtstag feierte am 24. Dezember 
2011 WP/StB Dr. Hans Wolfgang Maerz, Mün-
chen. Im Namen des Berufsstandes spricht die 
Wirtschaftsprüferkammer Herrn Dr. Maerz ihren 
Dank für sein langjähriges ehrenamtliches Enga-
gement aus, insbesondere für seine Tätigkeit als 
Mitglied des Beirates der Wirtschaftsprüferkam-
mer von Juni 1993 bis Juni 1999, als Mitglied des 
Vorstandes der Wirtschaftsprüferkammer von Juni 
1999 bis September 2011 – dabei auch in seiner 
weiteren Funktion als Vorsitzender der Vorstands-
abteilung Berufsaufsicht – sowie als Landespräsi-
dent der Wirtschaftsprüferkammer in Bayern von 
November 1993 bis Dezember 1998.

Am 24. Januar 2012 feierte vBP/StB Siegfried 
Dathe, Ratingen, seinen 65. Geburtstag. Herr Da-
the ist seit September 2011 im Beirat der Wirt-
schaftsprüferkammer tätig.

Sein 65. Lebensjahr vollendete am 16. Novem-
ber 2011 WP/StB Dipl.-Kfm. Werner Grigoleit, 
Norderstedt. Die Wirtschaftsprüferkammer dankt 
Herrn Grigoleit für seine Arbeit in der Kommission 
für Qualitätskontrolle der WPK von Januar 2004 
bis Januar 2007.

Am 26. Januar 2012 feierte WP/StB Dr. Jürgen 
Maiß, Celle, seinen 65. Geburtstag. Herr Dr. Maiß 
engagierte sich ehrenamtlich von Juni 2005 bis 
September 2011 als Mitglied des Beirates der 
Wirtschaftsprüferkammer sowie von Januar 2006 
bis Dezember 2011 als Landespräsident der Wirt-
schaftsprüferkammer in Niedersachsen. Dafür gilt 
ihm der Dank der Wirtschaftsprüferkammer.

vBP/StB Dipl.-Volksw. Gustav-Ewald Ufer, 
Düsseldorf, vollendete am 2. Februar 2012 sein 
65. Lebensjahr. Die Wirtschaftsprüferkammer 
dankt Herrn Ufer für seine ehrenamtliche Tätig-
keit im Beirat der Wirtschaftsprüferkammer von 
Juni 1990 bis Juni 1993 und von Juni 1996 bis 
Juni 1999 sowie im Vorstand der Wirtschaftsprü-
ferkammer von Juni 1993 bis Juni 1996.

Am 28. Januar 2012 feierte vBP/StB Manfred 
Kaesberg, Bad Lippspringe, seinen 60. Geburts-
tag. Herr Kaesberg engagierte sich ehrenamtlich 
von Juni 1990 bis Juni 2005 als Mitglied des Bei-
rates der Wirtschaftsprüferkammer. Dafür gilt ihm 
der Dank der Wirtschaftsprüferkammer.

WP/StB Dipl.-Volksw. Klemens Bellefontaine, 
Erfurt, vollendete am 6. Januar 2012 sein 60. Le-
bensjahr. Im Namen des Berufsstandes dankt die 
Wirtschaftsprüferkammer Herrn Bellefontaine für 
sein langjähriges ehrenamtliches Engagement 
im Beirat der Wirtschaftsprüferkammer von Juni 
1993 bis September 2011 sowie von November 
1993 bis Dezember 2011 als Landespräsident der 
Wirtschaftsprüferkammer in Thüringen.

WP/StB Dipl.-Kfm. Helmut Porn, Saarlouis, 
ehemaliges Mitglied des Beirates der Wirtschafts-
prüferkammer und langjähriger Landespräsident 
der Wirtschaftsprüferkammer im Saarland, be-
ging am 3. Februar 2012 sein 25-jähriges Berufs-
jubiläum.

Am 7. Januar 2012 beging WP/StB Dipl.-Kfm. 
Gerhard Schorr, Stuttgart, Mitglied der Kommis-
sion für Qualitätskontrolle der WPK sein 25-jähri-
ges Berufsjubiläum.
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Allen Mitgliedern unsere herzlichsten Glückwünsche!
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  90. Geburtstag                                                   
WP 	 Dr. Peter Peltzer, Düsseldorf

  85. Geburtstag                                                 
WP/StB 	 Dr. Hans-Dieter Bruns, Oldenburg
vBP 	 Dipl.-Volksw. Hans-Joachim Görgen, Simmern
WP/StB 	 Dr. Sigmund Huber, Ettlingen
WP/StB 	 Dr. Erich A. Weilbach, Mannheim

  80. Geburtstag                                                   
WP/RA 	 Peter Bendixen, Hamburg
WP/StB 	 Dr. Heinz Breitfeld, Landsberg
vBP/StB 	 Dr. Hans-Jürgen Hennenbruch, Mülheim
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Christian Kaempfel, München
WP/StB 	 Lutz Koschmieder, Wiesbaden
vBP/StB 	 Friedrich Schmeer, Wentorf
WP 	 Dr. Karl-H. Schneider-Gädicke, Hattersheim
WP/StB 	 Helmut F. G. Vahl, Eisenberg

  75. Geburtstag                                                   
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Charles G. Abraham, Dierhagen
WP/StB 	 Dipl.-Ing. Klaus Bergfeld, Berlin
WP/StB/RA 	 Dipl.-Volksw. Hans Georg Flinzer, Leverkusen
WP/RA 	 Hans Joachim Jacobi, Saarbrücken
vBP/StB 	 Hellmut Jordan, Speyer
vBP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Norbert Köhnen, Oberhausen
vBP/StB 	 Rudi Lang, Albstadt
WP/StB/RA	 Dipl.-Finanzw. Otto Lieder, Hamburg
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Dieter Mack, Trostberg
vBP/StB 	 Willi Müller, Ostelsheim
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Niko Naumann, Konstanz
WP/StB 	 Dr. Hans-Dieter Siebel, Hannover
vBP/StB 	 Siegfried Stöckle, Ludwigsburg

  70. Geburtstag                                                  
WP/StB 	 Gerhard Baade, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Wolfgang Behrendt, Gießen
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Rudolf Berendonk, Berlin
WP/StB/RA 	 Dr. Hans Joachim Besche, Herford
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Rüdiger Blam, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Carl-Ulrich Bremer, Pinneberg
vBP/StB 	 Hubert Busch, Bruchsal
WP/StB 	 Dr. Fritz Dinkel, Leonberg
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Klaus Fitschen, Melbeck
vBP/StB 	 Arnfried Flitsch, Markranstädt
WP/StB 	 Dipl.oec. Christian Peter Fuchs, Oldenburg
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Gerhard Giesel, Freiburg
WP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Hans-Georg Hecker, Gütersloh
WP/StB 	 Dr. Klaus Hübenthal, Remscheid
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Dipl.-Finanzw. Hardy Hufschmidt, Straelen
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Alfred Karl, Kaufbeuren
vBP/StB 	 Hannelore Kneffel, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Ernst Kreymborg, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Wigand von Laffert von Kobylinski, Celle
vBP/StB 	 Karl-Heinz von der Lahr, Trier
vBP/StB 	 Karl-Rudolf Lenz, Biedenkopf
WP 	 Dipl.-Ing. Wulf Möhle, Berlin
vBP/RA 	 Eberhard Nowak, München
WP/StB 	 Dr. Godehard Puckler, Bad Homburg
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Hajo Rogge, Oldenburg
WP/RA 	 Rüdiger Schneiders, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Wolfgang Schroller, Berlin
WP 	 Dr. Thomas Seeberg, Icking
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Wolfgang Sickmann, Greven
WP/StB/RA 	 Prof. Dr. Heinz G. Tröster, Nürnberg
WP/StB 	 Dr. Rüdiger Wesche, Wolfenbüttel
vBP/StB 	 Hellmuth Wetzel, Würzburg
vBP/StB 	 Manfred Wörner, Rheinau

  65. Geburtstag                                                   
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Reinhard S. Bachl, Deggendorf
WP/StB 	 Dr. Hans Bauchowitz, Coburg
vBP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Hartmut K. Bauersfeld, Hamm
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Helmut Berger, Kassel

vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Wolfgang van Betteray, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Werner Bock, Reutlingen
vBP/StB 	 Manfred Bockholt, Dortmund
WP/StB/RA 	 Reiner Britz, Saarbrücken
WP/StB 	 Helmut W. Dey, Mühlheim
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Hermann Elter, Frankfurt
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Jürgen Fahrion, Unterwössen
WP 	 Juan Diego Finsterbusch, San Isidro/Buenos Aires
WP/StB 	 Dr. Volker Frühling, München
WP/StB/RA 	 Dipl.-Betriebsw. Bernhard Fuchs, Düsseldorf
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hartmut Fuchs, Wermelskirchen
WP/StB 	 Dr. Herbert Fuchs, Gräfelfing
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Hartmut Ganswindt, Solingen
vBP/StB 	 Georg B. Glowacki, Berlin
vBP/StB 	 Joachim Herklotz, Bad Hersfeld
vBP/RA 	 Dipl.-Volksw. Norbert F. Hirthammer, Steinbach
vBP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Heinz-Dieter Hüls, Detmold
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Peter Jainski, Darmstadt
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Philipp von Knebel Doeberitz-Forssman, Wiesbaden
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Erich Köster, Castrop-Rauxel
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hanspeter Krämer, Luxembourg
vBP/StB 	 Klaus Mast, Baden-Baden
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Manfred Nadig, Düsseldorf
vBP/StB 	 Hans-Josef Ommer, Bergisch Gladbach
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Siegfried Pick, Lemgo
WP/StB 	 Dieter Prinz, Düren
WP/StB/RA 	 Dr. Klaus Peter Prinz, Lüdenscheid
WP/StB 	 Aloys Rech, Trier
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hubertus Reichel, Wülfrath
WP/RA 	 Dr. Fritz Reimnitz, Köln
vBPin 	 Monika Schäfer, Meerbusch
vBP/StB 	 Jürgen Schönemann, Berlin
WP/StB 	 Dr. Harald Schotenroehr, Düsseldorf
vBP/RA 	 Dr. Heinz Schrezenmaier, Hürth
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Walter Spötter, Bremen
vBP/StB 	 Hans-Jürgen Stöbener, Berlin
WP/StB 	 Dr. Franz Theelen, Ratingen
WP 	 Dipl.oec. Ruth Velke, Rostock
WP/StB 	 Dipl. Betriebsw. Joseph Weiß, Traunstein
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Hans-Jürgen Winkler, Frankfurt
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw.  Konrad Zeller, Rosenheim
WP/StB 	 Dipl.-Ing. Rainer Ziegfeld, Berlin

n Jubiläen
  50-jähriges Berufsjubiläum                                    
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Jürgen Brackmeyer, Heiligenhaus
WP 	 Dr. Wolfgang Dörner, Krefeld

  45-jähriges Berufsjubiläum                                    
WP 	 Dipl.-Kfm. Hans-Walter Grünewälder, Wuppertal
WP/StB 	 Dr. Hans-Dieter Heimbucher, Köln
WP/StB 	 Dr. Wolfgang Klement, Berlin
WP/StB 	 Dr. Hans J. Stetter, Dortmund
WP/RA 	 Dr. Richard Wellmann, Buchholz

  40-jähriges Berufsjubiläum                                 
WP/StB 	 Dr. Otmar Altenburger, München
WP 	 Dipl.-Kfm. Horst Dinse, Hamburg
WP/StB 	 Dr. E. Jochen Koska, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Werner Laumans, Köln
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Dieter Mundt, Hamburg
WP 	 Dipl.-Ing. Dr.-Ing. Hans Philipp, Hofheim
WP 	 Dipl.-Kfm. Werner Pigors, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Friedrich Plato, Frankfurt
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Theo Schürmann, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Günter Stöcker, Henstedt-Ulzburg
WP 	 Dipl.-Kfm. Gerhard Thomas, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Klaus Weber, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Klaus Wimmer, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Berndt Wittjen, Berlin

  30-jähriges Berufsjubiläum                                  
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Werner Ansorge, Bonn
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Bernhard Arns, Bawinkel
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Karl Bender, Walldorf

WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Norbert Berger, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Frank Brebeck, Dormagen
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Norbert Brocks, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Udo Corzilius, Ratingen
WP/StB 	 Dr. Manfred Denkert, Krefeld
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Jürgen Eibich, Frankfurt
WP/StB/RA 	 Dr. Wolfgang Fliess, Bad Wiessee
WP/StB 	 Prof. Dr. Gerd Geib, Kerpen
WP 	 Dipl.-Kfm. Manfred Gödig, Essen
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Georg Grass, Köln
WP/StB/RA 	 Dr. Paul M. Günther, Schwelm
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Manfred Hallwachs, Bad Soden
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Gerd Manfred Hausmann, Köln
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Michael Hecht, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Peter Heid, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Werner Herrnkind, Krefeld
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Ulrich Karl Hochstetter, Frankfurt
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Erich Hölzemann, Hamm
WP/StB 	 Dipl.-Oec. Wolfgang Hofmann, Frankfurt
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Wolf Jansen, Bad Soden
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Franz-J. Kaiser, Odenthal
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Raimund Kassner, Köln
WP/StB 	 Reinhard Kelm, Bochum
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Ulrich Knecht, Plettenberg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Erhard Knipping, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Werner Koch, Saarbrücken
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Bernhard Kuntze, Krefeld
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Volker Luke, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Heinz Jürgen Mateyka, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Wirt.-Ing. Reinhold Michel, Heidelberg
WP 	 Dipl.-Ing. Wulf Möhle, Berlin
WP‘in 	 Dipl.-Finanzw. Gerlinde Mohr, Bad Salzuflen
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Thomas Nienheysen, Bochum
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Michael Oldiges, Meppen
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Werner Pitzius, Ortenberg
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Manfred Remy, Rodgau
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Michael Rudolph, Köln
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Manfred Salgert, Aachen
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Rainer Schenk, Fellbach
WP 	 Dr. Erhard Schillen, Bad Salzuflen
WP/StB 	 Dr. Michael Schlößer, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Horst W. Schneider, Saarbrücken
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Jürgen Siehl, Bad Homburg
WP/StB 	 Dipl.-Wirt.-Ing. Klaus Sinz, Berlin
WP/StB 	 Dipl.oec. Alfred Thyll, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Lutz Ulbricht, Frankfurt
WP/StB 	 Helmut F. G. Vahl, Eisenberg
WP/StB/RA 	 Dipl.-Volksw. Peter Walter, Mönchengladbach
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Ingo Weißmeier, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Christa von Welck, Gräfelfing
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Ralf Weyand, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Reinhard Winkler, Tauberbischofsheim
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Michael Zacharias, Wiesbaden

  25-jähriges Berufsjubiläum                                  
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Dagmar Acker, Ulm
vBP/StB/RA 	 Detlev Albrecht, Hamburg
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Horst Althans, Gütersloh
vBP/StB 	 Monika Bahr, Hilden
vBP/StB 	 Dr. Carl W. Barthel, Köln
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Thomas Bartling, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Angela Beck, Bonn
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Norbert Beermann, Emsdetten
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Dipl.-Finanzw. Peter Bense, Wunstorf
vBP/StB 	 Ernst-Heinrich Benstein, München
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Horst Bentz, Worms
vBP/StB 	 Bernd Benz, Wendlingen
WP/StB 	 Dr. Helmut Berkhemer, Mannheim
vBP/StB 	 Gerhard Bierbaum, Stuttgart
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Jürgen Biskup, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Dirk Biswurm, Stuttgart
vBP/StB 	 Helmut Bittrolff, Bruchsal
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Rüdiger Blam, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Thomas Böcker, Lüdinghausen
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Eugen Bogenschütz, Frankfurt
vBP/StB 	 Richard Bosser, Stuttgart
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  Todesfälle                                                         
30.11.2011	 WP/StB Dipl.-Kfm. Elisabeth Andriowsky, Frankfurt

07.12.2011	 vBP/StB Hans-Georg Heyl, Neu Wulmstorf

20.12.2011	 vBP/StB Holger Nitzsche, Ratingen

05.01.2012	 WP/StB Dr. Karl-Heinz Biller, Unna

07.01.2012	 WP/StB Dipl.-Wirt.-Ing. Ludwig Schwebel, Rüsselsheim

11.01.2012	 WP/StB Dipl.-Kfm. Markus Elskamp, Stuttgart

Die Wirtschaftsprüferkammer wird den Verstorbenen ein ehren-
des Andenken bewahren.

WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Johannes Brähler, Pulheim
WP 	 Wilhelm Brandstetter, Passau
vBP/StB 	 Jürgen Brinkmeier, Bad Oeynhausen
vBP/StB 	 Hans-Joachim Brohl, Bad Breisig
vBP/StB 	 Joachim Brosius, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Ökonom Manfred Bruckhoff, Mülheim
vBP/StB 	 Helmut Brückner, Mössingen
vBP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Hermann Burike, Ulm
vBP/StB 	 Dipl.-Volksw. Peter Busse, Waldkirch
vBP/StB 	 Torsten Butz, Süssen
vBP/StB 	 Dipl.-Volksw. Helmut Charlier, Wiesbaden
vBP/StB 	 Bernd Daniel, Rosengarten
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Klaas Dannen, Bremen
vBP/StB 	 Rudolf H. Dilling, Forchheim
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Jürgen Drebber, Hamburg
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Adalbert Eger, Rosenheim
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Jörg Engel, Münster
WP/StB 	 Dr. Gert Harald Erle, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hermann Ewerding, Bad Iburg
vBP/StB 	 Horst Färber, Oftersheim
WP/StB 	 Dipl.-Kffr. Gisela Fehrenz, Breitenbach
vBP/StB 	 Reinhard Feldhoff, Duisburg
vBP/StB 	 Hans W. Fenzl, Seebruck
vBP/StB 	 Georg Fiegler, Hannover
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Christiane Fitz, Berlin
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Gerhard Frisch, Friedrichshafen
vBP/StB/RA 	 Armin Fritz-Braun, Braunschweig
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Wilhelm Fritzensmeier, Bad Salzuflen
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Helmut Fuchs, Stuttgart
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Waldemar Funke, Neu-Anspach
WP/StB 	 Dipl. Betriebsw. Hugo Gabler, Ludwigsburg
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Dieter Gassen, Prien
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Eckehard W. Gebauer, Ingolstadt
vBP/StB/RA 	 Berthold Goerdeler, München
vBP/StB 	 Hans Gothe, Dortmund
WP/StB 	 Dr. Kurt Gratz, Stuttgart
WP/StB 	 Dipl.rer.pol. Cordula Groh, Karlsruhe
WP/StB/RA 	 Dr. Michael Gurke, Berlin
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Nikolaus Gyßling, Schöngeising
vBP/StB 	 Hans-Josef Haberkamp, Rheinböllen
WP/StB 	 Dr. Rolf Hacker, Stuttgart
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. H. Günter Hake, Leipzig
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Uwe Hansen, Eschborn
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Hans Günter Hardenberg, Hechingen
WP/StB 	 Dipl.oec. Gerda Hartmetz, Lollar
vBP/StB 	 Ludwig Hauer, München
WP/StB 	 Dipl. Betriebsw. Hermann Hauff, Nattheim
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Klaus Haun, Stuttgart
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Klaus Heese, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Paul Hegenbarth, Nürnberg
vBP/StB 	 Christine Hegener, Hamburg
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Jürgen Hein, Hamburg
vBP/StB 	 Kurt Hengsberger, München
vBP/StB 	 Volker Herget, Stuttgart
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Willi Hermes, Leipzig
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Harald Herrmann, Berlin
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Holger Herrwerth, Heidelberg
vBP/RA 	 Dr. Harald Hess, Mainz
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Hugo Heßel, Frankfurt
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Wolfgang Heuser, Düsseldorf
WP/StB 	 Dr. Klaus Höflich, Mainz
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Thomas Hölz, Kißlegg
WP 	 Bernhard J. Hoffmann, Bienstädt
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Peter Hoffmann, Hanau
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Dirk Holler, Köln
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Georg Holler, Freiburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Reinhard Hühn, Hanau
vBP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Heinz-Dieter Hüls, Detmold
WP/StB 	 Dr. Jürgen W. Hutzel, Stuttgart
vBP/StB 	 Werner Jacobi, Pirmasens
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hedda Jacobsen, Saarbrücken
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Heinrich Joest, Münster
vBP/StB 	 Manfred Kamp, Borchen
WP/StB/RA 	 Dr. Günther Kesel, München
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Günter Ketterle, Mannheim
vBP/StB 	 August Kiefer, Röthenbach
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Burkhard Klein, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Wirt.-Ing. Werner Klein, Chemnitz
vBP/StB 	 Dietmar Klingele, Bad Säckingen
WP/StB 	 Dr. Fritz Knappenberger, Fellbach
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Philipp von Knebel Doeberitz-Forssman, Wiesbaden

vBP/StB 	 Ernst Kneuker, Ludwigsburg
WP/StB/RA 	 Christian Knoke, Hannover
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Reinhard Knüdeler, Stuttgart
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Manfred Kolb, Dürrholz
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Rudolf Kollmannsberger, München
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Bernd Krähnke, Frankfurt
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Günter Kraiss, Heidelberg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Josef Krause, Köln
vBP/StB 	 Bernd Krivohlavek, Hamburg
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Mathias C. Krohne, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Wolfgang Krug, Hamburg
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Gerhard Kübler, Stuttgart
vBP/StB 	 Harry Kühn, Aalen
WP/StB 	 Dr. Jörg-Heinrich Kuhlmann, Porta Westfalica
vBP/StB 	 Dipl. Betriebsw. Gerhard Ernst Kulbe, Riederich
WP/StB 	 Dipl. Betriebsw. Gerhard Kuntz, Landau
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Ernestine Kunz, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Otto Peter Lakies, Frankfurt
vBP/StB 	 Maren Lambrecht, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Karl Walter Lang, Schwäbisch Hall
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Michael Langenbach, Ratingen
vBP/StB 	 Horst Langer, Ingolstadt
vBP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. MBA Hans-Georg Langholz, Ratingen
vBP/StB 	 Jakob Laux, Kelsterbach
vBP/StB 	 Bernd Lehmann, Hamburg
WP/StB 	 Dr. Martin Lenz, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Eckhard Lewe, Düsseldorf
vBP/StB 	 Dr. Hans-Volker Lill, Hanau
WP/StB 	 Dr. Alois Limberger, Villingen-Schwenningen
vBP/StB 	 Dipl.-Volksw. Ilse Lobers, Nürnberg
vBP/RA 	 Joachim Lobers, Nürnberg
vBP/StB 	 Lothar Lucks, Aschaffenburg
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Susanne Lücking, Düsseldorf
vBP/StB 	 Rolf-Peter Marquis, München
vBP/StB 	 Ute Mascher, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Ludwig Maurer, Saarbrücken
vBP 	 Dipl.oec. Dipl.-Finanzw. Peter Maurer, Schwelm
vBP/StB 	 Bertram Mayer, Stuttgart
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Dietmar Mehne, Villingen-Schwenningen
vBP/StB 	 Ingrid Menges, Bayreuth
vBP/StB 	 Dr. Herbert Metz, Krailling
vBP/StB 	 Martin Meyer, Engelskirchen
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Josef Middrup, Dresden
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Dipl.-Betriebsw. Hermann-Josef Miebach, Köln
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Bernhard Möller, Frankfurt
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Peter Morsch, Karlsruhe
WP/StB 	 Wolfgang Moths, Weil der Stadt
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Herbert Mühlfenzl, Marquartstein
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Jörg Müller, Gummersbach
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Rainer Müller, Freiburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Uwe Näthke, Itzehoe
vBP/StB 	 Dr. Werner Neumann, Oldenburg
WP/StB 	 Dr. Ulrich Nittka, Witten
WP 	 Dr. Heinrich Nücke, Düsseldorf
vBP/StB 	 Egon Nüss, Langenfeld
vBP/StB 	 Harald Orendi, Reutlingen
vBP/StB 	 Herbert Ossendorf, Gronau
vBP/RA 	 Dr. Klaus Otto, Nürnberg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Ulrich Pahlow, Düsseldorf
WP/StB 	 Hans-Werner Pauli, Mettmann
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Friedemann Peissner, Schorndorf
vBP/StB 	 Manfred Probst, Lörrach
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hermann Raab, Krefeld
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Ulrike Raab, Krefeld
vBP/StB/RA 	 Karl A. Rabl, München
vBP/RA 	 Simeon Rastädter, Hamburg
vBP/StB 	 Hans-Jochem Rausch, Hofheim
WP/StB 	 Robert Redelsperger, Hilzingen
vBP/StB 	 Dipl.-Volksw. Bernd Reick, Emmendingen
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Karl Reimann, Köln
WP‘in 	 Dipl.-Kfm. Sabine Reimert, Berlin
vBP/StB 	 Hansjörg Reiter, Karlsruhe
vBP/StB 	 Manfred Reuter, Hildesheim
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Werner Revfi, Bruchsal
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans-Jürgen Riedel, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Siegfried Ries, Heidelberg
vBP/StB 	 Josef Robl, Landshut
vBP/StB 	 Erwin Rödle, Würzburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Wolf-Georg Rohde, Köln
vBP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Wilhelm Rosenow, Achim
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Hans Rossiwal, Starnberg

vBP/StB 	 Rolf Sabel, Bad Kreuznach
WP/StB 	 Dipl.oec. Heinz-Georg Sander, Ratzeburg
vBP/StB 	 Klaus-Peter Sassen, Sipplingen
vBP/StB 	 Wolfgang A. Schaal, Geretsried
WP/StB 	 Dr. Friedel Schäfer, Dreieich
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Manfred Scheffner, Walldorf
vBP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Alois Schlaus, Köln
vBP/StB 	 Dipl.-Wirt.-Ing. Klaus-Peter Schliffka, Pforzheim
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Dieter Schmälzle, Bühl
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Michael Schmeding, Hamburg
WP 	 Dipl.oec. Bernd Ulrich Schmid, Esslingen
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Georg Schmid, Freiburg
vBP/StB 	 Dieter Klaus Schmidt, Kandel
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Klaus Schmidt, Lörrach
WP/StB 	 Dipl.-Oec. Rolf-Dieter Schmitz, Frankfurt
vBP/StB 	 Günter Schnaubelt, Rehau
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Rolf Schneider, Worms
vBP/StB 	 Rudolf Schneider, Dautphetal
vBP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Hubert Schnitzler, Mönchengladbach
vBP/StB 	 Dieter Schoenfeld, Börnsen
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Dipl.-Betriebsw. Reiner Scholz, Frankfurt
vBP/StB 	 Karl Heinz Schütter, Osnabrück
WP/StB 	 Dipl.-Oec. Hermann Schütz, Frankfurt
WP/StB 	 Dipl.-Volksw. Walter Albert Schuldt, Stuttgart
WP/StB 	 Dr. Franz Schweren, Düsseldorf
WP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Heinz H. Sdrenka, Hamburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Werner Seitz, Bruchsal
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Peter Servos, Bergisch Gladbach
vBP/StB 	 Walter Settele, Augsburg
vBP/StB 	 Werner Spaeth, Ravensburg
vBP/StB/RA 	 Dr. Gerd Stahl, Heilbronn
vBP/StB/RA 	 Veit W. Stefko, Oberasbach
WP 	 Dipl.-Volksw. Dipl.-Ing. Hans Steindor, Berlin
vBP/StB 	 Klaus Steinhaeuser, Brannenburg
vBP/StB 	 Dipl.-Finanzw. Franz Stengele, Ulm
vBP/StB 	 Bernhard Stengelin, Tuttlingen
WP/StB 	 Dr. Felix Stilz, Freiburg
vBP/StB 	 Peter Stodian, Niebüll
vBP/StB 	 Siegfried Stöckle, Ludwigsburg
WP/StB 	 Erich Straub, Heilbronn
WP/StB 	 Josef Striedacher, Tettnang
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Herbert Strößner, Neu-Ulm
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Hans Struwe, Frankfurt
WP/StB 	 Dipl.-Betriebsw. Martin Stümper, Leubsdorf
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Michael Stümpges, Dortmund
vBP/StB 	 Monika Tackenberg, Oberhausen
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Ulrike Thierhoff, Düsseldorf
vBP/StB 	 Klaus Thomas, Freiburg
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Erich Thum, Potsdam
vBP/StB 	 Gerhard Tischler, Pliezhausen
vBP/StB 	 Johann Tratz, Peißenberg
vBP/StB 	 Dipl. Betriebsw. Wolfgang Ujcic, Korb
vBP/StB 	 Rolf Vingerhoets, Rosenheim
vBP/StB 	 Dipl.-Kfm. Peter Vogel, Krefeld
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Kai W. Voß, Hamburg
vBP/StB 	 Roland Wachter, Kronach
WP/StB 	 Dr. Bernhard Wanik, Düsseldorf
vBP/StB 	 Gerhard Weber, Lahr
WP/StB 	 Dipl.-Kfm. Reinhard Weiser, Berlin
WP/StB 	 Dipl.oec. Franz-Josef Westhoff, Rheda-Wiedenbrück
WP/StB/RA 	 Volker Weyh, Gerlingen
WP/StB 	 Rudolf Wilde, Stuttgart
vBP/StB 	 Horst-Dieter Witte, Langenfeld
vBP/StB 	 Erich H.J. Wolf, Verden
vBP/StB 	 Josef Wolfsteiner, Westhausen
vBP/StB 	 Gerhard Wolter, Passau
vBP/StB 	 Heinz-Dieter Zachmann, Renningen
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Berichte und Meldungen

Tätigkeitsschwerpunkte der APAK 2012 – Enge und aktive Begleitung 
der Inspektionen

In ihrem Arbeitsprogramm für das Jahr 2012 setzt die 
Abschlussprüferaufsichtkommission (APAK) wieder 
einen deutlichen Schwerpunkt auf die Aufsicht über 
die anlassunabhängigen Sonderuntersuchungen bei 
Abschlussprüfern der Unternehmen von öffentli-
chem Interesse (Inspektionen), so die APAK in einer 
Presseinformation vom 19.1.2012.

Untersuchungsschwerpunkte sollen dort bei der 
Prüfung von Finanzinstituten liegen. Auch die Um-
setzung des risikoorientierten Prüfungsansatzes, ins-
besondere bei der Identifizierung und Wertung von 
Fehlerrisiken und der Festlegung von Wesentlich-
keitsgrenzen, wird einen Schwerpunkt bilden. Zu-
dem sollen etwaige Maßnahmen der Prüferpraxen 
zur Steigerung ihrer Effizienz mit Blick auf deren 
Auswirkungen auf die Prüfungsqualität untersucht 
werden. Solche Maßnahmen bestehen etwa in der 
Auslagerung bestimmter Prüfungstätigkeiten auf so-
genannte Shared Service Center, die sich häufig im 
Ausland befinden. 

Die APAK wird auch aktiv an der Diskussion um 
die Regelungsvorschläge der Europäischen Kommis-
sion zur Abschlussprüfung vom 30.11.2011 teilneh-
men. 

Im Einzelnen teilt die APAK zu ihrem Arbeitspro-
gramm mit: 

1. Aufsichtsbereich
a)	Anlassbezogene Berufsaufsicht, § 61a WPO
•	 Teilnahme an Gremiensitzungen der WPK und ak-

tive Begleitung ausgewählter Aufsichtsverfahren 
in Wahrnehmung der gesetzlichen Letztverant-
wortung

b)	Anlassunabhängige Sonderuntersuchungen,  
	 § 62 b WPO (Inspektionen)
•	 Überwachung der Wirksamkeit des Systems der 

Inspektionen
•	 Enge aktive Begleitung der Inspektionen bei Pla-

nung und Durchführung inschließlich der Teil-
nahme an Inspektionen

•	 Bestimmung von Untersuchungsschwerpunkten, 
unter anderem:

	 -	 Prüfung von Finanzinstituten
	 -	 Umsetzung des risikoorientierten Prüfungsan-

satzes (unter anderem Identifizierung und Wer-
tung von Fehlerrisiken und Festlegung von We-
sentlichkeitsgrenzen)

	 -	 Maßnahmen der Prüferpraxen zur Steigerung 
ihrer Effizienz und deren Auswirkungen auf die 
Prüfungsqualität (zum Beispiel durch Auslage-
rung bestimmter Prüfungstätigkeiten auf häu-
fig im Ausland angesiedelte sogenannte Shared 
Service Center)

c) Qualitätskontrolle, § 57a WPO
•	 Aktive Begleitung von Qualitätskontrollen insbe-

sondere durch Teilnahme an Gremiensitzungen 
der WPK und Schlussbesprechungen zwischen 
untersuchten Prüferpraxen und deren Prüfer für 
Qualitätskontrolle

•	 Beaufsichtigung der organisatorischen Maßnah-
men der WPK mit Blick auf die zu erwartende 
Mehrbelastung in 2012 aufgrund des gehäuften 
Auslaufens von Teilnahmebescheinigungen

2. Nationale Zusammenarbeit
•	 Regelmäßige Kontakte insbesondere zur Bundes-

anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
und der Deutschen Prüfstelle für Rechnungslegung 
(DPR) in allen berufsrechtlich relevanten Fragen, 
auch unter Berücksichtung aktueller Themen

3. Internationale Zusammenarbeit
•	 Teilnahme an der Diskussionen der Regulierungs-

vorschläge der Europäischen Kommission vom 
30.11.2011 im Bereich der Abschlussprüfung 
(KOM (2011) 778 und 779)

•	 Erfassung und Registrierung von Drittlandsab-
schlussprüfern auf der Grundlage der Entschei-
dung 2011/30/EU der Europäischen Kommission 
vom 19.1.2011

•	 Fortführung der bilateralen Zusammenarbeit mit 
ausländischen Prüferaufsichten innerhalb wie au-
ßerhalb der Europäischen Union

•	 Mitarbeit in der European Group of Auditors’ 
Oversight Bodies (EGAOB) bei der Europäischen 
Kommission und im International Forum of Inde-
pendent Audit Regulators (IFIAR) zur Koordinie-
rung der einzelstaatlichen Aufsichtsaktivitäten in-
nerhalb wie außerhalb der Europäischen Union

•	 Intensivierung des fachlichen Dialoges der Inspek-
toren etwa im Rahmen European Audit Inspection 
Group (EAIG) und IFIAR

•	 Weitere Vereinbarungen zur Zusammenarbeit mit 
ausländischen Prüferaufsichten auf der Grundlage 
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Dr. Elke König und Jochen Sanio bei der Feierstunde anlässich des Amtswechsels

der Entscheidungen der Europäischen Kommissi-
on zur Angemessenheit des Schutzes vertraulicher 
Informationen in bestimmten Drittstaaten gemäß 
Artikel 47 Abs. 3 der Abschlussprüferrichtlinie 
(2006/43/EG)		  th

Arbeitsprogramm 2012 und weitere Informationen über die APAK  
abrufbar unter
k www.apak-aoc.de/publikationen/arbeitsprogramm.asp

rufsstand die öffentliche Fachaufsicht über die Wirt-
schaftsprüferkammer und insoweit über alle Wirt-
schaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer aus. 	 th

Informationen über die APAK abrufbar unter 
k www.apak-aoc.de/apak/mitglieder.asp

Neue Mitglieder der APAK

Wie die Abschlussprüferaufsichtskommission (APAK) 
mit Presseinformation vom 9.1.2012 mitteilt, sind 
Dr. Ulla Kopp, Geschäftsführerin der Hamburg Messe 
und Congress GmbH, und Dr. Herbert Meyer, Präsident 
a. D. der Deutschen Prüfstelle für Rechnungslegung DPR 
e.V., vom Bundeswirtschaftsministerium zum 1.1.2012 
für vier Jahre als Mitglieder der APAK bestellt worden. 

„Wir begrüßen mit Frau Dr. Kopp und Herrn 
Dr. Meyer zwei Persönlichkeiten, die mit ihrer beson-
deren Erfahrung und Expertise die APAK bereichern“, 
sagt Dr. Wolfgang Spindler, Vorsitzender der APAK. 

Die APAK besteht nun aus zehn ehrenamtlichen, 
vom Bundeswirtschaftsministerium auf die Dauer 
von vier Jahren ernannten Mitgliedern. Die Kommis-
sionsmitglieder dürfen in den letzten fünf Jahren vor 
ihrer Ernennung nicht persönliche Mitglieder der 
Wirtschaftsprüferkammer gewesen sein. Sie sollen 
insbesondere in den Bereichen Rechnungslegung, 
Finanzwesen, Wirtschaft, Wissenschaft oder Recht-
sprechung tätig sein oder gewesen sein. 

Die Abschlussprüferaufsichtskommission übt seit 
dem Jahr 2005 weisungsfrei und unabhängig vom Be-

Dr. Ulla Kopp Dr. Herbert Meyer

Elke König neue Präsidentin der BaFin

Nach Überreichung der Ernennungsurkunde am 
20.12.2011 durch Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang 
Schäuble, hat Dr. Elke König zum Jahresbeginn 2012 
das Amt der Präsidentin der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) angetreten. Sie 
ist Nachfolgerin von Jochen Sanio, der zum Jahres-
ende 2011 in den Ruhestand getreten ist. Bis zum 
31.12.2011 war Dr. König Mitglied des Internatio-
nal Accounting Standards Boards (IASB), von 2002 
bis März 2009 Finanzvorstand der Hannover Rück-
versicherung AG und der E+S Rückversicherung AG, 
Hannover. Von 1990 bis 2002 war sie Mitglied der 
Direktion und Leiterin des Rechnungswesens und 
Controllings der Münchener Rück-Gruppe, Mün-
chen. Seit 1.1.2006 ist Dr. König Mitglied der Ab-
schlussprüferaufsichtskommission.	 th
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Ulrich Oesingmann BFB-Ehrenpräsident – 
Dank an bisherige Vizepräsidenten Ulrich und Klein

Mit Presseinformation vom 30.12.2011 berichtet 
der Bundesverband der Freien Berufe (BFB) über 
den Wechsel im Präsidium. Die BFB-Mitgliederver-
sammlung wählte im November 2011 den scheiden-
den BFB-Präsidenten Dr. med. Ulrich Oesingmann 
zum Ehrenpräsidenten und würdigte seinen beson-
deren Einsatz für die Freien Berufe. Über 16 Jahre 
stand der Facharzt für Allgemeinmedizin, Sport-
medizin und Betriebsmedizin aus Dortmund an der 
Spitze des BFB. Sein berufspolitisches Engagement 
begann bereits 1972 in der Kassenärztlichen Vereini-
gung Westfalen-Lippe, deren erster Vorsitzender er 
von 1985 bis 2001 war. Zusätzlich übernahm er zwi-
schen 1989 und 1993 das Amt des Ersten Vorsitzen-
den in der Kassenärztlichen Bundesvereinigung. Seit 
2001 steht er dem Bundesverband der Knappschafts-
ärzte vor. 

Sowohl auf dem bundespolitischen Parkett als 
auch auf EU-Ebene setzte sich Dr. Oesingmann für 
die Freien Berufe und deren Verständigung unter-
einander ein. Für seinen vielfältigen und integrati-
ven Einsatz für die Freien Berufe ist Dr. Oesingmann 
etwa 2010 mit dem Großen Verdienstkreuz des Ver-
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland ge-
ehrt worden.

Auch der bisherige BFB-Vizepräsident und Schatz-
meister WP/StB/RA Dieter Ulrich ist zum 31.12.2011 
nach elfjährigem Engagement für die Freien Berufe 
aus dem Präsidium des BFB ausgeschieden. In den 
letzten drei Jahren hatte Ulrich das Amt des BFB-

Dr. med. Ulrich Oesingmann

Schatzmeisters inne. Ulrichs berufspolitisches En-
gagement reicht bis 1996 zurück, als er in den Bei-
rat der Wirtschaftsprüferkammer gewählt wurde 
und von 2008 bis 2011 dessen Vorsitz einnahm. Von 
2005 bis 2008 war er Präsident der Wirtschaftsprü-
ferkammer. Für sein berufspolitisches und besonde-
res gesellschaftliches Engagement wurde Dieter Ul-
rich 2011 mit dem Bundesverdienstkreuz am Bande 
der Bundesrepublik Deutschland ausgezeichnet.

Vier Jahre repräsentierte Dipl.-Ing. Hanspe-
ter Klein die Landesverbände der Freien Berufe im 
Präsidium des BFB. Aufgrund des turnusgemäßen 
Wechsels der Landesverbandsvertreter ist er zum 
Jahreswechsel aus dem BFB-Präsidium ausgeschie-
den. Als Vizepräsident im BFB hat er die Belange der 
Landesverbände stets mit großem Engagement in die 
Arbeit des Bundesverbandes eingebracht. Seit 2006 
ist Klein Vorsitzender des Verbandes Freier Berufe 
im Lande Nordrhein-Westfalen e.V.

Dr. med. dent. Rolf Koschorrek, der seit 2009 
BFB-Vizepräsident und seit 1.1.2012 neuer BFB-Prä-
sident ist (dazu bereits WPK Magazin 4/2011, Seite 
56), dankte seinen ausscheidenden Präsidiumskolle-
gen für die gute, ergebnisreiche und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit der vergangenen Jahre. 	 th

Das BFB-Präsidium 2012

Präsident 

Dr. med. dent. Rolf Koschorrek, Bad Bramstedt

Vizepräsidentinnen

vBP/StB Ute Mascher, Hamburg

Dr. med. Martina Wenker, Hildesheim

Vizepräsidenten

Bauingenieur Dr. Volker Cornelius, Darmstadt

RA Dr. Fritz-Eckehard Kempter, München 

Unternehmensberater Dr. rer. pol. Lutz Mackebrandt,  
Berlin

RA und Notar Ulrich Schellenberg, Berlin

Apotheker Dipl.-Pharm. Friedemann Schmidt, Leipzig

vBP/StB Dipl.-Volksw. Edgar Wilk, Mainz
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Statistische Übersicht zum Berufsstand

Mehr Statistiken abrufbar unter k www.wpk.de/beruf-wp-vbp/statistiken.asp

Mitgliedergruppen 1932 1.11.61 1.1.86 1.1.90 1.1.95 1.1.00 1.1.05 1.1.10 1.1.11 1.1.12

Wirtschaftsprüfer 549 1.590 4.836 6.344 7.994 9.984 12.244 13.619 13.866 14.124

vereidigte Buchprüfer 0 1.151 89 2.782 4.233 4.094 4.009 3.688 3.575 3.476

Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften 76 196 991 1.215 1.541 1.879 2.221 2.540 2.631 2.710

Buchprüfungs- 
gesellschaften  0 7 1 32 108 166 143 121 118 121

gesetzl. Vertreter von 
WPG u. BPG, die  
nicht WP oder vBP sind

0 66 470 439 564 726 773 778 808 816

Freiwillige Mitglieder 0 0 28 28 30 32 38 50 50 50

Gesamt 625 3.010 6.415 10.840 14.470 16.881 19.428 20.796 21.048 21.297

Versicherungsstelle Wiesbaden gewährt erneut Treuenachlass

Die Versicherungsstelle Wiesbaden hat der WPK in 
einem Schreiben Anfang dieses Jahres mitgeteilt, 
dass sie den bei ihr versicherten Wirtschaftsprü-
fern, vereidigten Buchprüfern und deren Berufsge-
sellschaften auf den Jahresnettobeitrag 2012 einen 
Treuenachlass in Höhe von acht Prozent gewährt 
(ausgenommen sind Sonderdeckungen, Objektde-
ckungen, Excedenten und Deckungen zu Fest- oder 
Anerkennungsprämien).

Mit dieser Maßnahme möchte sich die Versiche-
rungsstelle Wiesbaden für die Treue ihrer Kunden 
bedanken, nachdem Anfang des letzten Jahrzehnts 
aufgrund hoher Schadensquoten eine umfassende 
Sanierung der Prämien erforderlich war. Die Versi-
cherungsstelle Wiesbaden folgt mit dem Treuenach-

lass auch dem im Vorfeld kommunizierten Petitum 
der WPK, den positiven Abschluss des Geschäfts-
jahrs 2011 aufgrund der Abwicklungserfolge jünge-
rer Jahre bei der Prämienhöhe 2012 zu berücksich-
tigen. 

Auch für die kommenden Jahre behält die Ver-
sicherungsstelle Wiesbaden weitere Treuenachlässe 
im Blickfeld, allerdings ohne sich binden zu können, 
angesichts des kaum absehbaren Schadensverlaufs 
und der künftigen wirtschaftlichen Entwicklung. 

Bereits im Jahr 2009 gewährte die Versicherungs-
stelle Wiesbaden ihren Versicherungsnehmern einen 
Treuenachlass in Höhe von zehn Prozent (dazu WPK 
Magazin 1/2009, Seite 39). 		  en

Neuer Standardisierungsvertrag zwischen BMJ und DRSC

Das Deutsche Rechnungslegungs Standards Com-
mittee e.V. (DRSC) hat mit Pressemitteilung vom 
2.12.2011 darüber informiert, dass es im Zuge sei-
ner aus Finanzierungsgründen notwendigen Neuor-
ganisation als Schlusspunkt einen neuen Standardi-
sierungsvertrag mit dem BMJ abgeschlossen hat. Mit 
den im Standardisierungsvertrag festgelegten Rech-
ten und Pflichten der Vertragsparteien wird der Rah-
men für die Facharbeit des DRSC abgesteckt.

Die wesentlichen Neuerungen bestehen in der 
Öffnung des Vereins für Verbände neben Unterneh-

men, der Einrichtung eines IFRS- und eines HGB-
Ausschusses sowie der Etablierung eines Verwal-
tungsrates.		  en

Presseerklärung des DRSC vom 2.12.2011 und Standardisierungsvertrag ab-
rufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag011211/
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Veranstaltungen

50. Deutscher Steuerberaterkongress

51. Münchner Steuerfachtagung

Am 7. und 8.5.2012 findet in Berlin der 50. Deut-
sche Steuerberaterkongress statt. Am ersten Tag 
des Jubiläumskongresses wird BStBK-Präsident Dr. 
Horst Vinken Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang 
Schäuble als Redner begrüßen. Unter dem Motto 
„Nächste Ausfahrt Zukunft“ wird der bekannte Wis-
senschaftsjournalist und Physiker Ranga Yogeshwar 
über die gesellschaftlichen und technischen Heraus-
forderungen der nächsten Jahrzehnte sprechen. 

Ein vielseitiges, aktuelles Fachprogramm mit 
hochkarätigen Referenten erwartet die Teilnehmer. 
Zahlreiche Arbeitskreise und Foren vermitteln die 
neuesten Rechtsentwicklungen und bieten Gelegen-
heit zum fachlichen Austausch mit Berufskollegin-
nen und -kollegen:

Arbeitskreise
•	Brennpunkt Unternehmensbesteuerung  

(Strahl, Köln)
•	Besteuerung von Vereinen und Stiftungen  

(Alvermann, Köln)
•	Aktuelle Steuerfragen – Diskussionsforum  

(Jülicher, Bonn/Daumke, Berlin)

Foren
•	Brennpunkt Besteuerung natürlicher Personen 

(Schäfer, Mannheim)
•	Bilanzrecht aktuell (Poll, Berlin/Ley, Köln)
•	Forum junger Steuerberater: Kanzleiführung – Pro-

fessionelle Mandatsbetreuung (Nagel, Hannover)

Die Münchner Steuerfachtagung feierte im vergange-
nen Jahr ihr 50-jähriges Jubiläum und startet mit neu-
em Elan in die nächsten Aktivitäten. Die Fachveran-
staltung am 21. und 22.3.2012 legt den Schwerpunkt 
auf aktuelle Fragen des Steuer- und Wirtschaftsrechts 
und der Unternehmensbesteuerung. Prof. Dr. Nor-
bert Herzig wird über „Erfahrungen mit dem BilMoG 

aus steuerrechtlicher Sicht“ und Prof. Dr. Ursula Ley 
über „E-Bilanz – aktueller Handlungsbedarf“ referie-
ren. Aktuelle Praxisfragen berühren unter anderem 
die strafrechtlichen Risiken der Steuerberatung. 

Informationen zur Münchner Steuerfachtagung 
2012 sind abrufbar unter k www.steuerfachtagung.de

•	Forum Umsatzsteuer (Küffner, München)
•	Aktuelle Entwicklungen im Internationalen Steu-

errecht (Schmidt, Nürnberg)
•	Aktuelles Wirtschaftsrecht: Neue Herausforderun-

gen für den Steuerberater (Wälzholz, Füssen)

Workshop
Zölle und Verbrauchsteuern (Wolffgang, Münster/ 
Jatzke, München)

Eine große Fachausstellung und ein abwechslungs-
reiches Rahmenprogramm runden den Kongress ab. 
Besonders freuen können sich die Teilnehmer auf 
den Festabend, der unter dem Motto „Berlin, Berlin“ 
im Hotel Intercontinental stattfinden wird. Modera-
torin und Entertainerin des Abends ist Gayle Tufts, 
für die passende Tanzmusik sorgen Andrej Hermlin 
und sein Swingorchester sowie ein Discjockey.

Das vollständige Kongressprogramm ist unter  
k www.bstbk.de abrufbar oder kann bei der Bun-
dessteuerberaterkammer (Telefon 0 30 - 24 00 87 - 24;  
Telefax 0 30 - 24 00 87 - 99; E-Mail seminare@bstbk.de)  
angefordert werden.

Online-Formular unter 
k www.wpk.de/qk/mitteilung.asp
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Mit der dritten Auflage seines 
Handbuchs Jahresabschlussprü-
fung reagiert Krommes auf die 
jüngsten Entwicklungen, die sich 
auf die Tätigkeit des Abschluss-
prüfers auswirken. In diesem Zu-
sammenhang seien der Einfluss 
des Bilanzrechtsmodernisierungs-
gesetzes, der ISA und des Grün-
buchs zur Rolle des Abschluss-
prüfers sowie der Wirtschafts- und 
Finanzkrise auf die Abschluss-
prüfung genannt. Vor dem 
Hintergrund der Krise 
diskutiert Krommes ne-
ben den Anforderungen, 
die an den Prüfer gestellt 
werden, wenn er sich bei 
der Prüfung des Lagebe-
richts mit den Chancen und 
Risiken der künftigen Ent-
wicklung des Unternehmens 
auseinandersetzen muss, auch 
die mit zunehmender Komple-
xität verbundenen Schwierigkei-
ten. Zusätzlich hat Krommes As-
pekte einer IT-gestützten Prüfung 
und Risikoanalysen sowohl auf 
Unternehmens- als auch Prozess
ebene über ein breites Spektrum 
von Branchen im Handbuch auf-
genommen.

Die Struktur des Handbuchs ist 
unverändert zur Vorauflage und 
umfasst insgesamt sieben Kapitel. 
Im ersten Kapitel stellt Krommes 
die Aufgaben der Abschlussprü-
fung sowie die die Berufstätigkeit 
prägenden Berufsgrundsätze dar, 
skizziert die Prinzipien eines ri-
sikoorientierten Vorgehens und 
entwickelt zur Vorbereitung auf 
das dritte Kapitel im Sinne einer 
strategischen Verbindung zwi-
schen Prüfungszielen und Prü-
fungstechnik eine „geregelte Ord-

Buchbesprechung

Handbuch Jahresabschlussprüfung
Ziele, Technik, Nachweise – Wegweiser zum sicheren Prüfungsurteil

Von WP Dr. Werner Krommes, 3. Auflage, Gabler Verlag, Wiesbaden 2011

nung von Prüfungshandlungen“. 
Die außerordentliche Bedeutung 
des Verständnisses des Geschäfts 
des zu prüfenden Unternehmens 
für eine zielgerichtete Prüfungs-
planung und -durchführung (Si-
cherstellung des „roten Fadens“) 
wird herausgestellt und dem Le-
ser der Projektcharakter einer 
Prüfung veranschaulicht. Auch 
werden Wider-

stände  
auf 

dem 

Weg zu 
hinreichend si-

cheren Prüfungsaussagen (Zeitnot 
und Irrtum, Ergebnisdruck und 
Tarnung) diskutiert, die durch im-
mer schneller eintretende Markt-
veränderungen und strukturelle 
Einbrüche eine besondere Her-
ausforderung für den Abschluss-
prüfer darstellen.

Das zweite Kapitel geht aus-
führlicher auf die Kernbestandtei-
le einer risikoorientierten Abwick-
lung einer Abschlussprüfung ein. 
Zur Analyse der Geschäftstätigkeit 
und des Unternehmensumfelds, 

der Prüfung des unternehmensin-
ternen Kontrollsystems und der 
anschließenden Durchführung 
aussagebezogener Prüfungshand-
lungen werden detaillierte prak-
tische Hinweise zur Informations-
erhebung und Gesprächsführung, 
der Definition von Prüfungszie-
len, der Erstellung von Prüfpro-
grammen, der Erlangung und 
Würdigung von aussagekräfti-
gen Prüfungsnachweisen sowie 
der angemessenen Dokumentati-
on der Prüfungshandlungen ge-
geben. Ergänzend zur Voraufla-
ge stellt Krommes Risikoanalysen 
auf Unternehmens- und Prozesse-
bene anhand von diversen Bran-
chenbeispielen dar und verdeut-

licht anhand der Beispiele die 
Bedeutung der Risiken auf Un-

ternehmensebene für die Ab-
schlussprüfung sowie die 

enge Verzahnung der bei-
den Ebenen.

Im dritten Kapitel wird 
die Prüfung von Jahres-

abschluss und Lagebericht 
anhand ausgewählter Schwer-

punkte (Anlagevermögen, Vorräte, 
Forderungen, Verbindlichkeiten, 
Anhang, Lagebericht) anschaulich 
dargestellt, sowohl im Bereich 
der aussagebezogenen Prüfung als 
auch im Bereich der Prüfung von 
Kontrollen des IKS. Dieses Kapi-
tel umfasst im Vergleich zur Vor
auflage über einhundert Seiten 
zusätzlicher Informationen. Er-
gänzt wurden Ausführungen zu 
den Auswirkungen des BilMoG 
insbesondere auf die Prüfung von 
selbst geschaffenen immateriellen 
Vermögensgegenständen des An-
lagevermögens und auf die Prü-
fung von Bewertungseinheiten. 
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Neben einer Einführung in den 
Einsatz IT-gestützter Verfahren 
im Rahmen der Abschlussprüfung 
wurden auch mögliche Analysen 
in einzelnen Prüfgebieten aufge-
zeigt. Dem Thema „Rezession: Er-
fahrungen und Konsequenzen“ 
wurde ein eigener Unterabschnitt 
gewidmet und stellt ausführlich 
die Auswirkung von Krisensitu-
ationen auf die Abschlussprü-
fung dar. Damit erhalten voraus-
gegangene, positionsspezifische 
Überlegungen zur „Prüfung bei 
angespannter Ertragslage“ einen 
besonderen Akzent. Die Ausfüh-
rungen zur Prüfung des Anhangs 
wurden deutlich erweitert. Ne-
ben einer Darstellung der engen 
Verzahnung zur Prüfung der Bi-
lanz und GuV und der Notwen-
digkeit von Kenntnissen über die 
Geschäftstätigkeit wurden um-
fangreiche Hinweise zur Prüfung 
einzelner Anhangangaben ergänzt. 
Der Unterabschnitt „Prüfung des 
Lageberichts“ enthält nunmehr 
eine umfangreiche Diskussion 
von Aspekten zur Prüfung der 
Chancen und Risiken der künfti-
gen Entwicklung und der Aussa-
gen zum Risikomanagement. Ab-
gerundet wird das Kapitel durch 
eine Erörterung der Problematik 
der Bilanzpolitik aus Sicht des 
Abschlussprüfers.

Das nachfolgende Kapitel „Gra-
vierende Fälle falscher Angaben in 
der Rechnungslegung als Zeichen 
einer krisenhaften Entwicklung“ 
erweitert Krommes um eine umfas-

sende Darstellung von „Strengen 
Rahmenbedingungen und neuen 
Perspektiven“ für die Abschluss-
prüfung, die durch nicht entdeck-
te Fehler in der Rechnungslegung, 
die damit verbundenen Vermö-
gensschäden und den Vertrau-
ensverlust in die Arbeit der Ab-
schlussprüfer ausgelöst wurden. 
In diesem Rahmen werden auch 
die Gedanken zur Weiterentwick-
lung der Abschlussprüfung der 
EU-Kommission (Grünbuch) kri-
tisch gewürdigt.

Dem Prüfungsbericht und der 
Berichtskritik als einem wichti-
gen, qualitätssichernden Element 
ist das fünfte Kapitel gewidmet, 
wobei dieser Abschnitt nur punk-
tuell im Vergleich zur Vorauflage 
geändert wurde. Das sechste Ka-
pitel „Systembewusstsein zur Ab-
sicherung von Prüfungsaussagen“ 
stellt die Bedeutung einer einheit-
lichen, die nationale und interna-
tionale Kommunikation stützende 
Terminologie und der sich stän-
dig ändernden Rahmenbedingun-
gen dar, die einen wesentlichen 
Einfluss auf das Prüfungskonzept 
haben und deshalb eigenverant-
wortlich zu analysieren und inter-
pretieren sind. Diese eigenverant-
wortliche Analyse gilt, worauf der 
Autor zutreffend hinweist, auch 
für die Brücke von den interna-
tionalen (ISA) zu den nationalen 
Prüfungsstandards (IDW PS).

Im abschließenden siebten 
Kapitel findet der Leser in Form 
von Stichworterläuterungen so-

wie Einzelthesen die Essenz der 
einzelnen Kapitel in zusammen-
gefasster Form zur Rekapitulati-
on dargestellt. Ergänzt wird das 
Handbuch durch einen umfang-
reichen Anhang, der eine Fülle 
von Beispielen insbesondere zu 
verschiedenen Geschäftsmodel-
len, zur Sensibilität für Risiken 
und zum Umgang mit Kennziffern 
zwecks Veranschaulichung der In-
halte des Handbuchs beinhaltet.

Die Motive, die Krommes ur-
sprünglich bei der Verfassung des 
Handbuchs geleitet haben, kom-
men auch in der 3. Auflage deut-
lich zum Ausdruck. Zum einen 
beschäftigt den Autor die Frage, 
wie es zu erklären ist, dass welt-
weit immer wieder wesentliche 
Fehler in der Rechnungslegung 
entweder gar nicht oder zu spät 
entdeckt werden und wie ein In-
strumentarium gestaltet und ein-
gesetzt werden muss, um solche 
Fälle zu verhindern. Zum anderen 
besteht der Wunsch, insbesonde-
re der jungen Generation ein „Va-
demekum“ an die Hand zu geben, 
um ihr in der Prüfungspraxis (oder 
unmittelbar vorher) die Orientie-
rung zu erleichtern. Aber auch für 
Wirtschaftsprüfer und andere mit 
der Qualitätssicherung der Rech-
nungslegung befasste Personen ist 
das Handbuch ein wertvoller Bei-
trag von einem erfahrenen Prakti-
ker zur Sicherung der Qualität der 
Arbeit. 

Bereits die Vorauflagen waren 
geprägt durch eine hohe Praxis-
relevanz und den Schreibstil ei-
nes erfahrenen Wirtschaftsprü-
fers und Referenten, bei dem sich 
der Leser persönlich angespro-
chen fühlt. In der neuen Auflage 
vertieft Krommes die Praxisbezo-
genheit des Handbuchs und berei-
chert das theoretische Rüstzeug 
durch praxisnahe Beispiele noch 
stärker. 

WP/StB/CPA Dr. Erhard Kühne

WP/StB/CPA Dr. Erhard Kühne ist Leiter 
des Department of Professional Practice der 
KPMG AG WPG und Mitglied in verschiede-
nen berufsständischen Arbeitskreisen.
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IFRS oder HGB?
Systemvergleich und Beurteilung

Von Prof. Dr. Karlheinz Küting, 
WP/StB Prof. Dr. Norbert Pfitzer 
und WP/StB/RA  
Prof. Dr. Claus-Peter Weber
262 S., 49,95 ¤, Schäffer-Poeschel 
Verlag, Stuttgart 2011

Für Unternehmen, die wahlweise nach den Vorschrif-
ten des HGB oder der IFRS bilanzieren können, stellt 
sich die Frage, welchem Regelwerk der Vorrang ein-
zuräumen ist. In beiden Bilanzsystemen haben sich 
in letzter Zeit gravierende Änderungen ergeben. Das 
Buch zeigt diejenigen Schwierigkeiten und Proble-
me auf, die mit der Anwendung der internationalen 
Bilanzregeln verbunden sind. Es bezieht die entspre-
chenden Normen des deutschen Bilanzrechts in die 
Beurteilung ein, sodass eine Standortbestimmung bei-
der Bilanzsysteme möglich wird. Auf Grundlage der 
abgeleiteten Ergebnisse werden Handlungsempfeh-
lungen ausgesprochen, die sich sowohl auf den Ein-
zel- als auch auf den Konzernabschluss beziehen. 

IDW Praxishandbuch zur Qualitätssicherung 
2011/2012

Hrsg. IDW
6., überarbeitete Auflage, inkl.  
Software, 406 S., 329 ¤, IDW  
Verlag, Düsseldorf 2011

Auch in seiner sechsten Auflage wurde das Praxishand-
buch an aktuelle Entwicklungen der Gesetzgebung, des 
Berufsrechts und der Standardsetzung des Hauptfach-
ausschusses (HFA) des IDW angepasst. Das Handbuch 
enthält erstmalig einen Planungsleitfaden in Form ei-
ner herausnehmbaren Kurzanleitung der Prüfungspla-
nung und -dokumentation. Des Weiteren liegen die 
Arbeitshilfen nur noch in elektronischer Form auf der 
CD-ROM vor. Die dortigen Checklisten für die Prüfung 
von Anhang, Konzernanhang, Lagebericht und Kon-
zernlagebericht wurden dynamisch gestaltet. Anhand 
unternehmensspezifischer Merkmale können indivi-
duelle Checklisten generiert werden. Die beiliegende 
Software unterstützt außerdem durch ihre Netzwerkfä-
higkeit die Zusammenarbeit im Prüfungsteam.

Die Entscheidung über die Auftragsannahme in 
der Wirtschaftsprüfung
Ein qualitätssicherndes Instrument im Rahmen der Jahres
abschlussprüfung

Von Dr. Rafael J. Weber
201 S., 49,95 ¤, Gabler Verlag, 
Wiesbaden 2011

Der Autor untersucht, inwieweit sich die Entschei-
dung über die Auftragsannahme auf die Reputation 
eines Wirtschaftsprüfers und die Publikationsquali-
tät auswirkt. Er zeigt, dass große Prüfer aufgrund des 
erwarteten Reputationsverlustes risikoreichen Man-
danten kein Angebot unterbreiten und sie trotz der 
Gefahr höherer Reputationsverluste – im Vergleich 
zu kleinen Abschlussprüfern – nicht immer einen hö-
heren Arbeitseinsatz leisten. Das Werk widmet sich 
außerdem Themen wie der Qualität der Wirtschafts-
prüferleistung, Lerneffekten bei der Bestimmung des 
Auftragsrisikos und der Differenzierung von Prüfern 
anhand publizierter Jahresabschlüsse.

Literaturhinweise

NWB Kommentar Bilanzierung
Handels- und Steuerrecht

Hrsg. von WP/StB Prof. Dr.  
Wolf-Dieter Hoffmann und  
WP/StB Dr. Norbert Lüdenbach
3. Auflage, inkl. Online-Version, 
2.456 S., 198 ¤, NWB Verlag,  
Herne 2012

Der Kommentar liefert Praxiskommentierungen der 
HGB-Paragraphen §§ 238 bis 342 e unter ausführli-
cher Berücksichtigung der Steuerbilanz. Die dritte 
Auflage wurde unter anderem um die Themen Um-
strukturierung von Finanzverbindlichkeiten, Rechts-
geschäftliche Übertragung von Schulden, Sonderfälle 
der Abzinsung von Rückstellungen und Grünbuch der 
EU-Kommission zur Wirtschaftsprüfung erweitert. Die 
seit der Vorauflage neu ergangene Rechtsprechung so-
wie neue beziehungsweise geänderte Verlautbarun-
gen von IDW, DRSC oder BMF wurden eingearbeitet 
(Rechtsstand: 1.10.2011). Mehr als tausend Beispiele, 
Buchungslisten, Konsolidierungstabellen und Formu-
lierungsmuster verdeutlichen die Regelungsinhalte.

62	 Service WPK Magazin 1/2012



Die Haftung des Wirtschaftsprüfers gegenüber 
Anlegern am Kapitalmarkt

Von Dr. Gernot Halbleib
Reihe Schriften zum Gesellschafts-, 
Bank- und Kapitalmarktrecht, 
Band 22, 222 S., 59 ¤, Nomos Ver-
lagsgesellschaft, Baden-Baden 2010

Das Werk wirft die Frage auf, ob Wirtschaftsprüfer 
gegenüber Anlegern für Prüfungsfehler stärker haf-
ten sollen. Der Autor entwickelt als Antwort einen 
Regelungsvorschlag zur zivilrechtlichen Haftung des 
Wirtschaftsprüfers gegenüber Anlegern am Kapital-
markt, indem er ökonomische Erkenntnisse über das 
Verhalten der Akteure am Kapitalmarkt analysiert. 
Neben den Anreizen einer Haftung auf Prüfer und 
Anleger bezieht die Untersuchung auch die Wirkung 
einer Haftpflichtversicherung des Prüfers ein. Er 
kommt zu dem Ergebnis, dass eine Haftung optimal 
zur Herstellung von Kapitalmarkteffizienz beiträgt, 
wenn sie als unbeschränkte Fahrlässigkeitshaftung 
ausgestaltet ist, die Anspruchsberechtigung jedoch 
auf Kleinanleger beschränkt ist.

Beck´scher Bilanz-Kommentar
Handels- und Steuerbilanz, §§ 238 bis 339, 342 bis 342 e HGB 
mit IFRS-Abweichungen

8., völlig neu bearbeitete Auflage, 
2.650 S., 195 ¤, Verlag C. H. Beck, 
München 2012

Der Kommentar erläutert sowohl die Erstellung der 
Handelsbilanz (Jahresabschluss/Konzernabschluss) 
und Steuerbilanz sowie die IFRS-Regelungen jeweils 
im Zusammenhang. Die verknüpfende Darstellung 
beinhaltet die DRSC-Standards ebenso wie die IDW-
Standards zur Rechnungslegung und Prüfung, er-
läutert unter Berücksichtigung der Interpretationen 
des IFRIC wesentliche Abweichungen der IFRS zum 
Handelsrecht und berücksichtigt steuerliche Ände-
rungen seit der Vorauflage und aktuelle BFH-Recht-
sprechung. Bereits enthalten sind Kommentierungen 
zum Thema Taxonomie/E-Bilanz.

Konzernbilanzierung case by case
Lösungen nach HGB und IFRS

Von Prof. Dr. Michael Hommel, 
Prof. Dr. Stefan Rammert und  
Prof. Dr. Jens Wüstemann
3., überarbeitete und erweiterte  
Auflage, Reihe: Betriebs-Berater 
Studium – BWL case by case, 334 
S., 34,90 ¤, Verlag Recht und Wirt-
schaft, Frankfurt am Main 2011

Das Buch stellt fallorientiert zentrale Probleme der 
Konzernrechnungslegung im Ausgangspunkt nach 
HGB und anschließend nach IFRS dar und löst diese 
am Beispiel einer durchgängigen Fallstudie. Getrennt 
nach HGB und IFRS werden zunächst die einschlä-
gigen Rechnungslegungsregelungen erläutert und auf 
den Fall übertragen. Zugleich wird durch die in sich 
geschlossenen Fälle eine selbstständige Erarbeitung 
und Vertiefung einzelner Teilgebiete ermöglicht. Die 
dritte Auflage wurde um neue Literatur- und Kom-
mentarmeinungen sowie Verlautbarungen des DRSC 
zum BilMoG ergänzt.

IFRS-Abschlussanalyse
Finanz- und erfolgswirtschaftliche Aspekte

Von Prof. Dr. Hanno Kirsch
3., neu bearbeitete und erweiterte  
Auflage, 325 S., 49,95 ¤, Erich 
Schmidt Verlag, Berlin 2012

Der Autor untersucht, wie sich der Übergang von der 
HGB- zur IFRS-Rechnungslegung hinsichtlich der 
Abschlussanalyse auswirkt. Anhand konkreter Bei-
spiele geht er den zentralen Fragen nach, inwieweit 
typische HGB-Kennzahlen auch nach IFRS ermit-
telbar bleiben, welche zusätzlichen Analyse-Spiel-
räume ein IFRS-Abschluss eröffnet, wie sich der 
Aussagegehalt ausgewählter Kennzahlen in beiden 
Systemen unterscheidet und welche kennzahlenspe-
zifischen Effekte beim Übergang vom HGB zu IFRS 
auftreten dürften. Ausgehend von den jeweiligen ab-
schlusspolitischen Perspektiven werden die darauf 
aufbauenden Möglichkeiten und Grenzen der finanz- 
und erfolgswirtschaftlichen Abschlussanalyse aufge-
zeigt – auf Konzern- und Unternehmensebene, aber 
auch auf Ebene einzelner Segmente. 
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Stellenmarkt
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

WP/StB, Dr. rer. pol., Dipl.-Volksw., 56 J. mit lang-
jähriger Berufserfahrung in der Durchführung 
von Jahres- und Konzernabschlussprüfungen al-
ler Größen und Rechtsformen nach HGB/IFRS/

US-GAAP und in der Qualitätssicherung einer 
der „Big Four“, davon viele Jahre als führender 
Partner; zusätzlich sechs Jahre Aufbau und Füh-
rung einer eigenen WPG, drei Jahre Tätigkeit als 
Vorstand einer Versicherung und eines Dienst-
leistungsunternehmens mit erfolgreichem Bör-
sengang, sucht neue Herausforderung in ver-
antwortlicher Position in mittelständischer WPG 
oder Sozietät, nicht ortsgebunden. Umfassende 
Erfahrungen sind insbesondere in der Prüfung 
und Beratung von Versicherungsunternehmen, 
daneben bei Handels- und Dienstleistungsun-
ternehmen, Vereinen und gemeinnützigen Or-
ganisationen vorhanden.	 WPK 1101

Überregional agierende Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft im Kreis 

Koblenz/Montabaur/Limburg sucht 
zwecks Kapazitätserweiterung 

eine/n Wirtschaftsprüfer/in
mögl. mit eigenem Mandantenstamm.

WPK 1001

Großraum Stuttgart: WP/StB, Dipl.-Kfm., Anfang 
30, mit 7 Jahren Berufserfahrung in der Prüfung 
und Beratung überwiegend mittelständischer 
Unternehmen, sucht neue Herausforderung in 
mittelständischer WP/StB-Kanzlei mit (mittel-
fristiger) Beteiligungsperspektive. Umfangrei-
che Erfahrung in der Prüfung nach HGB und 
IFRS sowie mehrjährige Erfahrung in der steu-
erliche Beratung mittelständischer Unterneh-
mensgruppen vorhanden.	 WPK 1102

WP/StB, 37 J., unternehmerisch denkend, sucht 
aus ungekündigter Stellung eine neue Heraus-
forderung bei mittelständischer WPG/StBG im 
Großraum Stuttgart mit Aussicht auf Beteiligung. 
Langjährige Erfahrung bei mittelständischer 
WPG/StBG in Prüfung von Jahres-/Konzernab-
schlüssen nach HGB/IFRS sowie steuerlicher und 
betriebswirtschaftlicher Beratung von mittel-
ständischen Unternehmen sämtlicher Rechtsfor-
men sowie von Privatpersonen.	 WPK 1103

WP, 41 J., langjährige Berufserfahrung bei 
„Big Four“-Gesellschaft und in mittelständi-
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Fachvermittlung von Steuerberater-/
Wirtschaftsprüferpraxen

Wir vermitteln bundesweit seit 
über 30 Jahren Wirtschaftsprüfer-/
Steuerberaterpraxen und suchen 
für vorgemerkte Interessenten ent-
sprechende Praxen!

Haben Sie Fragen zum Thema Ab-
gabe oder Übernahme? Sprechen 
Sie uns gerne an! Wir freuen uns 
auf Ihren Anruf oder Ihre E-Mail.

Wir erstellen auf Wunsch gerne  
Bewertungsgutachten!

Wir führen auch Seminare durch 
(siehe www.glawe-gmbh.de).

Sie erreichen uns in:

50933 Köln 
Aachener Straße 524 - 528 
Telefon: 02 21 - 84 20 11 
Fax: 02 21 - 84 36 07

80538 München 
Pilotystraße 4 
Telefon: 0 89 - 25 55 75 52 2 
Fax: 0 89 - 25 55 75 52 3

10711 Berlin 
Halberstädter Straße 6 
Telefon: 0 30 - 88 62 48 68

Internet: www.glawe-gmbh.de 
E-Mail: info@glawe-gmbh.de



scher WP/StB-Kanzlei, sucht bei einer inter-
national ausgerichteten WPG/StBG im Rhein/
Main-Gebiet oder Großraum München/Re-
gensburg eine neue berufliche Herausforde-
rung. Mittelfristige Beteiligung wird ange-
strebt. Schwerpunkte der beruflichen Tätigkeit 
sind die eigenverantwortliche Prüfung und 

Beratung (IFRS, Einführung von IKS, Corporate 
Governance, internes und externes Risikoma-
nagement u. a.) von nationalen und interna-
tionalen Konzernen und Unternehmen unter-
schiedlicher Größen und Rechtsformen (inkl. 
börsennotierten Gesellschaften) aus Handel, 
kommunaler Trägerschaft und Industrie, auf 

der Basis von HGB, IFRS und US-GAAP. Ak-
quisitionserfahrung, Englisch sehr gut in Wort 
und Schrift, sicheres Auftreten, team- und 
mandantenorientiert. 
Kontakt unter WP-Stellenanzeige@gmx.de 
oder	 WPK 1104

Wir werden uns im Bereich der anlassunabhängigen Sonderuntersuchungen verstärken und suchen daher zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt für unser Bankenteam zwei 

Wirtschaftsprüfer/innen
Unser Angebot

Gehen Sie eine neue Herausforderung an und führen 
Sie anlassunabhängige Sonderuntersuchungen bei 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften durch, die kapital-
marktorientierte Unternehmen gemäß § 319 a HGB im 
Financial Service-Bereich geprüft haben.

Ihnen bieten sich einzigartige Einblicke in die Arbeits-
weisen von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften mit ent-
sprechenden Prüfungsmandaten. Erfahren Sie aus erster 
Hand, wie Wirtschaftsprüfungsgesellschaften auf aktuel-
le Entwicklungen im Prüfungswesen und bei den regu-
latorischen Rahmenbedingungen reagieren und diese in 
der Praxis umsetzen.

Sie erhalten Kenntnis von den aktuellen Rechnungsle-
gungsthemen der börsennotierten Unternehmen. Durch 
Ihre Tätigkeit können Sie Änderungen im Qualitätssiche-
rungssystem und beim Prüfungsansatz der Praxen posi-
tiv beeinflussen und so einen Beitrag zur Verbesserung 
der Prüfungsqualität leisten. Dabei stehen Sie in einem 
professionellen Umfeld in direktem Kontakt mit den ge-
schäftsführenden Gesellschaftern, Inhabern oder Vor-
ständen der Wirtschaftsprüfungsgesellschaften.

Ihr Profil
•	Nach dem Wirtschaftsprüfungsexamen mindestens 

drei Jahre Berufserfahrung

•	Verantwortliche Beteiligung an großen Abschluss- 
prüfungen bei Kreditinstituten und sonstigen  
Finanzdienstleistern

•	Gute IFRS-Kenntnisse (insbesondere IAS 39)

•	Erfahrungen aus der Qualitätssicherungs- und  
Nachschaupraxis einer Wirtschaftsprüferpraxis

•	Exzellente Kommunikationsfähigkeiten

Sie können wählen, ob Sie in unserer Hauptgeschäfts-
stelle in Berlin oder in unseren Landesgeschäftsstellen 
in Frankfurt am Main oder Düsseldorf tätig wer-
den möchten. Für Fragen steht Ihnen der stellvertre-
tende Leiter der Abteilung Anlassunabhängige Berufs-
aufsicht, Herr WP/StB Ludger Koslowski unter Telefon 
030 / 72 61 61-180 gerne zur Verfügung. 

Wir freuen uns auf Ihre Zuschrift. Richten Sie Ihre schrift-
liche Bewerbung mit Lebenslauf, Zeugnissen und Ge-
haltswunsch bitte an die

		  Wirtschaftsprüferkammer
		  Personalabteilung
		  Rauchstraße 26 
		  10787 Berlin
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StBin, Dipl.-Kffr., 37 J., WP-Examen 2011, mehr-
jährige Berufserfahrung in Prüfung und Bera-
tung, aktuell in großer mittelständischer WPG/
StBG, sucht neue Herausforderung im Raum 
Mannheim mit generalistischem Tätigkeitsfeld.
Kontakt: wp-stb-mannheim@arcor.de

StB, Dipl.-Betriebsw. (FH), mit umfangreichen 
praktischen und theoretischen Kenntnissen, sucht 
neues Anstellungsverhältnis in WP/StB-Kanzlei 
im Raum FFM/GI/WZ. Denkbar wäre auch eine 
freie Mitarbeit zur Unterstützung überlasteter 
Kollegen. Die Tätigkeitsschwerpunkte liegen ins-
besondere in der Erstellung von Jahresabschlüs-
sen und Steuererklärungen für Unternehmen 
aller Rechtsformen und Größenklassen, Mitwir-
kung bei Jahresabschlussprüfungen, laufende 
Beratung mittelständischer Unternehmen.
Zuschriften bitte an E-Mail: stb12@gmx.de

StB, Dipl.-Kfm., 41 J., mit frisch bestandenem 
WP-Examen (Nov. 2011), sucht neue berufli-
che Herausforderung in einer kleineren, mittle-
ren WPG/StBG im Raum München und Umge-
bung. Schwerpunkt der langjährigen Tätigkeit 
bei größeren WPG war die Prüfung und prü-
fungsnahe Beratung von Unternehmen und 
Konzernen unterschiedlicher Branchen, Grö-
ßen und Rechtsformen nach HGB und IFRS. 
Daneben Erfahrung in der Erstellung von Jah-
resabschlüssen und Steuererklärungen. Ein-
satz während der Busy Season gern auch als 
freier Mitarbeiter möglich. 
Kontakt: stb-wp-muc@gmx.de
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Wir werden uns im Bereich der anlassunabhängigen Sonderuntersuchungen verstärken und suchen daher zum 

nächstmöglichen Zeitpunkt für unser Team Industrie und Handel eine/n 

Wirtschaftsprüfer/in 

Unser Angebot

Gehen Sie eine neue Herausforderung an und führen 

Sie anlassunabhängige Sonderuntersuchungen bei Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften durch, die kapitalmarkt

orientierte Unternehmen gemäß § 319 a HGB im Indus
trie- und Handelsbereich geprüft haben.

Ihnen bieten sich einzigartige Einblicke in die Arbeits-

weisen von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften mit ent-

sprechenden Prüfungsmandaten. Erfahren Sie aus erster 

Hand, wie Wirtschaftsprüfungsgesellschaften auf aktuel-

le Entwicklungen im Prüfungswesen und bei den regu-

latorischen Rahmenbedingungen reagieren und diese in 

der Praxis umsetzen.

Sie erhalten Kenntnis von den aktuellen Rechnungsle-

gungsthemen der börsennotierten Unternehmen. Durch 

Ihre Tätigkeit können Sie Änderungen im Qualitätssiche-

rungssystem und beim Prüfungsansatz der Praxen posi-

tiv beeinflussen und so einen Beitrag zur Verbesserung 

der Prüfungsqualität leisten. Dabei stehen Sie in einem 

professionellen Umfeld in direktem Kontakt mit den ge-

schäftsführenden Gesellschaftern, Inhabern oder Vor-

ständen der Wirtschaftsprüfungsgesellschaften.

Ihr Profil

•	Nach dem Wirtschaftsprüfungsexamen mindestens 

drei Jahre Berufserfahrung

•	Verantwortliche Beteiligung an großen Abschluss- 

prüfungen bei Industrie- und Handelsunternehmen

•	Gute IFRS-Kenntnisse 

•	Erfahrungen aus der Qualitätssicherungs- und  

Nachschaupraxis einer Wirtschaftsprüferpraxis

•	Exzellente Kommunikationsfähigkeiten

Sie können wählen, ob Sie in unserer Hauptgeschäfts-

stelle in Berlin oder in unseren Landesgeschäftsstellen 

in Frankfurt am Main oder Düsseldorf tätig werden 

möchten. Für Fragen steht Ihnen der stellvertretende Lei-

ter der Abteilung Anlassunabhängige Berufsaufsicht, Herr 

WP/StB Martin Kocks unter Telefon 030 / 72 61 61-134 

gerne zur Verfügung. 

Wir freuen uns darauf, Sie kennenzulernen. Richten Sie 

Ihre schriftliche Bewerbung mit Lebenslauf, Zeugnissen 

und Gehaltswunsch bitte an die

		  Wirtschaftsprüferkammer
		  Personalabteilung
		  Rauchstraße 26 
		  10787 Berlin
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StB, Dipl.-Wirtsch.-Jur. (FH), 32 J., 6 Jahre Be-
rufserfahrung in mittelständischer WPG/StBG 
bietet Unterstützung bei der Erstellung und 
Prüfung von Jahres- und Konzernabschlüs-
sen, der Erstellung von Steuererklärungen und 
Sonderprojekten (z. B. Financial Due Diligence-
Prüfungen) auf freiberuflicher Basis, vorzugs-
weise im Raum Hamburg. Mandantenschutz 
wird zugesichert. 
Kontakt: StB.HH@gmx.de	 WPK 1201

Größere WPG, mit Standorten in Nord- und 
Süddeutschland, sucht für das Büro Düsseldorf 
jüngere(n), akquisitionsstarke(n) WP/StB(in) 
mit sehr gutem Netzwerk als zukünftige(n) 
Partner(in). Vertiefte Berufserfahrung mit in-
ternationalen Mandaten wird vorausgesetzt.
	 WPK 1202

WP/StB, Dipl.-Ökon., ehemaliger Prüfer für 
Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO, 
netzwerkfrei, langjährige Berufserfahrung in 
eigener WP- und Steuerberatungspraxis, sucht 
im Raum Mittelhessen und angrenzende Regi-
onen, projektbezogen auch bundesweit, frei-
berufliche Mitarbeit bei Prüfungs- und Bera-
tungsaufträgen, Nachschau, Berichtskritik, 
interne Qualitätssicherung, Vorbereitung auf 
die Prüfung für Qualitätskontrolle. Mandan-
tenschutz wird selbstverständlich gewährleis-
tet.	 WPK 1203

WP/StB in NRW, Mitte 40, langjährige Berufs-
erfahrung aus Erstellungen bzw. Prüfungen in 
Einzelabschluss- wie Konzernabschlussstruk-
turen und prüfungsnaher Beratung im geho-
benen Mittelstand, hat noch Kapazitäten frei 
– sehr gern auch für gutachtliche Aufgaben-
stellungen aus Due Diligence, Sanierungs-/In-
solvenzberatung oder Sonderprüfungen. 
Kontakt: wp_stb@t-online.de oder
	 WPK 1204

WP, selbstständig, Mitte 40, „Big Four“-Ma-
nager-Erfahrung, tätig in Erstellung und Prü-
fung von Konzern- und Einzelabschlüssen 
sowie der Erstellung von Steuererklärungen 

mittelständischer Unternehmen, bei Unter-
nehmenstransaktionen, Due Diligence-Prü-
fungen sowie der Unternehmensführung, der 
Restrukturierung und Sanierung, bietet bun-
desweit Zusammenarbeit.	 WPK 1205

Kooperation Unternehmensbewertung: Kleine 
spezialisierte WPG im Bereich der Unterneh-
mens- und Immobilienbewertung mit eigener 
Finance Research Abteilung und öffentliche 
Bestellung, sucht/bietet langfristige Koopera-
tion mit Kollegen, WPG und Netzwerken.
	 WPK 1206

WP, 42 J., flexibel und ergebnisorientiert, mit 
langjähriger Berufserfahrung in Jahresab-
schlussprüfung, Unternehmensbewertung 
und Due Diligence Projekten, sucht bundes-
weit freiberufliche Mitarbeit in Prüfungs- und 
Beratungsaufträgen. Mandantenschutz und 
kollegiales Verhalten ist selbstverständlich.
	  WPK 1207

Netzwerkfreier WP im PLZ-Raum 7 übernimmt 
(bundesweit) Prüfungsaufträge sowie andere 
Aufträge von Kollegen, bei denen diese auf-
grund von Ausschlussgründen nicht selbst tä-
tig werden können. Mandatsschutz ist selbst-
verständlich.	 WPK 1208

WP, Prüfer für Qualitätskontrolle nach §  57a 
Abs. 3 WPO, im badischen Raum mit langjäh-

riger Berufserfahrung aus selbstständiger Tä-
tigkeit bietet (bundesweite) Kooperation im 
Bereich Wirtschaftsprüfung (Jahres- und Kon-
zernabschlussprüfungen, Sonderprüfungen, 
Gutachten, etc.) an. Mandatsschutz wird ga-
rantiert. Ziel ist eine langfristige, kollegiale Zu-
sammenarbeit.	 WPK 1209

WP (kein ehemaliger Mitarbeiter der „Big 
Four“) übernimmt freiwillige und Pflichtprü-
fungen. Kollegiale Zusammenarbeit und Man-
datsschutz ist selbstverständlich.
Kontakt: WP/StB/RB Hermann Frese
Große Straße 24
28870 Ottersberg
Tel.: 0 42 05 - 39 55 - 0
Fax: 0 42 05 - 39 55 - 55

StB, Dipl.-Betriebsw. (FH), mit mehrjähriger Be-
rufserfahrung sowie guter Kommunikations- 
und Teamfähigkeit, bietet freie Mitarbeit vor-
zugsweise in mittelständischer WPG/StBG 
oder auch zur Unterstützung im Rahmen einer 
Kanzleigründung-/Erweiterung im Raum FFM/
HG an. Die Tätigkeitsschwerpunkte liegen in 
der Erstellung/Prüfung von Jahresabschlüssen 
und Steuererklärungen für Unternehmen aller 
Rechtsformen, Erstellung von Steuererklärun-
gen für Privatpersonen, Gestaltungsberatung 
und betriebswirtschaftlicher Beratung.
Erste Kontaktaufnahme bzw. Fragen zu weite-
ren Tätigkeitsschwerpunkten und zeitlichem 

Kooperationswünsche
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

Bundesweiter Verbund mittelgroßer WP/StB-Kanzleien  
(kein Netzwerk i. S. d. § 319 b HGB) sucht 

weitere Verbund-Partner
Umsatz mind. 2 Mio. ¤, mind. 2 WP, Teilnahme am Qualitätskontrollverfahren, 

Schwerpunkt Prüfung und Beratung. Gemeinsame Ziele sind: Erfahrungsaustausch, 
Nutzung von Spezialkenntnissen, Mitarbeiteraus- und -fortbildung im Prüfungs-

bereich (mehrstufiges, praxis- und fallorientiertes integriertes Ausbildungskonzept 
vorhanden) und Nutzung internationaler Kontakte unter Wahrung der Selbständig-

keit und Individualität der Verbund-Partner.

Ansprechpartner: 
WP/StB Dipl.-Kfm. Klaus-Peter Stolz 

Telefon (0 23 51) 15 33 - 75 · E-Mail stolz@suedwestfalen-revision.de

68	 Service WPK Magazin 1/2012



Umfang bitte per E-Mail an: 
steuerberater2011@web.de

Hamburger interdisziplinäre WP/RA/StB-
Kanzlei mit langjähriger – auch internationa-
ler – Berufserfahrung bietet auf Basis freier 
Mitarbeit, ggf. auch mandantenseitig, Unter-
stützung bei Prüfungen und Erstellungen von 
Jahres- und Konzernabschlüssen (sowohl nach 
nationalen als auch internationalen Vorschrif-
ten) sowie Sonderprüfungen (Due Diligence, 
Umwandlungen u. ä.), betriebswirtschaftliche 
Beratung (integrierte Unternehmensplanung, 
Kostenrechnung, Controlling, Gutachtener-
stellung u. ä.) sowie Steuerberatung. Mandan-
tenschutz wird zugesichert. 
Kontakt: E-Mail: m.stuermer@wp-bds.de

Auf geschlossene Fondsprodukte spezialisier-
te mittelständische WPG aus NRW, bundes-
weit tätig, übernimmt die Prospektbeurteilung 
nach IDW S 4 und jegliche Zusammenarbeit 
sowie Gestaltungsberatung auf diesem Ge-
biet. Uneingeschränkter Mandatsschutz ist 
selbstverständlich.
Kontakt: Hahne Revisions- und Treuhandge-
sellschaft mbh
48249 Dülmen
Wierlings Busch 73
Tel.: 0 25 94 - 7 83 04 - 0
E-Mail: ghahne@wp-hahne.de

Berufsgruppe aus WP, RA und StB, bietet 
Unterstützung bei Abschlussprüfungen, Er-
stellungen, Transaktionen, Gutachten, ge-
sellschaftsrechtlichen und steuerrechtlichen 
Fragestellungen an. 
Kontakt: WP-RA-StB@web.de

StB, Dipl.-Kfm., Mitte 30, bietet freie Mitarbeit 
in Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung. 

Spezialkenntnisse im Bereich Konzernrech-
nungslegung und -erstellung, Umsatzsteuer 
und Immobilien sowie Erfahrung als Teamlei-
ter sind vorhanden. Bei angenehmer Zusam-
menarbeit ggf. Interesse an Beteiligung. 
Zuschriften bitte an 
E-Mail: wirtschaftspruefung@ymail.com 
oder Kontaktaufnahme unter 
Tel.: 01 57 72 37 97 88

WP aus Mannheim bietet bundesweit die 
Durchführung der Berichtskritik und der Nach-
schau sowie die Fortentwicklung des Quali-
tätssicherungssystems an.
Kontakt: WP/StB Thomas Jüttner
Tel.: 06 21 - 43 27 06 - 0
E-Mail: thomas.juettner@audato.de
Internet: www.audato.de

Spezialisierte mittelständische WPG aus NRW 
übernimmt IT-Systemprüfung sowie sämtliche 
Beratungen im IT-Bereich. Uneingeschränkter 
Mandatsschutz ist selbstverständlich. Bundes-
weit mit Schwerpunkten in NRW und Bayern 
tätig.
Kontakt: Hahne Revisions- und Treuhandge-
sellschaft mbh
48249 Dülmen
Wierlings Busch 73
Tel.: 0 25 94 - 7 83 04 - 0
E-Mail: ghahne@wp-hahne.de

Mittelständische WPG aus Berlin bietet Kollegen 
bundesweit externe Berichtskritik, auftragsbe-
gleitende Qualitätssicherung und externe Nach-
schau sowie die Verbesserung/Aktualisierung 
Ihres Qualitätssicherungssystems an.
Kontakt: WP/StB Dr. Wolf-Michael Farr
Tel.: 0 30 - 26 34 98 - 30
E-Mail: farr@farr-wp.de
Internet: www.farr-wp.de

WP/StB/RA, häufig als gerichtlich bestellte 
Sachverständige in Haftungsfällen tätig, über-
nimmt die Vertretung bei Schadensersatzan-
sprüchen gegen StB/WP. 
Kontakt: WP/StB/RA Annerose Warttinger
Richard-Wagner-Straße 19
65193 Wiesbaden
Tel.: 06 11 - 9 51 42 - 0
E-Mail: warttinger@assig.de
Internet: www.assig.de

WP/StB, CISA, Dipl.-Kfm., Mitte 40, in eige-
ner Praxis in Hamburg bietet Kooperation 
und Mitarbeit im Bereich Wirtschaftsprüfung, 
IT-Prüfung und Datenschutz. 20 Jahre Erfah-
rung in der Prüfung und Beratung – neben 
vielen Branchen auch in Bereichen wie Ver-
sicherungswirtschaft, Gesundheitswirtschaft, 
Kreditprüfung und IFRS. Als CISA wird die Be-
urteilung der IT nach PS 330/331 und PS 951 
bzw. der Software nach PS 880 geboten. Da-
neben die Beratung und Unterstützung in Fra-
gen der Datensicherheit und des Datenschut-
zes als zertifizierter Datenschutzbeauftragter 
gemäß § 4 f Bundesdatenschutzgesetz. Man-
datsschutz wird umfassend garantiert. Ziel ist 
eine konstruktive und kollegiale Zusammen-
arbeit.
Kontakt: 
Internet: www.mangliers.de
www.datenschutzbeauftragter-hamburg.com 

WPin aus einer mittelständischen WPG in 
Hamburg bietet überregional externe Berichts-
kritik (§ 24 d Abs. 1 Satz 4 BS WP/vBP) sowie 
auftragsbegleitende Qualitätssicherung an.
Ansprechpartner: Viola Beecken
Tel.: 0 40 - 3 77 07 61- 30 oder 
E-Mail: Viola.Beecken@Kleeberg.de
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Praxisbörse
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

Berufskollegen (WP/StB oder StB), mit eige-
nem (ausbaufähigem) Mandantenstamm für 
Bürogemeinschaft (spätere Partnerschaft an-
gestrebt), für StBG im Rhein-Kreis Neuss ge-
sucht; attraktive moderne Büroräume und In
frastruktur.	 WPK 1301

Überregionale WPG mit internationalem Netz-
werk sucht für den Standort im Rheinland zur 
Erweiterung mittlere/größere WP/StB-Kanzlei. 
Kapitalmarktorientierte Mandate sind willkom-
men. Verbleibende Partner nehmen wir gerne in 
unseren Partnerkreis auf.	 WPK 1302

Mittlere WP/StB-Praxis (Umsatz rd. 3,0 Mio. ¤) 
mit Standorten im Rheinland zu verkaufen. 
Idealerweise handelt es sich bei dem Käufer 
um einen größeren Verbund, in den die Kanz-
lei eingegliedert werden könnte. Überleitende 
Mitarbeit kann – sofern erwünscht – zugesi-
chert werden.	 WPK 1303

Mittelgroße, alteingesessene StBG mit assozi-
ierter WPG im Ruhrgebiet, Jahresumsatz ca. 1,8 
Mio. ¤, sucht für altersbedingt ausscheidenden 
Partner Nachfolger(-innen) mit Qualifikation 
StB und vBP bzw. WP. Überleitende Mitarbeit 
ist möglich. Schwerpunkt der Beratungstätig-
keit ist die ganzheitliche betriebswirtschaftli-
che und steuerliche Beratung. Attraktive Kanz-
leiräume mit modernster Ausstattung stehen 
zur Verfügung.	 WPK 1304

WP/StB/RA-Kanzlei in Südwestfalen (ca. 20 Mit-
arbeiter; teilweise überregional tätig; 12 Pflicht-
prüfungen; mittelständische Unternehmen bis 
100 Mio. ¤ Umsatz), sucht jüngere/n WP/StB als 
weiteren Partner.	 WPK 1305

Berlin: WP-Kanzlei oder Beteiligung an WP-
Gesellschaft zu kaufen gesucht.
	 WPK 1306

Überregional tätige WPG/StBG am Standort 
Frankfurt/Main, national und international gut 
aufgestellt, mit breitgefächertem Mandan-
ten- sowie Beratungs- und Prüfungsspektrum 
sucht für Erweiterung StB-Kanzlei oder WP/
StB-Kanzlei mit 500.000 ¤ bis 1 Mio. ¤ Jahres-
umsatz, zu berufsüblichen Bedingungen zum 
Erwerb im Raum Frankfurt, Darmstadt, Wies-
baden, Mainz (Rhein-Main-Gebiet). Eine zeit-
lich begrenzte überleitende Mitwirkung des 

bisherigen Inhabers im Rahmen einer geord-
neten Nachfolge ist erwünscht. Möglich ist 
auch eine kurzfristige Übernahme mit über-
leitender freier Beratungstätigkeit des/der ab-
gebenden Kanzleiinhabers/in. Die Übernahme 
von erfahrenem Personal ist willkommen.
	 WPK 1307

RA bietet ab März 2012 StB/in oder WP/in mit 
eigenem Mandantenstamm eine Bürogemein-
schaft in zentral gelegener und gut ausge-
statteter Kanzlei in Ditzingen. Das Büro bietet 
Platz für insgesamt drei Berufsträger (RA/StB/
WP). Diskretion ist selbstverständlich.
Bei Interesse Kontaktaufnahme unter 
Tel.: 01 72 - 7 74 68 79 oder 
E-Mail: wolleim@aol.de

System der Qualitätskontrolle
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

Unsere repräsentativen Kanzleiräume befinden sich in einem wunderschönen 
Jugendstilhaus in München/Schwabing am Englischen Garten (U3/U6 Giselastraße). 

Wir vermieten 1 oder 2 Zimmer (22/28/51qm); ggf. kann noch ein kleiner Nebenraum 
zur Verfügung gestellt werden. Auf Wunsch bieten wir einen Sekretariatsplatz bzw. 
die Mitbenutzung des Sekretariats sowie des Besprechungszimmers mitsamt Litera-
tur an. Einem künftigen Zusammenschluss stehen wir positiv gegenüber. Im Rahmen 
der von uns betriebenen Partnerschaftsgesellschaft kann bei gewünschter späterer 

Kooperation die steuerliche Eigenständigkeit der Berufsträger in vollem Umfang 
gewahrt bleiben (Bestätigungsschreiben der Finanzbehörde liegt vor).

Nähere Einzelheiten besprechen wir gerne mit Ihnen persönlich unter 089 / 38 38 710.

Langjährig selbstständiger WP, Prüfer für Qua-
litätskontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO, bietet 
(bundesweit) neben externen Qualitätskon-
trollen auch Vorbereitungen auf die externe 
Qualitätskontrolle, interne Nachschauen, Be-
richtskritiken, auftragsbegleitende Qualitäts-
sicherungen, etc. an.	 WPK 1401

WP, Prüfer für Qualitätskontrolle nach §  57a 
Abs. 3 WPO, im badischen Raum besitzt um-
fangreiche Erfahrungen in der Vorbereitung 
auf und der Durchführung von externen Qua-
litätskontrollen, speziell für kleine und mittel-
ständische Praxen.	 WPK 1402

Mittelständische und als Prüfer für Qualitäts-
kontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO registrierte 
WPG in Baden-Baden bietet bundesweit Qua-
litätskontrollprüfungen nach § 57a WPO oder 
Beratung bei der Einführung eines Qualitäts-
sicherungssystems bei kleinen bis mittelgro-
ßen WP-Praxen und WPG an. Die Übernahme 
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von Pflichtprüfungen ist möglich. Mandanten-
schutz und kollegiale Zusammenarbeit sind 
selbstverständlich. 
Kontakt: WP/StB Thomas Kuhlmann
JU-GmbH WPG
Tel.: 01 60 - 96 63 74 57
E-Mail: Thomas.Kuhlmann@ju-gmbh.de

Ostwestfälische mittelständische WPG mit 
langjähriger Erfahrung im Bereich Mittelstand 
führt Qualitätskontrollen nach § 57a WPO für 
kleine und mittlere Berufspraxen durch. Beson-
dere Kenntnisse im Bereich der Ausgestaltung 
interner Qualitätssicherungssysteme mittel-
ständischer WP-Kanzleien und der Erfordernis-
se der Dokumentation, um einen hohen Stan-
dard der erteilten Testate zu gewährleisten.
Kontakt: WP/StB Peter Sturm
Tel.: 0 52 23 - 16 00 02
E-Mail: peter.sturm@wp-wirtschaftspruefung.de

WPG führt Qualitätskontrollen durch. Um-
fangreiche Erfahrungen aus durchgeführten 
Qualitätskontrollen (auch § 319 a HGB-Man-
date) liegen vor. Weiterhin wird für kleinere 
Praxen Unterstützung bei der auftragsbezoge-
nen Qualitätssicherung (Berichtskritik, aQS), 
Nachschau und Aktualisierung/Effizienzstei-
gerung des QS-Systems angeboten.
Kontakt: WP/StB Klaus Bertram
Tel.: 06 21 - 1 22 66 50
E-Mail: info@delta-revision.de
Internet: www.delta-revision.de

Mittelständische WPG in Norderstedt (Schles-
wig-Holstein) und Prüfer für Qualitätskontrol-
le bietet bundesweit die Durchführung von 
Qualitätskontrollprüfungen nach § 57a WPO 
bei kleinen und mittelgroßen WP/vBP-Praxen 
an. Die Prüfungen werden von den Praxisinha-
bern durchgeführt, die über mehrjährige und 
weitreichende Erfahrungen auf diesem Gebiet 
verfügen. Ferner wird alternativ die Unterstüt-
zung bei der Vorbereitung auf die Qualitäts-
kontrollprüfung sowie die Weiterentwicklung 
eines Qualitätssicherungssystems angeboten. 
Darüberhinaus wird Unterstützung bei Be-
richtskritik und Nachschau gegeben.
Kontakt: STRATEGUS GmbH WPG
WP/StB Thomas Krambeer
Tel.: 0 40 - 53 54 01 - 0
EMail: t.krambeer@strategus.de
Internet: www.strategus.de

Erfahrener Prüfer für Qualitätskontrolle aus 
Mannheim bietet bundesweit die Durchfüh-
rung von Qualitätskontrollprüfungen an. 
Kontakt: WP/StB Thomas Jüttner
Tel.: 06 21 - 43 27 06 - 0
E-Mail: thomas.juettner@audato.de
Internet: www.audato.de

Mittelständische WPG, Prüfer für Qualitäts-
kontrolle nach § 57a WPO, mit bundesweit 
mehr als 50 durchgeführten Qualitätskontrol-
len bei Größe von 1 - 5 WP/vBP (1-50 Mitarbei-
ter). Leitender Fachauditor für Zertifizierungen 
nach DIN EN ISO 9001:2008 und DSTV-Qua-
litätssiegel, Einrichtung von Qualitätssiche-
rungssystemen in WP/StB-Praxen.
Kontakt: WP/StB, Prüfer für Qualitätskontrolle 
nach § 57a Abs. 3 WPO
Dipl.-Vw. Michael Weidenfeller
 Tel.: 0 26 89 - 98 50 - 0
Internet: www.marx-jansen.de
www.michael-weidenfeller.de

WP mit Berufspraxis in Hagen/Westfalen führt 
Qualitätskontrolle nach § 57a WPO für kleine 
und mittlere Berufspraxen durch. Praktische 
Erfahrung vorhanden. Bescheinigung nach 
§ 57a WPO liegt vor. 
Kontakt: Dr. Reiner Deussen
Körnerstr. 84
58095 Hagen
Tel.: 0 23 31 - 9 22 15 - 0
E-Mail: dr.deussen@deussen.de

WPG, Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a 
Abs. 3 WPO, mit umfangreichen Erfahrungen 
in der Durchführung von Qualitätskontrollprü-
fungen bei kleinen und mittelgroßen Praxen, 
führt bundesweit Qualitätskontrollen nach 
§  57a WPO, Berichtskritik, auftragsbeglei-
tende Qualitätssicherung sowie Nachschau 
durch. Mandatenschutz wird zugesichert.
Kontakt für ein erstes Gespräch: 
Dr. Helmut Bury
Lindenpark 7
04178 Leipzig
Tel.: 03 41 - 4 51 13 46
E-Mail: dr.bury@t-online.de

WP/StB mit erteilter Teilnahmebescheinigung 
bietet die Durchführung von Qualitätskontroll-
prüfungen nach § 57a WPO, Berichtskritik sowie 
Nachschau an. Umfangreiche Erfahrungen in 

der Durchführung von Qualitätskontrollen ins-
besondere bei kleinen und mittelgroßen Berufs-
kollegen. Mandantenschutz wird zugesichert.
Kontakt: UNION AG WPG
WP/StB Dipl.-Kfm. Hubert E. Grünbaum
Friedrich-Ebert-Straße 21
95448 Bayreuth
Tel.: 09 21 - 8 89 - 0
E-Mail: info@unionag.de

Erfahrener Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO bietet deutschlandweit die 
Durchführung der Qualitätskontrolle an. Mit 
rd.  220 durchgeführten Prüfungen vor allem 
kleiner und mittelgroßer WP/vBP-Praxen wird 
über umfangreiches Know-how, Qualitätskon-
trollen zügig und zu attraktiven Konditionen 
abzuwickeln, verfügt. Umfassende praktische 
Erfahrungen und aktuelle fachliche Kenntnisse 
vorhanden, die auch in speziellen Fortbildun-
gen für PfQK vermittelt werden. Kleinpraxen 
wird Unterstützung bei der externen Berichts-
kritik oder Nachschau angeboten.
Nähere Informationen: 
WP/StB Dipl.-Kfm. Andreas Köhl
Tel.: 08 71 - 92 42 40
E-Mail: ak@koniarski-stb.de
Internet: www.koniarski-stb.de

WPG mit Standorten in Münster und Osnabrück 
führt bundesweit die externe Qualitätskontrolle 
für kleinere und mittlere Kanzleien und Gesell-
schaften durch. Die Gesellschaft wird von drei 
Berufsträgern geleitet, im Frühjahr 2011 wurde 
die eigene Teilnahmebescheinigung verlängert. 
Aufgrund der in vielen Qualitätskontrollprü-
fungen gesammelten Erfahrungen wird die ex-
terne Qualitätskontrolle effizient durchgeführt 
sowie auch Unterstützung bei der Installation 
eines Qualitätssicherungssystems, der Berichts-
kritik, auftragsbegleitenden Qualitätssicherung 
und internen Nachschau angeboten.
Kontakt: Nord-Westdeutsche Treuhand GmbH
WP Michael Midding
Warendorfer Str. 183
48145 Münster
Tel.: 02 51 - 1 33 00 - 0
E-Mail: midding@nw-treuhand.de

Erfahrener Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs.  3 WPO aus Berlin bietet bundes-
weit die Durchführung von Qualitätskontrol-
len an. Mit bereits über 160 durchgeführten 
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Qualitätskontrollen erfolgte die Spezialisie-
rung auf kurzfristige und effiziente Durch-
führung von Qualitätskontrollen bei kleinen 
und mittelgroßen WP-/vBP-Praxen. Aufgrund 
der großen Erfahrung werden Berufskollegen 
auch gerne bei der Verbesserung/Aktualisie-
rung ihres Qualitätssicherungssystems oder 
bei der Vorbereitung auf die Qualitätskontrolle 
unterstützt, ferner wird für Kleinpraxen Unter-
stützung bei der externen Berichtskritik oder 
Nachschau angeboten.
Kontakt: WP/StB Dr. Wolf-Michael Farr
Tel.: 0 30 - 26 34 98 - 30
E-Mail: farr@farr-wp.de
Internet: www.farr-wp.de

WP und Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO, mit erteilter Teilnahmebe-
scheinigung für eigene Praxis, führt effizient 
und zügig Qualitätskontrollen bei kleinen und 
mittleren WP/vBP-Praxen zu fairen Konditio-
nen durch. Vertraut mit den Qualitätsanfor-
derungen für solche Praxen und umfassenden 
Erfahrungen aus mehreren bereits durchge-
führten Qualitätskontrollen. Ferner wird bei 
Einzel- und Kleinpraxen die auftragsbezoge-
ne Qualitätssicherung gem. § 24 d BS WP/vBP 
(Berichtskritik und ggf. auftragsbegleitende 
Qualitätssicherung) sowie Unterstützung bei 
der Nachschau angeboten.
Kontakt: WP/StB/FBfIStR Dipl.-Kfm. Frank Ehlig
Kirchhörder Straße 29
44229 Dortmund
Tel.: 02 31 - 57 45 86
E-Mail: frank-ehlig@t-online.de
Internet: www.frank-ehlig.de

WPG in Baden-Württemberg (2 Berufsträger), 
Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 
WPO, führt bei kleinen und mittleren Berufs-
praxen bundesweit Qualitätskontrollprüfun-
gen nach § 57a WPO durch. Ferner wird auch 
die Übernahme von Aufträgen in den Berei-
chen Berichtskritik, Nachschau oder auftrags-
begleitender Qualitätskontrolle angeboten.
Anfragen bitte unter 
E-Mail: reinald.huber@bpgo.de oder 
Tel.: 0 78 04 - 97 73 - 0

Mittelständische WPG/StBG (2 WP, 3 StB) aus 
München, Prüfer für Qualitätskontrolle (§ 57a 
Abs. 3 WPO), hat bereits diverse Prüfungen für 

Qualitätskontrolle bei Berufskollegen durch-
geführt und kann somit auf einen breiten Er-
fahrungsschatz aus der Praxis und durch eige-
ne Arbeiten und Vorträge auf diesem Gebiet 
auf ein umfangreiches Hintergrundwissen zu-
rückgreifen. Interessierten Kollegen aus Süd-
deutschland wird die Durchführung der Qua-
litätskontrolle angeboten.
Kontakt: SH+C Schwarz Hempe & Collegen 
GmbH WPG/StBG, München
WP/StB Dipl.-Bw. (FH) Claudia Breitschaft
Tel.: 0 89 - 54 70 90 - 0
E-Mail: Breitschaft_77@shc.de
Internet: www.shc.de

WP, Prüfer für Qualitätskontrolle nach §  57a 
Abs.  3 WPO, in eigener WPG tätig, hat seit 
2002 mehr als 50 Qualitätskontrollen bundes-
weit durchgeführt. Die geprüften Kanzleien 
hatten 1-15 Berufsträger und bis zu 160 Mit-
arbeiter. Die eigene Kanzlei ist seit 1999 nach 
ISO 9001 zertifiziert, daher auch als Fachaudi-
tor für ISO-Zertifizierungen aktiv. 
Kontakt: WP/StB W. Winkelmann
Tel.: 0 52 05 - 7 51 50
E-Mail: info@kanzlei-winkelmann.de
Internet: www.kanzlei-winkelmann.de

WP-Starter, Erst- und Folgeprüfungen sind un-
ser Qualitätskontroll-Geschäftsfeld. Als Prüfer 
für Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO re-
gistrierte und bundesweit tätige WPG, Standort 
Großraum Nürnberg, bietet die Durchführung 
von Qualitätskontrollen nach §  57a bzw.  57g 
WPO bei kleinen und mittelgroßen WP-, vBP-Pra-
xen und WPG/BPG an. Es wurden bereits mehr-
fach, und für die Kollegen erfolgreich, Qualitäts-
kontrollprüfungen bundesweit durchgeführt, 
laufende Aktualisierung von PfQK-Spezialfortbil-
dungen einschl. Schwerpunkte PS 261, IKS- und 
IT-Bereich. Alternativ wird Unterstützung bei der 
Einrichtung des QSS sowie als Externe für Be-
richtskritik und Nachschau angeboten.
Nähere Informationen: 
WP Dipl.-Volksw. Heinz-Jürgen Wagner
alpha-audit GmbH WPG
Tel.: 01 71 - 4 95 38 00
E-Mail: 
alpha.wagner@wirtschaftspruefer-neumarkt.de

WP/StB, Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO, in eigener WPG tätig, führt 

bundesweit externe Qualitätskontrollen durch. 
Erfahrungen aus mehr als 50 Qualitätskontrol-
len seit 2002 sind vorhanden. Die geprüften 
Kanzleien hatten 1-15 Berufsträger und jeweils 
bis zu 100 Mitarbeiter sowie § 319 a-Mandate. 
Ferner wird Berichtskritik, auftragsbegleitende 
Qualitätssicherung sowie Nachschau bei klei-
nen und mittelgroßen Praxen durchgeführt. 
Kontakt: WP/StB Martin Mensing
Tel.: 0 28 61 - 80 45 00
E-Mail: martin.mensing@mensing-kollegen.de

Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 
WPO, spezialisiert auf kleine/mittlere Praxen, 
mit Prüfungserfahrung und Referenzen (ca.  
25 durchgeführte Prüfungen, auch Praxen mit 
§ 319 a Mandaten), bietet Durchführung von 
Qualitätskontrollprüfungen im norddeutschen 
Raum und in Berlin. 
Kontakt für ein erstes Gespräch: 
WP/StB Christian Maracke c/o Take Maracke 
Steuerberater Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer
24105 Kiel
Tel.: 04 31 - 99 08 13 00
E-Mail: c.maracke@take-maracke.de 

Mittelständische WPG in Hamburg führt seit 
2004 bundesweit externe Qualitätskontrol-
len gemäß § 57a WPO durch. Erfahrungen aus 
einer Vielzahl bei mittelständischen Praxen 
durchgeführten externen Qualitätskontrollen 
(sowohl Erst- als auch Folgeprüfungen) sind 
vorhanden. 
Ansprechpartner für ein erstes einführendes 
Gespräch mit den Prüfern für Qualitätskontrolle 
(nach § 57a Abs. 3 WPO): Viola Beecken.
Frau Beecken ist auch als Auditor für Zertifizie-
rungen nach DIN EN ISO 9001:2008 und das 
DSTV-Qualitätssiegel tätig
Tel.: 0 40 - 3 77 07 61- 30 oder 
E-Mail: Viola.Beecken@Kleeberg.de
Internet: www.Kleeberg.de

WPG, mit zwei aktiven Prüfern für Qualitäts-
kontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO und umfang-
reicher Erfahrung in der Qualitätskontrolle, 
führt bundesweit Prüfungen nach § 57a WPO 
sowie auftragsbegleitende Qualitätssicherung 
und Berichtskritik durch.
Kontakt: Tel.: 0 20 64 - 6 09 60 - 14
E-Mail: stefaniak@rps-wp.de
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Praktikumsbörse
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

Dipl.-Bw. (FH), Notendurchschnitt 1,9, Bilanz-
buchhalterin, 49 J., Berufsexamina werden an-
gestrebt (Steuerlehrgänge Dr. Stitz, Abels Kall-
wass Stitz), StB-Examen 2012, WP-Examen 
2014 oder 2015, nicht ortsgebunden, sucht ab 
sofort in Hamburg/Raum Hamburg anspruchs- 
und verantwortungsvolle Aufgabe (Prakti-

kum/Festanstellung bevorzugt) mit Perspek-
tive bei WPG/StBG/WP/StB. Berufserfahrung 
in Steuern, Bilanzierung, Monats-, Jahresab-
schluss, Jahresplanung (Budget, Forecast), In-
ternes Berichtswesen und Konzernberichtswe-
sen, Kostenrechnung, EDV- und PC-Erfahrung, 
englische Sprachkenntnisse. Engagement, 

Verantwortungs-, Führungs- und Lernbereit-
schaft, Eigeninitiative, Zielstrebigkeit, analy-
tisches Denkvermögen, Darstellungs-, Kom-
munikations- und Teamfähigkeit, Kollegialität, 
Flexibilität, unternehmerisches Denken sowie 
souveränes Auftreten werden mitgebracht.
	 WPK 1501

Bitte richten Sie Ihre Veröffent- 
lichungswünsche und Anfragen  
an folgende Adresse: 

Wirtschaftsprüferkammer 
Redaktion WPK Magazin 
Rauchstraße 26, 10787 Berlin 
Telefax 0 30 - 72 61 61 - 2 28 
E-Mail magazin@wpk.de

Als Service der WPK gibt es im WPK Magazin und parallel 
auf den Internetseiten der WPK unter 
k www.wpk.de/anzeigen/ die Möglichkeit einer kostenlo-
sen Veröffentlichung von Anzeigen, wenn diese nur aus un-
gestaltetem Fließtext bestehen. Dieses Angebot gilt aller-
dings NICHT für Stellenangebote, die kostenpflichtig sind 
und nur im WPK Magazin veröffentlicht werden. 

Informationen zu den Anzeigenpreisen bei KAMPE-PR,  
Tel.: 0 30 - 30 10 44 - 13, office@kampe-pr.de.

Wichtiger Hinweis:

Sofern nicht ein gesonderter Umschlag für die Antwort auf 
eine Anzeige verwendet wird, sollte die Chiffre-Nr. bereits 
im Adressfeld des an die Wirtschaftsprüferkammer gerich-
teten Schreibens deutlich sichtbar angebracht werden. An-
dernfalls ist die Zuschrift von der Tagespost für die Kam-
mer nicht zu unterscheiden und kann nicht ungeöffnet 
weitergeleitet werden!
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Neu dabei

Warum wollten Sie Wirtschaftsprüfer werden?
Das vielseitige Tätigkeitsfeld ist spannend und als 
ehemalige Leistungsschwimmerin hat mich das be-
kanntermaßen anspruchsvolle Berufsexamen nicht 
abgeschreckt, sondern wohl eher meinen Ehrgeiz ge-
weckt.

Was fasziniert Sie an diesem Beruf?
Es wird nie langweilig, man lernt Unternehmen sehr 
gut kennen. Die fachlichen Aufgaben sind sehr an-
spruchsvoll und die konstruktive Auseinanderset-
zung mit Mandanten macht mir Spaß. Eigeninitiative 
ist gefragt und gleichzeitig Teamarbeit. Ein Beruf, auf 
den ich auch wegen seines gesellschaftlichen Anse-
hens stolz bin.

Wo würden Sie gerne leben?
Als Tochter eines Bundeswehroffiziers gehörten Um-
züge alle paar Jahre zum Alltag. Meine schulische 
Ausbildung erfolgte in drei Bundesländern. Nach dem 
Studium in den USA ging es im Beruf ähnlich weiter, 
BaFin in Bonn und Frankfurt, danach KPMG zuerst in 
München und jetzt in Hamburg. Ab April werde ich 
dann bei KPMG in Hannover tätig sein. Mein Wohnort 
derzeit ist Berlin, eine großartige Stadt, in der ich ger-
ne länger bleiben würde. Aber auch eine Auslandssta-
tion würde mich immer reizen.

Was ist Ihr größter Erfolg?
Im sportlichen Bereich sicherlich die Verbesserung 
mehrerer Schwimmrekorde der University of Illinois 
sowie der Gewinn der Deutschen Meistertitel 2002 
und 2004 in der Freistil- und Lagen-Staffel mit meinem 
Verein SG Bayer. Im beruflichen Bereich natürlich das 
Bestehen des Wirtschaftsprüfungsexamens, da gibt es 
derzeit noch keine weiteren vergleichbaren Erfolge.

Wo und was möchten Sie in fünf Jahren sein?
Ehrlich gesagt, ich lasse es auf mich zukommen. Das 
Wirtschaftsprüfungsexamen bestätigt einem, dass 
man fachlich auf dem richtigen Weg ist. Ich freue 
mich auf die damit verbundenen neuen Herausfor-
derungen und Aufgaben, insbesondere mehr Verant-
wortung übernehmen zu können. 

Welches Buch lesen Sie zurzeit?
Derzeit lese ich von Javier Marías „Dein Gesicht mor-
gen“.

Was machen Sie gerne in Ihrer Freizeit?
Ich gehe immer noch regelmäßig Schwimmen, ab 
und zu auch Mountainbiken. Lesen oder Kino ste-
hen eigentlich immer auf dem Programm. Im Urlaub 

Auslandsreisen, natürlich bin ich ein Amerika-Fan, 
aber auch Asien ist ein tolles Reiseziel.

Was bedeutet für Sie Qualität?
Qualität und Genauigkeit sind im Wirtschaftsprüfer-
beruf unabdingbare Grundvoraussetzungen für be-
ruflichen Erfolg. Für mich bedeutet das auch, dass 
man bereit sein muss, etwas mehr zu investieren, 
weil man sich nicht mit durchschnittlichen Ergeb-
nissen zufrieden geben sollte.

Was freut Sie besonders?
Aufrichtigkeit, wenn ich positiv überrascht wer-
de, wenn schwere Aufgaben gelingen und natürlich 
auch wenn meine Arbeit Anerkennung findet. 

Was ärgert Sie besonders?
Unehrlichkeit, mangelnder Wille zur Kommunikati-
on, sich einen Vorteil verschaffen auf Kosten anderer 
und eine Laissez-faire-Haltung.

Was bedeutet für Sie Lebensqualität?
Zufriedenheit im Privaten und im Beruf, Spaß haben 
mit Freunden und bei aller beruflichen Belastung 
noch Zeit zu haben, das Leben zu genießen.

Welche ist Ihre Lieblingsgestalt in der Geschichte?
Zumindest in der aktuellen Zeitgeschichte imponiert 
mir die IWF-Chefin Christine Lagarde sehr: Sie ist in-
telligent, weltoffen und sympathisch. Und in ihrer 
Jugend war sie auch im Schwimmsport erfolgreich.

Was ist Ihr Traum vom Glück?/Ihr Motto?
Berufliches und Privates in Einklang bringen zu kön-
nen. Da bin ich meinem Traum vom Glück schon 
sehr nah gekommen. Aber wie im Sport muss man 
oft auch dafür kämpfen, Ziele hartnäckig verfolgen 
und an sich arbeiten. Dazu passt auch mein Motto: 
Aus Schwächen muss man Stärken machen.

Astrid Matthias (32) studierte vier 
Jahre BWL in den USA finanziert durch 
ein Sportstipendium. Beruflich begann 
sie bei der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht und wechselte 
2007 zur KPMG AG WPG in den 
Bereich Financial Services. Während-
dessen belegte sie an der Universität 
Mannheim ein Masterstudium in 
Accounting and Taxation. Nach ihrem 
Wirtschaftsprüfungsexamen wurde sie 

am 25.1.2012 von der Wirtschaftsprüferkammer als Wirtschafts-
prüferin bestellt. Derzeit arbeitet Astrid Matthias in Hamburg.
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Textsammlung zur 
Wirtschaftsprüferordnung

– Nationale und europäische Regelungen
12. Auflage 2011

Wirtschaftsprüferordnung und Durchführungsverordnungen, 
Berufssatzung WP/vBP, Satzung für Qualitätskontrolle, 

Satzung der WPK, EU-Abschlussprüferrichtlinie u. a., 
400 Seiten, 20,00 € (zzgl. Versandkosten)

50 Jahre Wirtschaftsprüferkammer –  
Berufliche Selbstverwaltung  
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96 Seiten, kostenlos (keine Versandkosten)
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EINZIGARTIG ...

… ist unsere Erfahrung in der Versicherung für 
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater.
Seit mehr als 70 Jahren ist die Berufshaftpfl ichtversicherung für Wirtschaftsprüfer und Steuerberater unser Geschäft. Ihre Ansprech-

partner sind sehr erfahren und hoch kompetent. In der Beratung passen wir den Versicherungsschutz an Ihre Bedürfnisse und das 

individuelle Risiko aus Ihrer Praxis an. Bei allen Fragen zum Risiko und zum bestehenden Versicherungsumfang stehen wir Ihnen 

fl exibel und pragmatisch mit unserem Wissen zur Verfügung. In der Schadensbearbeitung treffen Sie auf unsere hoch motivierten und 

spezialisierten Juristen, die Sie bei der Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche unterstützen und bei berechtigten Schadens-

ersatzansprüchen mit Ihnen zusammen Lösungen mit Ihrem Mandanten suchen und fi nden. Damit kennen wir uns aus.

Versicherergemeinschaft für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen
Allianz · AXA · ERGO · R + V Allgemeine

Dotzheimer Str. 23 · 65185 Wiesbaden 

Tel.: +49 (0)6 11 / 3 96 06 - 0 

Fax: +49 (0)6 11 / 3 96 06 - 26 

E-Mail: vwi@versicherungsstelle-wiesbaden.de 

www.versicherungsstelle-wiesbaden.de


